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Zum Beginn des Welternährungsprogramms 
WERNER SCHWARZ 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Am 1. Januar 1963 ist mit der Durchführung des „Welt­
ernährungsprogramms" (World Food Program, WFP) be­
gonnen worden, das unter der gemeinsamen Leitung des 
Generaldirektors der Ernährungs- und Landwirtschaftsorga­
nisation der Vereinten Nationen, der FAO, und des General­
sekretärs der Vereinten Nationen steht. Ich benutze gerne 
diesen Anlaß, um auch an dieser Stelle die Bedeutung eines 
solchen, von über 100 Mitgliedstaaten der beiden großen 
Weltorganisationen getragenen Unternehmens zu unterstrei­
chen. 
Das Welternährungsprogramm geht auf eine Entschließung 
der Vereinten Nationen vom Oktober 1960 zurück, wurde auf 
deren Wunsch im Auftrag des Generaldirektors der FAO, 
Dr. B. R. Sen, ausgearbeitet und von den Vollversammlungen 
beider Organisationen 1961 genehmigt. Das Programm sieht 
vor, im Laufe von drei Jahren mit einem Aufwand von 
100 Mill. Dollar Nahrungsmittel aus den Überschußländern 
der Welt für ganz bestimmte Sonderzwecke hilfsbedürftigen 
Ländern als Geschenk zuzuführen. Diese Hilfe soll gewährt 
werden erstens in Katastrophenfällen, zweitens als Kinder­
hilfe für Schulspeisungen, drittens zur Durchführung drin­
gender Vorhaben der Landwirtschafts- und Siedlungspolitik, 
die ohne vorübergehende Lebensmittelzuschüsse nicht zu 
verwirklichen wären, wie z. B. Umsiedlungen und Maß­
nahmen der Agrarreform. Das Welternährungsprogramm hat 
überwiegend experimentellen Charakter. Man will damit 
Erfahrungen in dieser neuartigen Form der Entwicklungs­
hilfe sammeln. Auch hier sind, wie bei den allgemeinen, von 
der FAO durchgeführten Programmen der Technischen Hilfe 
und des Sonderfonds, Initiativ-Anträge der Entwicklungs­
länder erforderlich. Die von ihnen vorgeschlagenen Projekte 
werden von Beauftragten des WFP an Ort und Stelle auf 
ihre Dringlichkeit und wirtschaftliche Zweckmäßigkeit und 
schließlich vom Exekutivdirektor, dem Holländer Dr. A. H. 
Boerma, und seinem Stab auf ihre finanzielle Vertretbarkeit 
geprüft. Das Direktorenkollegium des WFP, dem auch ein 
Deutscher angehört, arbeitet dabei eng zusammen mit einem 
Regierungsausschuß aus Vertretern der Mitgliedsländer. Zur 
Finanzierung des WFP sind aus dem Kreis der Mitgliedslän­
der der FAO bisher rd. 90 Mill. Dollar aufgebracht worden, 
davon 50 Mill. Dollar von den Vereinigten Staaten. Die Bun­
desregierung unterstützt das Programm im ersten Jahr mit 
11 Mill. DM und hat im ganzen — vorbehaltlich der parla­
mentarischen Genehmigung in den nächsten beiden Jahren 
— eine Beteiligung mit 32 Mill. DM in Aussicht gestellt. 
Das Welternährungsprogramm ist ein Teil der „Weltkam­
pagne gegen den Hunger" (Freedom from Hunger Campaign), 
zu der der Generaldirektor der FAO 1960 aufgerufen hat 
und die bis 1965 dauern soll. Man könnte vielleicht fragen, 
wozu es noch eines besonderen Feldzuges gegen den Hunger 
bedürfe, wenn doch die gesamte Tätigkeit der FAO darauf 
gerichtet ist, den Ernährungs- und Lebensstandard der Völ­
ker zu heben. Die Kampagne entstand aus der Überlegung, 
daß der Kampf gegen den Hunger ein dramatischer Wett­
lauf mit der Zeit ist, von dem sich die meisten Menschen 
in den glücklicheren Ländern, die heute keinen Hunger mehr 
kennen, nicht genügend Rechenschaft geben. Es handelt sich 
nicht nur darum, die Ernährung der heute lebenden Men­
schen zu verbessern, sondern man muß auch dafür sorgen, 
daß die in einigen Jahrzehnten auf der Welt vorhandene Be­
völkerung genug zu essen hat. Die Weltbevölkerung ver­
mehrt sich progressiv. Von 1650 bis 1850 brauchte sie noch 

200 Jahre, um sich zu verdoppeln, von 1850 bis 1950 nur noch 
100 Jahre, und von 1950 bis zum Jahre 2000, das unsere Kin­
der noch erleben werden, wird sie von 2,7 auf über 6 Milliar­
den Menschen anwachsen. Es gilt als durchaus möglich, die 
für 6 Milliarden Menschen notwendige Nahrung der Erde ab­
zuringen, aber es bedarf dazu rascher Mobilisierung aller 
vorhandenen Nahrungsreserven, wenn es nicht zu der be­
fürchteten „Bevölkerungsexplosion" kommen soll. Diese Auf­
gabe übersteigt die eigene Kraft der Länder, in denen der 
Kampf gegen den Hunger geführt werden muß. 
Der Gedanke der FAO-Kampagne ist daher, allen Völkern 
die Dringlichkeit dieser Menschheitsaufgabe vor Augen zu 
führen, ihr Solidaritätsgefühl zu wecken, Hilfsquellen zu er­
schließen und das Tempo der gegen den Hunger gerichteten 
Maßnahmen zu beschleunigen. Dabei handelt es sich bei der 
Kampagne als solcher nicht um ein Eingreifen bei akuten 
Notständen von Fall zu Fall — diese Aufgabe fällt nunmehr 
dem Welternährungsprogramm zu —, sondern um langfristig 
geplante Vorsorge für eine Steigerung der Nahrungsmittel­
produktion. In den Geberländern hat die Kampagne einen in­
formativen und appellierenden Charakter, in den Empfänger­
ländern soll sie die Aktivität der Regierungen stärken und 
bereits in der Durchführung begriffene Programme beschleu­
nigen helfen oder ergänzen. Als Ergebnis ihrer Sachver­
ständigen-Studien hat die FAO über 100 Hilfsprojekte für 
Einzelaktionen von besonderer Dringlichkeit ausarbeiten las­
sen. Sie in Angriff zu nehmen ist dann Sache der betreffen­
den Länder. Für die Beschaffung der nötigen Gelder steht die­
sen der übliche Weg entweder eines Antrags auf bilaterale 
Hilfe oder auf Genehmigung eines multilateralen Projektes 
aus den Sonderfonds der Vereinten Nationen über die FAO 
offen. 
Unter den ersten Trägern von Hilfsprojekten im Rahmen der 
FAO-Kampagne waren die beiden deutschen Kirchen, die 
schon 1960 je 100 000 Dollar und inzwischen nochmals die 
gleiche Summe stifteten. Aus diesen Mitteln werden vier Pro­
jekte zur Steigerung der Nahrungsmittelerzeugung in Afrika 
finanziert. Die Bundesregierung hat 450 000 DM zu den allge­
meinen Kosten der Aktion beigetragen. Zur weiteren Unter­
stützung der FAO-Kampagne seitens der Bundesrepublik ist 
im Dezember 1962 unter der Schirmherrschaft des Herrn 
Bundespräsidenten der „Deutsche Ausschuß für den Kampf 
gegen den Hunger" gegründet worden, dem führende Per­
sönlichkeiten aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens 
angehören. Der Ausschuß wird sich auch der Vorbereitung 
der deutschen Beteiligung am Welternährungskongreß (World 
Food Congress) annehmen, der im Juni 1963 im Rahmen 
der Weltkampagne gegen den Hunger auf Einladung der 
amerikanischen Regierung in Washington stattfindet. 
Der Welternährungskongreß soll hauptsächlich Vertretern 
solcher nichtstaatlicher Instanzen und Organisationen, die 
sich unter irgend einem Gesichtspunkt mit Ernährungsfragen 
befassen und zum Erfolg der FAO-Aktion beitragen können, 
Gelegenheit geben zur Aussprache über das Welternährungs­
problem, über das bisherige Ergebnis der Kampagne und 
über Vorschläge für ihren weiteren Verlauf. Es ist das erste 
Mal, daß die uns alle so stark bewegende Frage der heutigen 
und der künftigen Ernährung der Menschheit in einem so 
weitgezogenen Kreis von Sachverständigen erörtert wird. 
Man darf hoffen, daß von diesem Kongreß neue kräftige Im­
pulse zur Lösung dieses weltbewegenden Problems ausgehen. 
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Drei Monate Weltparlament 
Die Ergebnisse der 17. ordentlichen Tagung der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

DR. MAX BEER, NEW YORK 
Sonderberichterstatter der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen 

Aus dem Inhalt: Ströme von Reden, Lawinen von Papier 
überwältigen das Nationenparlament — Rückblick auf die 
Kubakrise — Neue Niederlage Volkschinas — Das ungelöste 
Palästinaproblem — Ungarn verschwindet aus dem Blickfeld 
der Vereinten Nationen — Die Deutschlandfrage und die 
Tätigkeit der Beobachtermission der Bundesrepublik—Afrika 
beherrscht wiederum die Debatten — Prozedurfortschritte in 
den Abrüstungs- und Weltraumproblemen — Einberufung 
einer Welthandelskonferenz — Grundsätze für nationale 
Souveränität über natürliche Hilfsquellen — Humanitäre und 
völkerrechtliche Untersuchungen — U Thants Wiederwahl — 
Annahme des Gutachtens des Internationalen Gerichtshofes 
über Finanzierung der Kongo- und Mittelostaktionen — Son­
dertagung für Methoden künftiger Finanzierung friedens­
erhaltender Aktionen — Das Ergebnis der Tagung. 

Einleitung 

Drei Monate lang, vom 18. September bis zum 21. Dezember, 
herrschte i n der riesigen blaugoldenen Versammlungshalle, 
i n den sieben großen Konferenzsälen, i n den wei t läuf igen 
Salons und Wandelhallen, den Büros des Sekretariats, den 
ü b e r die Stadt h in verstreuten, oft ganze H ä u s e r i n Anspruch 
nehmenden A m t s r ä u m e n der Delegationen und nicht zuletzt 
i n den Pressesä len ein schier u n ü b e r s e h b a r e r Massenbetrieb. 
I n den Bera tungssä len , meistens i n zahlreichen gleichzeitig 
stattfindenden Sitzungen, folgten lange, häuf ig aufgeregte 
und leidenschaftliche Reden einander, unterbrochen durch 
polemische Repliken, abgelöst durch tumul tuöse Abs t immun­
gen, die Zusa tzan t räge , Gegenan t räge , s türmisches Verlangen 
nach paragraphenweiser und namentlicher Abst immung und 
hierbei bittere und zänkische Prozedurdebatten komplizierten. 
A l l das, umgeben von s t änd igem L ä r m e n und Stimmengewirr 
in den Korr idoren und Salons, i n das wie Trompe tens töße die 
Lautsprecher die Namen der an das Telefon gerufenen Dele­
gierten hineinbliesen und i n den P r e s s e r ä u m e n Dokumente 
und Pressekonferenzen, kaum h ö r b a r i n dem Gerassel der 
Schreibmaschinen, ankünd ig ten . 110 Delegationen, viele m i t 
mehr als 30 Mitgliedern, Min i s te rp räs iden ten , Außenmin i s t e r , 
Chefdelegierte, beigeordnete Delegierte, Berater und Sekre­
tä re , rund 200 Korrespondenten, unzäh l ige Schlachtenbummler 
und Touristen wogten i n den lang am Eastriver hingestreckten 
G e b ä u d e n h i n und her, durcheinander, bildeten dichte, un ­
durchdringliche K n ä u e l an den Bars, wo vier oder fünf Bar­
tender ununterbrochen Cocktails mischten, sausten auf und 
herab in den Fah r s tüh l en , überfü l l ten den großen Speisesaal 
der Delegierten und die riesenhafte Cafeteria der viele Tau­
sende zäh lenden Sekretariatsbeamten. Und dieses chaotische, 
geräuschvol le Durcheinander belebte das bunte Spiel der 
exotischen K o s t ü m e afrikanischer Delegierter und asiatischer 
Damen und der Hautfarben, i n denen Schwarz und Gelb und 
Braun immer mehr die weiße Farbe überwiegen . Ü b e r dieses 
tosende und bunte Gewimmel ergossen sich von den f rühes ten 
Morgenstunden an bis i n die Nacht Lawinen von Papier, 
buchstäbl ich die Tausende überf lu tend, gedruckte und abge­
zogene Dokumente, Entschl ießungs texte , Verhandlungsberichte 

und Protokolle, und neben dieser Produktion des Sekreta­
riats, für deren Umfang es wohl i n keiner anderen Einr ich­
tung der Welt ein Beispiel gibt, die unzäh l igen schriftlichen 
E r k l ä r u n g e n und Kommuniques der Delegationen. Ebenso­
wenig wie die Reden konnte man diese Drucksachen und 
Schrif ts tücke noch verfolgen, sie auseinanderhalten oder auch 
nur ihren K e r n erfassen, denn immer wieder rol l ten neue 
Massen von Papier auf dieses i n v e r h ä l t n i s m ä ß i g engem 
Raum zusammengepferchte Gewimmel herab, das drei Monate 
lang die Menschheit vertreten woll te . 
Drei Monate lang . . . Und plötzlich, am Morgen des 21. 
Dezember war alles vorüber . Keine Geräusche , keine Men­
schenknäuel , keine Papierlawinen mehr, die Hallen und 
Säle, die Wande lgänge und Salons, die S p e i s e r ä u m e waren 
leer. Vereinzelte Über lebende , wenn man so sagen darf, stan­
den noch etwas be t äub t an der Bar der g roßen Delegierten­
salons i n vereinsamter Gruppe, und sie fragten sich, als sie 
auf das Neue Jahr miteinander ans t i eßen : Was hat sich i n 
Wahrheit i n diesen langen Wochen, diesen endlosen Tagen 
und Nächten ereignet, und was ist übr ig geblieben? 
Wir wollen versuchen, diese Frage zu beantworten. 

I . Die großen politischen Krisen außerhalb der Versammlung 

Zunächs t ist zu unterscheiden zwischen dem, was sich a u ß e r ­
halb der Versammlung, und dem, was sich innerhalb ihres 
Rahmens und ihrer Tagesordnung vollzog. F ü r das große 
Publ ikum d r a u ß e n i n der Welt geben zwei g roße Krisen, die, 
abgesehen von rhetorischen Bezugnahmen, i n Wahrheit nie­
mals die Versammlung und ihre Kommissionen beschäft ig­
ten, der Tagung ih r Gepräge , und auch für die Teilnehmer, 
Delegierten und Journalisten, übe r scha t t e t en sie die eigent­
liche Arbe i t des Nationenparlaments, eine Verschiebung der 
Aufmerksamkeit, die vers tändl ich ist, we i l diese Krisen 
immerhin i n den Interessenbereich der Vereinten Nationen 
gehör ten , t ief i n ih r Lebensproblem Kr ieg oder Frieden ein­
drangen, und von ihnen ganz entschieden das Schicksal der 
Weltorganisation a b h ä n g e n m u ß t e . 
Das galt vor allem von der größeren dieser Krisen, der Kuba­
krise, die i m zweiten Monat der Tagung ausbrach und die, 
wenn auch nicht vor die Versammlung, so doch vor den 
Sicherheitsrat gebracht und dann i n die H ä n d e des General­
sekretärs gelegt wurde. W i r haben sie i n unserem letzten 
Bericht ausführl ich behandelt und dargelegt, daß , obgleich 
die Regelung des großen Konfliktes, der eine Machtprobe 
zwischen den beiden Riesenmäch ten war, durch diese Mächte 
erfolgte, die Rolle der Vereinten Nationen nicht un te r schä tz t 
werden darf, we i l ohne seine schnelle Uberweisung an den 
Sicherheitsrat, ohne die von U Thant ergriffene In i t ia t ive 
die Machtprobe vielleicht nicht m i t einer friedlichen Lösung 
geendet hä t t e . Durch ihre bloße Existenz haben die Vereinten 
Nationen i n der Tat der Welt einen unschä tzbaren Dienst 
geleistet. Wei l sie existierten, konnte P rä s iden t Kennedy, 
nachdem er die ernste A k t i o n der Blockade a n g e k ü n d i g t und 
unternommen hatte, den Fal l vor den Sicherheitsrat bringen, 
konnten Entschl ießungen, die Verhandlungen vorschlugen, zur 
Debatte gestellt werden, konnte U Thant, der Tradi t ion seines 
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großen Vorgängers getreu, seinen Appel l an die Mächte 
richten und sich ihnen zur Ver fügung stellen. Und vergessen 
w i r nicht, daß , wenn die Versammlung selbst sich des Falles 
auch nicht bemächt ig te — und w o h l ernsthaft niemand das 
Eingreifen dieser großen, durch Gegensätze , Propaganda und 
Leidenschaft d u r c h w ü h l t e n Körperschaf t gewünsch t h ä t t e —, 
doch aus der Mitgliedschaft, aus einer Gruppe von ü b e r 40 
Staaten, der Appel l an U Thant gerichtet wurde, von sich aus 
an die Mächte zu appellieren, und daß sie Zeuge war, der 
begleitende Chor der B e m ü h u n g e n , den Frieden zu erhalten. 
Sie hatte jahrelang unbeachtete Entsch l ießungen gegen den 
Atomkrieg angenommen, und von neuem stand dieses Thema 
auf ihrem Arbeitsprogramm. Nun, w ä h r e n d sie tagte, trat 
zum ersten Mal die Möglichkeit, ja die Wahrscheinlichkeit 
des die Welt vernichtenden Atomkrieges an die Menschheit 
heran. Es war stets für viele eine Hoffnung gewesen — und 
w i r haben sie wiederholt hier ausgesprochen —, d a ß die 
Präsenz des Nationenparlamentes allein i n der Stunde der 
g röß ten Gefahr Rettung bringen könne . W i r glauben, d a ß die 
Versammlung diese Aufgabe erfül l t hat. Sie tat nichts, aber 
sie war da. I h r Dasein war unschä tzbar . 
Die zweite Krise, die hinter der Erregung, welche die Kuba­
krise auslöste, zuerst i n den Hintergrund trat, war die Kongro-
krise. Sie w ä h r t seit zwei Jahren und wurde, als die Wel t ­
kriegsgefahr schwand, jedermann wieder stark bewuß t . Von 
ih r glaubte man zwar nicht, daß sie die Welt i n Brand stecken 
w ü r d e , befürchte te aber, d a ß sie die Vereinten Nationen aus 
den Fugen heben, sie zers tören könn te , einmal wegen des 
untragbaren Prestigeverlustes, den das Mißl ingen oder ein 
Uberspannen der A k t i o n m i t sich bringen müß te , dann aber 
auch und vor allem wegen der finanziellen Z e r r ü t t u n g der 
Organisation durch die Unkosten, die das Kongounternehmen 
verursacht, deren Deckung ein immer schwierigeres Problem 
wi rd , und die die Beendigung der Intervention immer dr ing­
licher erscheinen l ieß. Zwar wurde die A k t i o n nicht einmal 
i m Sicherheitsrat e rör te r t , war sie nur Gegenstand von Ver­
handlungen und Kundgebungen U Thants, sporadischen Z u ­
s a m m e n k ü n f t e n seines Beratenden Kongokomitees, langer 
Berichte aus Léopoldvil le , Botschaften des Gene ra l sek re t ä r s , 
immer wieder verschleppter E r ö r t e r u n g e n m i t dem Katanga-
p rä s iden t en Tschombe ü b e r den „U Thant Plan", der A n ­
nahme einer neuen Bundesverfassung, die Katangas Separa­
tismus beenden und den Zuf luß der E inkünf te aus der Union 
Miniè re an die Zentralregierung und i m Falle des Scheiterns 
strenge wirtschaftliche Sanktionen aller A r t vorsah. Aber man 
wuß te , daß hinter alldem die Drohung der Anwendung von 
mil i tä r i scher Gewalt gegen Tschombe stand, offiziell nur i m 
Falle der „Ver te id igung" ins Auge gefaßt, aber bei unver­
meidlicher Gegenaktion in Katanga sehr schnell zu Offensiv­
aktionen führen konnte. Als die Versammlung auseinander­
ging, waren die Z u s a m m e n s t ö ß e jedenfalls vorbereitet: Eine 
Reihe von Staaten, darunter die Bundesrepublik, wurden 
offiziell zur Teilnahme an den Sanktionen, zunächs t zur Sperre 
von Kupfer- und Kobalteinfuhren, angehalten, andere waren 
zur Lieferung von mi l i tä r i schem Mater ia l ersucht worden, 
worauf die Vereinigten Staaten schnell durch Entsendung 
einer Mil i tärmiss ion zur Erkundung der Bedürfn isse der U N 
reagierten. Aber es war sichtbar, daß entscheidende Akt ionen 
das Ende der Versammlung abwarten w ü r d e n , und t a t säch ­
lich brachen die neuen mi l i tä r i schen Krisen, begleitet von 
scharfen Kundgebungen des Gene ra l sek re t ä r s , erst u m die 
Jahreswende aus, u m dann i n den ersten Januartagen zu 
K ä m p f e n i n Elisabethville, der Hauptstadt Katangas, dann 
zu der unerwarteten Besetzung Jadotvilles durch Truppen der 
UN und hierbei zu der En thü l l ung zu führen, daß die Mil i tä rs 
sich zu einem Vormarsch ohne Instruktionen durch den Gene­
ra l sek re t ä r hatten h in re ißen lassen. I m Augenblick, da dieser 
Bericht ver faß t w i r d , sind die weiteren Entwicklungen noch 
nicht übersehbar . 

D r . M a x B e e r , u n s e r S o n d e r b e r i c h t e r s t a t t e r i n N e w Y o r k s e i t 1956. 
( U N - B i l d ) 

I I . Politische in der Versammlung behandelte Probleme 

Von neuem glauben wi r , i n dieser zusammenfassenden Dar­
stellung die küns t l iche Unterscheidung ü b e r s e h e n zu dürfen , 
die i n den Veröffent l ichungen der Vereinten Nationen m i t 
Rücksicht auf die Kommissionen, i n denen sie behandelt wer ­
den, zwischen politischen Problemen, Kolonialproblemen und 
einer Reihe die Finanzen der Organisation betreffenden 
Fragen gemacht w i r d . Sie alle sind politisch, bei ihnen allen 
kommen die politischen Gegensä tze unter den Nationen zum 
Ausdruck, und nur wenn w i r sie gemeinsam betrachten, er­
langen w i r ein B i l d des politischen Klimas, das die Tagung 
umgab. 

1. Fernöstliche Probleme 

W i r haben bereits i n unserem letzten Bericht dargelegt, d a ß 
von neuem der Versuch, die Chinesische Volksrepublik an­
stelle Nationalchinas in die Vereinten Nationen einzuführen, 
scheiterte. Inzwischen wurden fernöst l iche Probleme i n der 
a l l jähr l ichen Debatte ü b e r Korea aufgeworfen, zuerst a n l ä ß ­
lich der kommunistischen Forderung, Nordkorea gleichberech­
t ig t m i t S ü d k o r e a zu den Verhandlungen hinzuzuziehen, was 
abgelehnt wurde, dann auf Grund des Berichtes der Wieder­
aufbaukommission der U N für Korea, deren Erneuerung die 
Sowjets ablehnten, u m durch einen eigenen Antrag die Z u ­
rückz iehung der fremden Truppen, d. h. der amerikanischen 
Truppen, die dort seit 1950 unter der Flagge der Vereinten 
Nationen stehen, zu fordern. Auch diese kommunistischen 
Vors töße miß langen . I n einer m i t 63 Stimmen gegen 11 bei 26 
Stimmenthaltungen angenommenen Entsch l ießung wurde das 
Mandat der Kommission erneuert, als Zie l der U N wie bisher 
die Einigung Koreas auf demokratischer Grundlage gefordert 
und damit die kommunistische These, die ja die Sowjets auch 
auf Deutschland anwenden, wonach die Einigung auf der 
Grundlage der beiden bestehenden Staaten auf dem Wege 
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G e n e r a l s e k r e t ä r U T h a n t , D r . M a x B e e r u n d d e r g e g e n w ä r t i g e 
P r ä s i d e n t d e s V e r b a n d e s d e r U N - K o r r e s p o n d e n t e n , P i e r r e H u s s , b e i 
d e r E i n w e i h u n g d e s n e u e n P r e s s e k l u b s i m G e b ä u d e d e r U N w ä h r e n d 
d e r l e t z t e n G e n e r a l v e r s a m m l u n g . D e r j e t z i g e P r e s s e k l u b k a m z u s t a n d e 
m i t H i l f e e i n e s d e m f r ü h e r e n P r e s s e k l u b d e s V ö l k e r b u n d e s g e h ö r e n ­
d e n G o l d f o n d s , d e r l a n g e e i n g e f r o r e n w a r u n d d e n D r . B e e r i n s e i n e r 
E i g e n s c h a f t a l s P r ä s i d e n t d e s V e r b a n d e s d u r c h e i n e n V e r t r a g m i t 
H a m m a r s k j ö l d v o m J a h r e 1955 f r e i b e k a m . ( L e o R o s e n t h a l - B i l d ) 

von Verhandlungen unter ihnen zu erfolgen habe, verworfen. 
Die Lage i n Vietnam gelangte nicht auf die Tagesordnung 
und war Gegenstand keiner Beschlüsse. 
Dagegen standen die Situation i n Volkschina betreffende 
Probleme dadurch indirekt zur Debatte, daß bei den Beratun­
gen ü b e r das Genfer Hochkommissariat für Flücht l ingshi l fe , 
das dem ungemein t ä t igen und erfolgreichen Schweizer Felix 
Schnyder untersteht und bis Ende 1968 erneuert wurde, das 
Schicksal der chinesischen, nach britisch Hongkong strömen­
den Flüchtlinge entgegen kommunistischem Einspruch, wenn 
auch nicht so grundlegend wie andere Flücht l ingsfragen, den 
„guten Diensten" des Hochkommissars anvertraut wurde. Die 
betreffende Entsch l ießung wurde mi t 58 gegen 22 Stimmen 
bei 26 Stimmenthaltungen angenommen. 

2. Der Nahe Osten 

Anläßl ich des Berichtes des Direktors des Hilfswerkes der 
Vereinten Nationen für die arabischen Flüchtlinge aus Palä­
stina, Dr. John Davis, und eines Berichtes der Schlichtungs­
kommission für Pa läs t ina , der die Vereinigten Staaten, Frank­
reich und die T ü r k e i angehören , brach wie al l jährl ich, aber 
noch erheblich schärfer und s tü rmischer als bisher, der Kampf 
der arabischen Staaten und der hier m i t ihnen v e r b ü n d e t e n 
mohammedanischen Asiaten gegen Israel aus, verschärf t durch 

das Auftreten einer sogenannten „arabischen P a l ä s t i n a d e l e ­
gation", die zu den Debatten zugelassen worden war. Rein 
formel l bestand das Ergebnis der langen Auseinandersetzun­
gen darin, daß ein Ant rag afrikanischer, Frankreich nahe­
stehender Delegationen, der Verhandlungen zwischen den 
Arabern und Israel empfahl, als aussichtslos zurückgezogen 
wurde, d a ß die Gegner Israels schließlich auch nicht auf der 
Abst immung ihres ebenfalls wenig aussichtsreichen Antrags 
auf Ernennung eines T r e u h ä n d e r s für das arabische Eigentum 
i n Israel bestanden, und ein amerikanischer Antrag auf Ver­
l änge rung des Mandates der ü b e r eine M i l l i o n F lüch t l inge 
sparsam betreuenden Flücht l ingshi l fe m i t 100 Stimmen ohne 
Gegenstimme bei 2 Stimmenthaltungen angenommen wurde. 
Aber seine Annahme bedeutete nichts anderes, als d a ß auch 
i n diesem Jahre keine Lösung des sich von Jahr zu Jahr h i n ­
schleppenden und s tänd ig ve r schä r fenden P rob lèmes finden 
ließ. I m Gegenteil, die Debatten zeigten, d a ß eine rationale 
Lösung immer unwahrscheinlicher geworden ist. Die Araber 
haben nachdrückl icher , ja fanatischer denn je das Problem 
mi t dem Kampfe gegen die Existenz des Staates Israel ver­
knüpft , den sie der kolonialistischen Herrschaft ü b e r das ara­
bische P a l ä s t i n a beschuldigten. Sie beriefen sich dabei auf 
die Versammlungsen t sch l i eßung des Jahres 1960, die sofortige 
Befreiung aller Kolonien verlangt und so viele andere De­
batten w ä h r e n d dieser Tagung inspirierte, und griffen hart­
näckig die Grundlagen des israelischen Staatswesens, die i m 
Ersten Wel tkr ieg erlassene Balfourerklärung ü b e r das j ü d i ­
sche Heim i n P a l ä s t i n a und die Teilungsentschließung der 
Versammlung vom Jahre 1948 an. Diese Tendenz, wie der 
immer wieder von arabischer Seite aufgestellte Vergleich 
der Zionisten und Israeli mi t den Nazis, füh r t e na tür l i ch 
zu heftigen israelischen Repliken und auch zu Tadel von 
anderer Seite und verbitterte noch mehr die ohnehin f r ied­
lose A t m o s p h ä r e . Jedenfalls ist das politische Ergebnis der 
Debatte, d a ß die Araber Verhandlungen mit Israel sowohl 
ü b e r die Flücht l ingsf rage als auch ü b e r das Gesamtproblem 
unerbittlich weiterhin ablehnen und der „Kr iegszus tand" in 
Pa läs t ina , nur gebannt durch die Waffens t i l l s t andsver t räge , 
andauert. 

3. Lateinamerika 

Ein einziges, Lateinamerika di rekt betreffendes Problem, der 
Streit Venezuelas m i t G r o ß b r i t a n n i e n ü b e r die Grenzen mit 
Britisch-Guayana, wurde ohne Beschlußfassung auf Grund 
eines Berichtes des Politischen Sonderausschusses der Ver­
sammlung vertagt; der Bericht stellte fest, daß die beteiligten 
Regierungen eine Regelung auf diplomatischem Wege suchen 
w ü r d e n . 

4. Europa 

Wie i m vorhergehenden Bericht dargelegt, gelangte die Süd­
tiroler Frage i n diesem Jahre nicht vor die Versammlung, sie 
ist vielmehr weiterhin Gegenstand direkter Verhandlungen. 
Das einzige andere europäische Problem, das auf der Tages­
ordnung stand, und zwar wiederum infolge amerikanischer 
Ini t ia t ive , war die ungarische Frage, deren erneute Behand­
lung von kommunistischer Seite auf das heftigste als E i n ­
dringen des „Kal ten Krieges" i n die Versammlung, als i m ­
perialistische Einmischung i n die S o u v e r ä n i t ä t Ungarns be­
kämpf t wurde und der ein g roße r Tei l der neutralistisch 
eingestellten Mitgliedschaft ablehnend oder zum mindesten 
völlig gleichgült ig gegenüber s t eh t . Die Tendenz, der die Ver ­
einigten Staaten sich beugen zu m ü s s e n glauben, ging unter 
diesen U m s t ä n d e n dahin, durch einen rein formalen Beschluß 
das Thema zu begraben. Das geschah durch die Annahme 
einer amerikanischen Entschl ießung, die das Mandat des 
Sondervertreters der Vereinten Nationen für die ungarische 
Frage, des f rühe ren neusee ländischen V e r s a m m l u n g s p r ä s i ­
denten Sir Leslie Munro, für überf lüssig e rk l ä r t und es dem 
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G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant übe r l äß t , i h m geeignet erscheinende 
„In i t i a t iven" zu ergreifen, ohne von i hm jedoch einen Bericht 
an die nächs te Versammlungstagung zu fordern, was k lar 
bedeutet, daß man von Ungarn nichts mehr hö ren w i r d . Die 
Annahme der Entsch l ießung erfolgte mi t 50 gegen 13 Stimmen 
bei 43 Stimmenthaltungen. Sir Leslie, der seit 1958 das nun 
erloschene A m t innehatte, a l l jährl ich substantielle, die unver­
ä n d e r t e Sowjetherrschaft i n Ungarn, das allen Versammlungs­
entsch l ießungen widersprechende Fehlen des Selbstbestim­
mungsrechtes, freier Wahlen und elementarer Menschen­
rechte geißel te , hatte nur m i t M ü h e i n diesem Jahre das Wor t 
in dem Politischen Sonderausschuß zu dem Thema ergreifen 
können . A u f einer großen Abschiedsfeier, i n der die gesamte 
ungarische Emigration i n New Y o r k i h m tief empfundenen 
Dank aussprach, kri t is ierte er scharf den Versammlungs­
beschluß. Die weitere Entwicklung sieht man darin, d a ß 
U Thant, der grundsä tz l ich eine Einladung der kommunis t i ­
schen ungarischen Regierung nach Budapest annahm, i n p r i ­
vaten Besprechungen eine A r t „Amnes t i e" für die noch ein­
gekerkerten F re ihe i t skämpfe r erlangen und hierauf sich nach 
Ungarn begeben w i r d , womi t der Friede zwischen den U N 
und den ungarischen, Moskau untergebenen Machthabern 
besiegelt w ü r d e . . . 

Die Berliner und die deutsche Frage, das europäische Herz­
problem, stand nicht auf der Tagesordnung, wurde, wie i n 
unserem letzten Bericht dargelegt, nur rhetorisch-propagan­
distisch gegen die Bundesrepublik von den Kommunisten 
ausgebeutet, realistisch oder unter Betonung des deutschen 
Selbstbestimmungsrechtes bei Geiße lung der Berliner Schand­
mauer durch westliche Delegierte b e r ü h r t . I m Grunde war 
man froh da rübe r , daß das vor und am Beginn der Tagung 
erwartete Erscheinen Chruschtschows und eine durch ihn 
entfesselte Versammlungsdebatte des Be r l i n - und Deutsch­
landproblems nicht stattgefunden und schließlich die Tagung 
ohne die erwartete Berl inkrise geendet hatte. Wie wei t die 
Hoffnung berechtigt ist, die viele Delegierte nach dem sowje­
tischen Rückzug i n der Kubakrise i m Hinbl ick auf eine Ent­
spannung in der Berliner Frage hegten, war am Ende der 
Tagung ein Thema für Spekulanten, die kaum i n güns t igem 
Sinne durch Chruschtschows Schreiben an Bundeskanzler 
Adenauer bee inf lußt wurden. 
Die Beobachtermission der Bundesrepublik bei den Vereinten 
Nationen ließ na tür l i ch keine Gelegenheit vo rübe rgehen , eine 
gerechte Einstellung zum Berl iner und deutschen Problem 
durch die Versammlungsmitglieder zu v e r s t ä r k e n und da­
r ü b e r hinaus den erneuten Versuchen der „DDR", i n die 
Weltorganisation einzudringen, entgegenzutreten. Diese Ver­
suche galten nicht nur dem Bemühen , für das sich die kom­
munistischen Staaten einsetzten, i n den Kreis der von den 
U N beschlossenen internationalen Konferenzen aufgenommen 
zu werden, die rege lmäßig wie in den Vorjahren i n den zu­
s tänd igen Kommissionen der Versammlung abgelehnt wurden, 
sondern zielten sogar auf direkte Einmischung i n von den U N 
behandelte Kernfragen hin. Wiederholt ließ die SBZ durch 
die tschechoslowakische Delegation der Versammlung Memo­
randen zu von den U N e rö r t e r t en Kernfragen übe rmi t t e ln , 
die dann als Dokumente der U N veröffent l icht werden m u ß ­
ten, w e i l sie von einem Mitgliedstaat ausgingen. 
Eine der ü b e r m ü t i g s t e n Kundgebungen der Zone war eine 
Denkschrift zu dem i m Abschnitt V unseres Berichtes be­
handelten Thema der Berücks icht igung der völker recht l ichen 
Grundsä t ze für freundschaftliche Beziehungen und Zusam­
menarbeit unter den Staaten. Der s t änd ige Beobachter der 
Bundesrepublik bei den Vereinten Nationen, Botschafter 
Sigismund von Braun, wies auf das energischste i n einem 
Rundschreiben an die Delegationen diese k ü h n e Kundgebung 
zurück, die i n Wahrheit eine Verleumdung der Bundesrepu­
b l ik und ihrer angeblichen Weigerung, friedliche Koexistenz 
anzuerkennen, war. „Ein Regime", so e r k l ä r t e er, „welches 

den Deutschen jenseits der Mauer und des Eisernen Vorhangs 
das Recht auf Selstbestimmung verweigert, welches ihre 
Freiheit durch Gewalt u n t e r d r ü c k t und auf diese Weise die 
Menschenrechte, wie sie i n der Charta der Vereinten Nationen 
niedergelegt sind, verletzt, hat kein Recht, diese Charta 
anzurufen." 
A u ß e r d e m richtete das Kuratorium Unteilbares Deutschland 
eine ausführ l iche Beschwerde an die Menschenrechtskom­
mission der Vereinten Nationen wegen der Verletzung der 
Menschenrechte seit der Errichtung der Mauer. Das zahl­
reiche e r schü t t e rnde Einzelheiten des unmenschlichen Vor ­
gehens der Kommunisten schildernde Dokument wurde von 
einer Abordnung des Kuratoriums, geführ t von seinem ge­
schäf ts führenden Vorsitzenden Dr. Wilhelm Wolf gang Schütz, 
dem Direktor der Menschenrechtsabteilung des Sekretariats, 
Professor John Humphrey, über re ich t . 
Aus der praktischen Mitarbei t der Bundesrepublik an kon­
kreten Aufgaben der Vereinten Nationen sind die Be i t r äge 
zu e r w ä h n e n , die w ä h r e n d der Tagung die deutsche Ver­
tretung 1. der Technischen Hi l fe und dem Sonderfonds, 2. dem 
Genfer Hochkommissar für F lücht l inge und 3. dem Hi l fswerk 
für die arabischen Flücht l inge aus P a l ä s t i n a zur Ver fügung 
stellte. F ü r die erste Aufgabe k ü n d i g t e sie 30 M i l l . D M , für 
die zweite 1,2 M i l l . D M , für die dri t te neben dem r e g u l ä r e n 
Beitrag von 1 M i l l . D M 1,5 M i l l . D M für das Ausbildungs­
programm des Hilfswerks an. I n den Reden, die diese A n ­
k ü n d i g u n g e n begleiteten, kam das tiefe Interesse der Bundes­
republik an a l l diesen B e m ü h u n g e n der U N zum Ausdruck. 
Anläßl ich der Flücht l ingshi l fe , die durch das Genfer K o m ­
missariat betraut w i r d , wies der deutsche Beobachter u. a. 
darauf hin, d a ß fast ein Vier te l der B e v ö l k e r u n g der Bundes­
republik aus F lücht l ingen besteht und jeden Tag neue F lüch t ­
linge eintreffen, und die Bundesregierung sich daher der 
Schwierigkeiten b e w u ß t ist, die m i t der Ansiedlung und dem 
Schutz solcher unglückl ichen Menschen zu ü b e r w i n d e n sind. 
Wir möch ten diese Hinweise auf die deutsche M i t w i r k u n g 
und Ak t iv i t ä t i n den U N nicht abschl ießen, ohne auf die 
Zusammensetzung der Beobachtermission zu verweisen. Sie 
besteht gegenwär t ig aus dem Chef, Botschafter Sigismund von 
Braun, dem Botschaftsrat Dr. Paul Frank, dem ersten Bot­
schaf t ssekre tär Dr. Harold Heimsoeth, dem Presseattache 
Dr. Edgar Gerwin und dem zweiten Botschaf t ssekre tä r Dr. 
Guido Brunner sowie drei weiteren Beamten. Man darf ohne 
Ü b e r t r e i b u n g sagen, daß , trotz der i m Vergleich zu den mei ­
sten Delegationen sehr b e s c h r ä n k t e n Mitgliederzahl der deut­
schen Mission, sie nach dem Ur t e i l vieler Beobachter ihre 
schwierige Aufgabe der Beobachtung und der Berichterstat­
tung w ä h r e n d der langen, unübers ich t l ichen Tagung erfolg­
reich erfül l t hat. 

5. Afrika 

Es war na tü r l i ch Afr ika , und mehr denn je, das die Haupt­
kosten der Versammlungsdebatten und Beschlüsse bestritt. 
Vier Hauptthemen beherrschten den erneuten ant ikolonia l i -
stischen Ans turm der Afrikaner, Asiaten und Kommunisten: 
1. Südaf r ikas Rassenpolitik und Weigerung, das f r ü h e r e 
Mandatsgebiet des Vö lke rbundes Südwes ta f r ika der Z u s t ä n ­
digkeit der Vereinten Nationen zu unterstellen; 2. Portugals 
„Kolonia lkr ieg" i n Angola und seinen anderen übersee ischen 
Besitzungen; 3. das Verlangen nach U n a b h ä n g i g k e i t i n den 
noch britischer Kontrol le unterliegenden Gebieten; 4. allge­
meine, die Entkolonisierung betreffende Probleme. 
Die Rassenpolitik in Südafrika war Gegenstand einer i n dem 
Politischen Sonderausschuß vorbereiteten und i m Plenum m i t 
67 gegen 16 Stimmen bei 23 Stimmenthaltungen angenom­
menen Entschl ießung. Sie verlangt von den Mitgliedstaaten 
Ergreifung weitreichender Sanktionen gegen die süda f r ikan i ­
sche Regierung, darunter Abbruch der diplomatischen Bezie­
hungen, Schl ießung der Häfen und Flugplä tze , Boykot t s ü d -
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afrikanischer Waren und Verbot des Exportes, namentlich 
von Waffen nach Südafr ika , Einsetzung eines Sonderkomitees 
für Ü b e r w a c h u n g der Rassenpolitik dieses Staates und schließ­
lich — was die ernsteste M a ß n a h m e darstellt — M a ß n a h m e n 
des Sicherheitsrates, falls nötig, u m die südaf r ikanische Repu­
b l i k aus den Vereinten Nationen auszustoßen. — Was das 
Problem Südwestafrika betrifft , wurde eine i n der Treuhand­
kommission ausgearbeitete Entsch l ießung m i t 98 Stimmen 
ohne Gegenstimme bei 1 Stimmenthaltung i m Plenum ange­
nommen. Sie bes tä t ig t feierlich das unverbrüch l i che Recht 
des südwes ta f r ikan i schen Volkes auf U n a b h ä n g i g k e i t und 
nationale Souverän i t ä t , verurtei l t die südafr ikanische Regie­
rung wegen ihrer Weigerung, m i t den Vereinten Nationen 
für die Durch füh rung der f rühe ren En tsch l i eßungen zusam­
menzuarbeiten, übe rwe i s t die bisher dem Sonderkomitee für 
Südwes ta f r ika — das durch eine andere Entsch l ießung aufge­
löst w i r d — anvertrauten Aufgaben i n Südwes ta f r ika an die 
Sonderkommission für die Durch füh rung der Entsch l ießung 
ü b e r die U n a b h ä n g i g k e i t aller Kolonien, bestimmt die Er­
nennung eines Vertreters der U N für technische Hi l fe m i t Sitz 
i n Südwes ta f r ika sowie andere M a ß n a h m e n , u m dort eine 
„Präsenz" der U N zu errichten, und fordert die süda f r ikan i ­
sche Regierung auf, von jeder zwangsweisen Umsiedlung der 
Bewohner abzusehen und nicht das Gebiet für A n h ä u f u n g 
von Waffen oder Truppen zu benutzen. 

Die gegen Portugal gerichteten Entsch l ießungen galten i n 
erster L in ie der Lage i n Angola. Eine unmittelbar ohne vor­
herige Kommissionsberatung i m Plenum m i t 57 gegen 14 
Stimmen bei 18 Stimmenthaltungen angenommene Entschlie­
ß u n g bekrä f t ig t das Recht der Bevö lke rung dieser Kolonie 
auf sofortige Unabhäng igke i t , verur te i l t Portugals Kolon ia l ­
kr ieg gegen das Volk Angolas, verlangt eine Reihe von M a ß ­
nahmen von Seiten der portugiesischen Regierung zur Ver­
wirk l ichung der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g der Versammlung 
i n diesem Gebiet, ruf t die Mitgliedstaaten zur Verweigerung 
jeder Hilfe, namentlich von Waffenlieferungen an Portugal 
auf, die zur U n t e r d r ü c k u n g der Bevö lke rung beitragen k ö n n ­
ten, warn t Portugal, daß weitere Nichterfül lung der Versamm­
lungsen tsch l ießungen m i t seiner Mitgliedschaft i n den Ver­
einten Nationen unvereinbar ist und fordert den Sicherheits­
rat auf, zur Durch füh rung dieser Entsch l ießung geeignete 
M a ß n a h m e n , darunter Sanktionen, zu ergreifen. — Eine i n 
der Treuhandkommission vorbereitete Entschl ießung, die m i t 
82 Stimmen gegen 7 bei 13 Stimmenthaltungen i m Plenum 
angenommen wurde, verur te i l t ferner auf Grund des Berich­
tes des Sonderkomitees für die Durch füh rung der U n a b h ä n ­
g igke i t se rk lä rung der Versammlung die gesamte Kolon ia l ­
pol i t ik Portugals, proklamiert das bedingungslose Recht aller 
portugiesischen Kolonien auf Unabhäng igke i t , deren sofor­
tige Anerkennung und dann G e w ä h r u n g durch Portugal bei 
Einstellung aller bisherigen U n t e r d r ü c k u n g s m a ß n a h m e n ge­
fordert w i r d , m i t dem auch i n den anderen e r w ä h n t e n Ent­
schl ießungen an die Mitgliedstaaten gerichteten Appel l zur 
Abstandnahme von jeder Hilfeleistung an Portugal und Be­
drohung Portugals m i t M a ß n a h m e n des Sicherheitsrates. Das 
Sonderkomitee w i r d ausdrückl ich beauftragt, der Situation i n 
den portugiesischen Kolonien „höchste P r i o r i t ä t " e i nzu räu ­
men, weshalb das bisherige Sonderkomitee für portugiesische 
Kolonien zu verabschieden ist. Eine andere Entschl ießung, 
die m i t 96 Stimmen gegen 2 ohne Stimmenthaltung ange­
nommen wurde, sieht Ausbildungsprogramme für die Bewoh­
ner der Kolonien i n Vorbereitung ihrer Se lbs tänd igke i t vor. 
Das Ringen u m eine Entkolonisierung der Großbritannien 
unterstellten Gebiete fand zunächs t seinen Ausdruck i n zwei 
Entsch l ießungen ü b e r Südrhodesien. Die erste, m i t 85 gegen 2 
St immen bei 11 Stimmenthaltungen nach Vorberatung in der 
Treuhandkommission angenommen, bezieht sich auf einen 
Einzelfall : Sie verlangt die sofortige und bedingungslose 
Freilassung des P r ä s i d e n t e n der Zimbabwe Union und ande­

rer nationalistischer F ü h r e r und die Aufhebung des Verbotes 
der Union. Die zweite Entschl ießung, für die 81 Delegationen, 
gegen die 2 stimmten und bei der sich 19 der Stimme enthiel­
ten, ist weitreichender: Sie w i l l die Suspendierung der M a ß ­
nahmen zur Durch füh rung der Verfassung vom 6. Dezember 
1961 und der auf jene Verfassung gegründe ten Wahlen, die 
sofortige Einberufung einer verfassunggebenden Konferenz, 
Sicherstellung voller, u n b e s c h r ä n k t e r und gleicher politischer 
Rechte für die gesamte Bevö lke rung , Verhandlungen unter 
den Parteien und m i t G r o ß b r i t a n n i e n bei M i t w i r k u n g des 
G e n e r a l s e k r e t ä r s ü b e r die Durch füh rung der verschiedenen 
Beschlüsse der Versammlung ü b e r Südrhodes ien und der Ver­
s a m m l u n g s e r k l ä r u n g ü b e r U n a b h ä n g i g k e i t der Kolonien. 
Diese E r k l ä r u n g und der Bericht des Sonderkomitees ü b e r 
ihre Durch führung bildeten die Grundlage von vier weiteren 
Entschl ießungen. Die erste strebt schnelle U n a b h ä n g i g k e i t 
Sansibars an und appelliert hierbei an Herbe i füh rung nat io­
naler Einigung unter den Fraktionen der B e v ö l k e r u n g ; die 
zweite stellt dasselbe Zie l für Kenia auf und verlangt baldige 
Wahlen; die dri t te wiederholt diese Forderungen m i t Bezug 
auf Basutoland, Betschuanaland und Swaziland, wobei die 
britische Regierung zur Abschaffung der gegenwär t igen Ver­
fassungsbestimmungen und Einberufung einer verfassung­
gebenden Konferenz angehalten und Südaf r ika nachdrückl ich 
vor Annexion dieser drei Gebiete gewarnt w i r d ; die vier te 
Entsch l ießung b e g r ü ß t Verfassungsverhandlungen, die i m 
November 1962 i n London ü b e r eine neue Verfassung für 
Njassaland geführ t werden, und spricht die Hoffnung aus, 
daß sie zu der U n a b h ä n g i g k e i t dieses Landes führen werden. 
Die erste Entsch l ießung wurde m i t 84 Stimmen bei 4 S t imm­
enthaltungen widerspruchslos, die zweite mi t 88 Stimmen 
bei ebenfalls 4 Stimmenthaltungen ohne Gegenstimme, die 
dri t te m i t 42 gegen 2 Stimmen bei 12 Stimmenthaltungen, 
die vierte m i t 54 Stimmen ohne Gegenstimme bei 6 S t imm­
enthaltungen angenommen. 

Eine lange, das Gesamtproblem der Unabhäng igke i t betref­
fende Entschl ießung, die m i t 101 Stimmen bei 4 Stimment­
haltungen ohne Gegenstimme angenommen wurde, bekrä f t ig t 
feierlich die Ziele der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g vom Jahre 
1960, beklagt, daß gewisse Mächte nicht an ihrer Durch füh ­
rung mi twi rken , verlangt von ihnen Einstellung aller be­
waffneten Handlungen und U n t e r d r ü c k u n g s m a ß n a h m e n , 
d r ä n g t auf sofortige Schritte zur unverzügl ichen H e r b e i f ü h ­
rung der Unabhäng igke i t , erweitert das Sonderkomitee für 
die Durch führung der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g von 17 auf 
24 Mitglieder, erwartet von i hm die Erforschung von M a ß ­
nahmen zur vollen Anwendung jener E r k l ä r u n g und einen 
Bericht zuhanden der 18. ordentlichen Versammlungstagung 
h i e r ü b e r und Informierung des Sicherheitsrates von Entwick­
lungen i n den betreffenden Gebieten, die Frieden und Sicher­
heit bedrohen könn ten . Die Annahme der Entsch l ießung 
erfolgte, nachdem es gelungen war, eine präzise Fristsetzung 
für volle Unabhäng igke i t aller Kolonien auszumerzen. 
Zu e r w ä h n e n ist schließlich, d a ß Af r ika i n diesem Jahre bei 
der E r ö r t e r u n g der Probleme des Genfer Hochkommissars 
für Flücht l ingshi l fe eine wesentliche Rolle spielte. Die u r ­
sprüngl ich vornehmlich Europa gewidmete Tät igkei t greift 
jetzt sehr bedeutend auf die zahlreichen F lüch t l ingsprob leme 
i n Af r i ka über , die der Hi l fs tä t igkei t ein neues Gesicht geben 
und die Sowjets, die ih r bisher feindselig gegenüber s t anden , 
dazu v e r a n l a ß t e n , i n diesem Jahre für seine V e r l ä n g e r u n g zu 
stimmen. 

I I I . Abrüstungsprobleme und verwandte Themen 

I n unserem vorhergehenden Bericht haben w i r die beiden 
Entsch l ießungen ü b e r Einstellung von Kernwaffenversuchen 
behandelt. I m weiteren Verlauf der Tagung kam es seitdem 
zu einer Entsch l ießung zu dem Thema, die, von 33 Delega­
tionen m i t 25 Stimmenthaltungen aber ohne Widerspruch 
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angenommen, den G e n e r a l s e k r e t ä r ersucht, bereits begonnene 
Umfragen bei den Regierungen ü b e r die Möglichkeit einer 
Konferenz für das Verbot von Kernwaffen fortzusetzen. 
Über das Gesamtabrüstungsproblem, das Gegenstand langer 
Debatten i m Haup taus schuß für Pol i t ik und Sicherheit war, 
i n denen die westös t l ichen Gegensä tze i n keiner Weise ü b e r ­
wunden werden konnten, wurde nur eine sehr wortreiche 
Entsch l ießung ü b e r das weitere Verfahren und die Grundsätze 
angenommen, w o r ü b e r die Vereinigten Staaten und die So­
wjetunion sich vorher einigen konnten. Diese Entschl ießung, 
für welche 84 Delegationen stimmten, gegen die sich keine 
aussprach und bei der nur eine sich der Stimme enthielt, geht 
u. a. von dem hoffnungsvollen Briefaustausch zwischen dem 
P r ä s i d e n t e n Kennedy und Chruschtschow anläßlich der Be­
schwichtigung der Kubakrise aus, u m 1. das Bedürfn is nach 
einem möglichst f rühen Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r allgemeine und 
völlige A b r ü s t u n g zu bekräf t igen , das auf den von den beiden 
Wel tmäch ten auf der 16. ordentlichen Tagung eingereichten 
Grundsä t zen fußen w ü r d e ; 2. die Genfer A b r ü s t u n g s k o m m i s ­
sion aufzufordern, ihre Verhandlungen ü b e r eine allgemeine 
und völl ige A b r ü s t u n g mi t wirksamer Kontrol le beschleunigt 
i m Geiste konstrukt iven Kompromisses bis zu einer Einigung 
fortzusetzen; 3. dabei dringend Berücks ich t igung von M a ß ­
nahmen für Herbe i füh rung einer Entspannung und Erleich­
terung allgemeiner und völl iger A b r ü s t u n g zu empfehlen; 
4. die Genfer Kommission zu periodischer Berichterstattung 
über ihren Fortschritt und jedenfalls vor der zweiten A p r i l ­
woche 1963 zu ersuchen. M i t dieser, wie gesagt, nur proze-
duralen und prinzipiellen, aber keineswegs materiellen E i n i ­
gung m u ß t e sich die Versammlung auf dieser Tagung be­
gnügen. 

Die gleiche Besch ränkung hatte sie sich bei der Behandlung 
der eng m i t der Abrüs tungs f r age v e r k n ü p f t e n Weltraumpro­
bleme aufzuerlegen. Zwar wurden i n der von der Versamm­
lung nach langen Debatten i m H a u p t a u s s c h u ß für Pol i t ik und 
Sicherheit einstimmig angenommenen vierteiligen Entschlie­

ßung i n den letzten drei Teilen auf Grund der Arbeiten der 
Weltraumkommission die zahlreichen technischen Probleme 
für Tä t igke i t i m Weltraum, wissenschaftliche Forschung, I n ­
formationswesen, meteorologische Ausnutzung usw. konstruk­
t i v behandelt und weiterem Studium und internationaler 
Zusammenarbeit empfohlen, aber zu dem wichtigen völker­
rechtlichen Aspekt, ü b e r den i n der Weltraumkommission 
und i n dem einschlägigen Unterkomitee keine V e r s t ä n d i g u n g 
erzielt werden konnte, m u ß t e sich die Entsch l ießung in ihrem 
ersten Tei l damit begnügen , die Weltraumkommission auf­
zufordern, sich wei terhin der Untersuchung und Aufstel lung 
der völker recht l ichen G r u n d s ä t z e für die Erforschung und 
Benutzung des Raumes sowie der Verantwortung für Raum­
fahrzeuge, ihrer R ü c k k e h r und der der Astronauten zu w i d ­
men. Z u diesem Zwecke ü b e r w i e s sie der Weltraumkommis­
sion alle Vorschläge, die von der Sowjetunion, den Vereinigten 
Staaten, der Vereinigten Arabischen Republik, von G r o ß b r i ­
tannien und anderen Staaten eingereicht worden waren. Vor ­
herige Einigung unter den Vereinigten Staaten und der So­
wjetunion, die, obgleich sie nicht die Substanz, sondern nur 
die Prozedur betraf, hatte die Annahme der Entschlie­
ßung ermöglicht . I n Wahrheit handelt es sich damit jedoch 
nur u m eine Wiederaufnahme der Arbeiten der Wel t raum­
kommission, die allerdings erleichtert werden könn ten , falls 
weitere west -ös t l iche Entspannung sich inzwischen füh lba r 
macht. 

I n den Komplex der A b r ü s t u n g s p r o b l e m e gehören schl ieß­
lich folgende Entsch l i eßungen : 1. eine einstimmig angenom­
mene Entschl ießung, welche die Vorbereitung einer dritten 
Internationalen Konferenz für die friedliche Verwertung der 
Atomenergie empfiehlt; 2. eine Entschl ießung, für die sich 
85 Staaten ohne Gegenstimme bei 11 Stimmenthaltungen 
aussprachen, die weitere Untersuchungen des Wissenschaft­
lichen Komitees der U N ü b e r die radioaktiven Wirkungen 
sowie der Weltorganisation für Meteorologie anordnet; 3. eine 
einstimmig angenommene Entsch l ießung ü b e r die Verwen-
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dung der durch A b r ü s t u n g freiwerdenden Mittel zugunsten 
des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts bei weitgehen­
der Berücks icht igung der En twick lungs länder . 
Damit waren die B e m ü h u n g e n auf dem Gebiete der A b ­
r ü s t u n g und den verwandten Gebieten erschöpft. Sie haben 
die Welt praktisch kaum geförder t ; sie haben aber auch keine 
Lücke und keinen Rückschri t t gebracht. Wenn sie durchweg 
von der Entwicklung der großmächt l ichen Beziehungen ab­
hängen , die noch nicht zu übe r sehen ist, so haben sie doch 
die Anteilnahme der i n den Vereinten Nationen organisierten 
Staatengemeinschaft bekundet und aufrechterhalten. 

IV. Wirtschaftsprobleme 

Aus der Fül le der wirtschaftlichen Problemen geltenden 
Entschl ießungen, die nach sorgfäl t igen E r ö r t e r u n g e n i n dem 
Wirtschafts- und F inanzausschuß i m Plenum angenommen 
wurden, sind drei hervorzuheben, da sie die sich wandelnden 
Beziehungen zwischen den hochentwickelten Nationen und 
den En twick lungs l ände rn beleuchten und i m Verlauf der 
Debatten bedeutsame Gegensä tze offenbarten, deren Ü b e r ­
windung schließlich auf dem Wege des Kompromisses m i t 
Recht als Erfolg der Tagung gepriesen werden konnte. 
Die erste m i t 91 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung, jedoch 
ohne Gegenstimme angenommene Entsch l ießung ordnet die 
Einberufung einer Konferenz für Handel und Entwicklung 
zu Beginn des Jahres 1964 an, nachdem es den Wes tmäch ten 
gelungen war, die zwangsweise Einberufung zu Beginn 1963 
sowie andere radikale Bestimmungen auszumerzen und damit 
gewissen gegen den Europäischen Gemeinsamen Mark t ge­
richteten Tendenzen—eine zu f rühe Abhaltung der Konferenz 
h ä t t e den Be i t r i t t Großbr i t ann i ens zur EWG noch mehr er­
schwert —' die Spitze abzubrechen. Die Entsch l ießung i n ihrer 
endgül t igen Fassung betreut den Wirtschafts- und Sozialrat, 
der die Einberufung der Konferenz empfohlen hatte, mi t den 
Vorbereitungsarbeiten, darunter m i t der Erweiterung des 
von i h m bereits geschaffenen Vorbereitungsausschusses, der 
zu Beginn 1963 zusammentreten soll. Wirtschafts- und Sozial­
rat und der Vorbere i tungsausschuß sollen dann die Tages­
ordnung der Konferenz bei Berücks icht igung folgender Punkte 
aufstellen: 1. Steigerung des Handels m i t wichtigen Ver­
b rauchsgü te rn m i t den En twick lungs l ände rn und zu diesem 
Zwecke Steigerung des Handels zwischen entwickelten L ä n ­
dern und En twick lungs l ände rn ungeachtet der A u ß e n h a n ­
delssysteme der ersteren, Steigerung der Handelsbeziehungen 
unter den En twick lungs l ände rn und Differenzierung dieser 
Beziehungen, Finanzierung des internationalen Handels der 
En twick lungs lände r ; 2. Sicherung stabiler, gerechter und ein­
t rägl icher Preise und des wachsenden Expor tbedür fn i sses der 
En twick lungs länder ; 3. schrittweise Abschaffung der Handels­
schranken durch die Indus t r i e l änder , individuel l oder kol lek­
t iv , die schädlich den Export der En twick lungs länder und die 
Ausdehnung des internationalen Handels i m allgemeinen 
beeinflussen; 4. Erforschung von Methoden und Erstellung 
eines Apparates zur Erweiterung des internationalen Handels 
und hierbei Neuprüfung der bestehenden internationalen 
Körperschaf ten für internationalen Handel i n bezug auf die 
Handelsprobleme der En twick lungs l ände r bei Berücksicht i ­
gung der Handelsbeziehungen unter Staaten m i t ungleichem 
Entwicklungsniveau oder verschiedenen Wirtschafts- und 
Handelsbeziehungen sowie der Ratsamkeit einer Ausschal­
tung von einander ü b e r k r e u z e n d e n oder verdoppelten Tä t i g ­
keiten durch Koordinierung oder Konsolidierung der T ä t i g ­
keiten dieser Körperschaf ten , He rbe i füh rung von Bedingun­
gen für erweiterte Mitgliedschaft und anderer wirksamer 
organisatorischer Verbesserungen und Ini t iat iven, durch w e l ­
che die nütz l ichen Folgen des Handels für F ö r d e r u n g der 
Wirtschaftsentwicklung einem Höchs tmaß en tgegengeführ t 
werden können . Die Annahme der Entsch l ießung wurde von 
dem V e r s a m m l u n g s p r ä s i d e n t e n Sir Zafrul lah Khan als ein 

Muster gegenseitigen Vers tändnisses und als güns t iges A n ­
zeichen für den Erfolg der künf t igen Konferenz gepriesen. 
Die zweite wichtige Entschl ießung, die m i t 87 Stimmen 
gegen 2 bei 12 Stimmenthaltungen angenommen wurde, galt 
dem alten und schwierigen Thema der „ständigen Souve­
ränität der Staaten über ihre natürlichen Hilfsquellen". Unge­
mein ausführl ich stellt sie weitreichende G r u n d s ä t z e für die 
volle Sicherung der nationalen Souve rän i t ä t bei Ausbeutung 
na tü r l i che r Hilfsquellen und bei Investitionen fremden 
Kapitals aus. Es w i r d hierbei e rk lä r t , daß Nationalisierung, 
Expropriierung oder Requisitionierung dem öffentlichen Wohl , 
der Sicherheit oder den Interessen der Nation dienen sollen, 
hinter denen individuelle oder private Interessen, einhei­
mische wie ausländische, zu rück t r e t en müssen, daß aber dem 
E i g e n t ü m e r angemessene Entschädigung i m Einklang m i t den 
in dem solche M a ß n a h m e n ergreifenden Staat bestehenden 
Regeln und dem Völkerrecht zustehe; bei S t re i t fä l len ü b e r 
die En t schäd igung soll zunächst die nationale Gesetzgebung 
erschöpft werden, aber i m Einvernehmen unter den souve­
r ä n e n Staaten und anderen beteiligten Parteien die Regelung 
auf dem Wege des Schiedsverfahrens oder durch internat io­
nalen Spruch erfolgen. Es war die Einwi l l igung der En t ­
wick lungs länder zu den letzteren Bestimmungen, welche die 
Annahme der Entsch l ießung durch die Indus t r i emäch te er­
leichterte. 

Die dri t te Entschl ießung, die der Beziehung zwischen Bevöl­
kerungszuwachs und Wirtschaftsentwicklung galt, war f das 
vielumstrit tene Thema der Geburtenbeschränkung auf. M i t 
69 Stimmen widerspruchslos, aber bei 27 Stimmenthaltungen 
angenommen, ordnete sie Umfragen durch den Generalse­
k r e t ä r bei den Mitgliedstaaten der U N und der Sonder­
organisationen und Untersuchungen des Wirtschafts- und 
Sozialrates mi t Hi l fe der i hm angeschlossenen Organe, dar­
unter der Bevölkerungskommiss ion , an sowie Berichte zuhan­
den der 19. ordentlichen Tagung. Die wichtigsten Bestimmungen 
sind: Hilfeleistung und Ermut igung durch die U N für Regie­
rungen, namentlich für die der weniger entwickelten Länder , 
bei der Sammlung von Mater ia l und in der Durch führung von 
Untersuchungen übe r die demographischen Aspekte ihrer 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme sowie Empfehlung 
an die zweite Wel tbevö lke rungskonfe renz zur Aufmerksam­
keit auf dieses Thema. 
Was die anderen Entsch l i eßungen übe r Wirtschaftsfragen 
angeht, m ü s s e n w i r uns hier wegen Raummangel auf die 
Nennung der i n ihnen behandelten Themen b e s c h r ä n k e n : 
M i t w i r k u n g der Vereinten Nationen bei Industrieentwick­
lung, Dezentralisierung der wirtschaftlichen und sozialen 
Tä t igke i t en der U N und S t ä r k u n g der regionalen Wirtschafts­
kommissionen, W e l t e r n ä h r u n g s p r o g r a m m e , Kapi ta lentwick­
lungsfonds, Landreform, M a ß n a h m e n zur V e r h ü t u n g von 
Preisschwankungen bei Verbrauchsgüte rn , Inf la t ion und W i r t ­
schaftsentwicklung, Fortschritte beim Sonderfonds für W i r t ­
schaftsentwicklung usw. 

V. Humanitäre und völkerrechtliche Probleme 

Keine wesentlichen Fortschritte waren auf dem Gebiet der 
h u m a n i t ä r e n und völkerrecht l ichen Aufgaben der General­
versammlung zu verzeichnen. 
Zwar konnte die Versammlung einen Vertragsentwurf und 
den En twur f für eine Erklärung über Eherecht m i t 92 bzw. 
90 Stimmen annehmen und damit Regeln für das Mindestalter, 
Einwi l l igung und Registrierung beim Eheschluß aufstellen, 
aber sie sah sich ve ran l aß t , den En twur f einer E r k l ä r u n g 
ü b e r das Asylrecht, die E n t w ü r f e für ein Abkommen und 
eine E r k l ä r u n g ü b e r Informationsfreiheit, den En twur f ü b e r 
ein Abkommen ü b e r den Schutz der Menschenrechte von neu­
em zu vertagen. Es war kaum ein Trost, daß bei der g roßen 
Trauerfeier anläßl ich des Ablebens von Eleanor Roosevelt, 
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B o t s c h a f t e r v o n B r a u n , d e r B e o b a c h t e r d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h ­
l a n d b e i d e n V e r e i n t e n N a t i o n e n , u n t e r z e i c h n e t e a m 19. N o v e m b e r 1962 
d a s I n t e r n a t i o n a l e K a f f e e a b k o m m e n , d a s a m 28. S e p t e m b e r 1962 
a n g e n o m m e n w u r d e . N e b e n i h m d e r L e i t e r d e r R e c h t s a b t e i l u n g d e r 
U N , C o n s t a n t i n A . S t a v r o p o u l o s . 

der einstigen P rä s iden t in der Menschenrechtskommission der 
UN, die unter ihren Auspizien i m Jahre 1948 von der Gene­
ralversammlung proklamierte Allgemeine E r k l ä r u n g der 
Menschenrechte, die Grundsätze aulstellt, aber nicht ver­
bindlich ist, überschwängl ich ge rühmt , daß auf dem Umwege 
über den Wirtschafts- und Sozialrat die Menschenrechtskom­
mission aufgefordert wurde, M a ß n a h m e n für die F ö r d e r u n g 
der Menschenrechte zu prüfen , und daß man Vorbereitungen 
für großar t ige Feiern des 15. Geburtstages der Allgemeinen 
E r k l ä r u n g am 10. Dezember 1963 anordnete. 
Werden die erneuten Debatten der Versammlung ü b e r Be­
kämpfung von Rassenhaß, religiöser und nationaler Verfol­
gung, die auf die vor einigen Jahren ausgebrochene Haken­
kreuzepidemie zurückgehen, zu schnelleren Verwirkl ichungen 
führen als die Beratungen übe r Instrumente für den allge­
meinen Schutz der Menschenrechte? Neben einer einstimmig 
angenommenen Entschl ießung, die erzieherische und gesetz­
geberische M a ß n a h m e n gegen ra s senmäß ige Vorurtei le sowie 
nationale und religiöse Intoleranz fordert, streben zwei 
ebenfalls e inmüt ig angenommene Entsch l ießungen die Vor­
bereitung von E n t w ü r f e n einer E r k l ä r u n g und eines Ver­
trages 1. zur Beseitigung aller Formen rassenmäßiger Dis­
kriminierung und 2. zur Beseitigung aller Formen religiöser 
Intoleranz an. Aber die hierauf hinzielenden Vorarbeiten 
der Menschenrechtskommission und die erst für den 15. Ja­
nuar 1964 eingeforderten Kommentare und Vorschläge der 
Mitgliedstaaten für die beiden Ve r t r agsen twür f e lassen kaum 
die Hoffnung auf eine sehr baldige Erledigung der neuen und 
wichtigen Aufgaben der Vereinten Nationen zu. 
Unter anderen Entschl ießungen h u m a n i t ä r e r und sozialer 
Natur sind zu e r w ä h n e n die ü b e r das Weltkinderhilfswerk 
und die internationale Kontrolle der Rauschgifte, von denen 
die erste i m Rahmen des übr igen oft i n den Entsch l ießungen 
angeführ ten Entwicklungs Jahrzehntes gesteigerte Planung 
zugunsten der Jugend und der Kinder empfiehlt, die zweite 
Ratifizierung der Einheitskonvention vom Jahre 1961 befür ­
wortet. 

Verhä l tn i smäß ig theoretisch und mager wie immer, trotz 
fleißiger Arbei t i n der Rechtskommission der Versammlung, 
blieben die völkerrecht l ichen Ergebnisse der Tagung. Einen 
gewissen Eindruck kann die lange Entsch l ießung ü b e r die 
Bedeutung der Grundsätze des Völkerrechts für freund­
schaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit unter den 
Staaten machen, und es kann sicher nützl ich sein, wenn 
dieses Thema, vorbereitet durch inzwischen einzuholende 
Ä u ß e r u n g e n der Mitgliedstaaten, auf die Tagesordnung der 
18. ordentlichen Tagung der Generalversammlung gesetzt 
w i r d . Aber die wohlmeinenden und langatmigen E r w ä g u n ­
gen in dieser einstimmig angenommenen Entsch l ießung las­
sen kaum mehr als neue interessante und beredte Darlegun­
gen i n den kommenden Debatten erwarten. I n Wahrheit han­
delt es sich bei diesen B e m ü h u n g e n i m Grunde u m eine Neu­
bes tä t igung der Vorschriften der Satzung — eine N e u b e s t ä t i ­
gung, die allerdings, nachdem diese Vorschriften immer 
mehr in Vergessenheit geraten, nicht ganz überf lüss ig sein 
mag. 

Andere in das Gebiet des Völker rechts fallende Entschlie­
ß u n g e n bi l l igen die Arbei ten der Völkerrechtskommission 
ü b e r Kodifizierung und Vertragsrecht, die Probleme der Ver­
antwortung der Staaten und ermutigen zu ihrer Fortsetzung 
ü b e r erweiterte Beteiligung an unter der Ägide des Völke r ­
bundes abgeschlossenen multi lateralen Ver t r ägen , gelten der 
Vorbereitung der Internationalen Konferenz über Konsu­
larische Beziehungen und der Veröffent l ichung eines Jur i s t i ­
schen Jahrbuches der Vereinten Nationen. Keine dieser Ent­
schl ießungen ist für Fachleute wertlos, aber keine hat a u ß e r ­
halb des Kreises der juristischen Experten der Delegationen 
Denken und Trachten der Versammlungsmitglieder w ä h r e n d 
der drei Monate langen Tagung des Weltparlamentes beein­
flußt. 

VI. Organisatorische Eigenprobleme der Vereinten Nationen 
I n unserem letzten Bericht haben w i r die Organisierung der 
Versammlung und der R ä t e der Vereinten Nationen be­
handelt. Die das Sekretariat und die Finanzen der Wel t ­
organisation und damit die praktischen Voraussetzungen der 
ihre Existenz b e r ü h r e n d e n Fragen waren seitdem Gegenstand 
wichtiger Beschlüsse, die w i r i m folgenden zusammenfassen. 

1. Wiederwahl U Thants als Generalsekretär 
Unzweifelhaft eines der wichtigsten Ergebnisse der 17. 
ordentlichen Tagung der Generalversammlung war die Be­
endigung der Sekretariatskrise, die w ä h r e n d der 16. Tagung 
das Gefüge der Vereinten Nationen e r schü t te r t und auf das 
gefährl ichste die Wirksamkeit und Zukunft der Weltorgani­
sation bedroht hatte. Die nur vorläuf ige Wahl des burmesi­
schen Diplomaten U Thant bis zum Ablauf der Amtszeit 
des tragisch dahingeschiedenen großen G e n e r a l s e k r e t ä r s Dag 
H a m m a r s k j ö l d konnte die Krise nur v o r ü b e r g e h e n d ü b e r ­
winden. Auch war diese Amtszeit belastet durch die i n 
schwierigen Verhandlungen zwischen den Vereingten Staa­
ten und der Sowjetunion ausgeklügel te Bedingung, die U 
Thant auferlegt wurde, sich mi t einem Stab von „ B e r a t e r n " 
zu umgeben, die den verschiedenen Weltreligionen und „ Ideo­
logien" angehören und entgegen den Bestimmungen der Sat­
zung gleichsam mehr Regierungsvertreter als internationale 
Beamte sein w ü r d e n und damit Grundgedanken des anarchi­
schen „Troikaplanes" der Sowjets zu v e r k ö r p e r n schienen. 
Den Troikaplan hatte Moskau überd ies nicht aufgegeben, 
immer wieder m i t seiner Verwirkl ichung gedroht und noch 
am Beginn der 17. Tagung m i t i hm gespielt. Der allge­
meine Widerstand gegen diesen Plan, die Persönl ichkei t 
U Thants, die sein Ansehen steigernde Rolle, die er bei der 
Beschwichtigung der die Welt vor die Gefahr eines Ver­
nichtungskrieges stellenden Kubakrise spielte, schließlich 
auch die Schwierigkeit, ja wahrscheinlich Unmöglichkei t , i m 
gegenwär t igen Zeitpunkt einen Nachfolger zu finden, sicher­

v e r e i n t e N a t i o n e n 1/63 9 



ten schließlich seine einmütige Vorwahl im Sicherheitsrat 
am 30. November und hierauf noch, am gleichen Tage die 
ebenfalls einstimmige endgültige Wahl in der Generalver­
sammlung, deren gesamte Mitgliedschaft sich und den nicht 
mehr „amt ie renden" , sondern nunmehr vollwert igen General­
s ek re t ä r begeistert beglückwünschte . A u f Wunsch U Thants 
begann er nicht eine volle fünfjährige Amtsdauer, sondern 
wurden die i hm zustehenden fünf Jahre von dem Tag 
seiner ersten Ernennung an gerechnet und laufen damit am 
3. November 1966 ab. Es ist denkbar, d a ß er diese Regelung 
vorzog, u m nicht die zeremoniellen Verpflichtungen zu w i e ­
derholen, die i hm bei der ersten Wahl auferlegt worden 
waren. I n der Tat g l i t t er ü b e r diese Verpflichtung der K o n ­
sultierung seiner Ratgeber, die er ü b e r h a u p t sehr persönl ich 
und individuel l beachtet hatte, auf eine wirkl iche Kabinetts­
regierung verzichtend, seine eigene Verantwortung unan­
getastet lassend, leicht hinweg. Die Bes tä t igung U Thants i n 
seinem Amte und die A r t , wie sie erfolgte, bedeutete jeden­
falls an sich einen Prestigegewinn für ihn und eine Erleich­
terung der schwierigen Aufgaben, die seiner warteten. 
Das Problem der sogenannten „gerechten geographischen 
Verteilung" der Ä m t e r i m Sekretariat wurde von neuem in 
einer mi t 76 Stimmen gegen 11 bei 2 Stimmenthaltungen 
angenommenen Entsch l ießung behandelt, die weitgehende 
Fortschritte i n der Anwendung dieses Prinzips fordert — ein 
Prinzip, von dem leider ehrlich gesagt werden m u ß , daß es 
i n seiner j üngs t en Anwendung nicht die Wirksamkeit des 
Sekretariats, sondern die Gefahr des Rückganges und der 
Lockerung des internationalen Geistes und zuweilen des 
Verzichts auf die i n der Satzung vornehmlich geforderte Be­
fäh igung der Beamtenschaft e rhöh t hat. 

2. Das lebenswichtige Finanzproblem der Vereinten Nationen 
Trotz mancherlei Gegensä tze und polemischen Gezänkes st ieß 
die Bewil l igung des r egu lä ren Gesamtbudgets für das Jahr 
1963 — 94 Mil l ionen Dollar — auf keine allzu großen 
Schwierigkeiten. Das eigentliche und, falls i h m keine ver­
nünf t ige Lösung zuteil w ü r d e , die Existenz der U N bedro­
hende Problem war die Finanzierung der in dem regulären 
Budget nicht vorgesehenen friedenerhaltenden Aktionen der 
U N , gegenwär t i g der A k t i o n i m Kongo und i m Nahen Osten, 
aber auch etwaiger spä t e re r unentbehrlicher ähnl icher A k ­
tionen. 

Die letzt j ä h r i g e Versammlungstagung hatte in bezug auf die­
ses Problem ein Gutachten des Internationalen Gerichtshofes 
i m Haag eingefordert. Der Gerichtshof bejahte die Frage, ob 
die Kosten für jene Akt ionen i m Sinne der Satzung A r t . 17 
Abs. 2 genau wie die Beisteuerung zum r e g u l ä r e n Budget 
eine Beitragspflicht für alle Mitgliedstaaten darstellen. A n 
sich war das Gutachten nicht bindend, es erforderte vielmehr 
eine Ü b e r n a h m e durch Versammlungsbesch luß , der aller­
dings trotz der i m Laufe der Jahre Versammlungsbesch lüssen 
zugebilligten Au to r i t ä t i m Gegensatz zu Beschlüssen des 
Sicherheitsrates nur eine Empfehlung ist. Nach langen Be­
ratungen i m Verwaltungs- und Hausha l t sausschuß der Ver­
sammlung nahm die Generalversammlung kurz vor Tagungs­
schluß eine Entsch l ießung an, die das Gutachten anerkennt. 
I n Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t dem Text des Gutachtens erkannte 
sie jedoch gleichzeitig an, daß der Ver te i lungsschlüssel für 
diese besonderen Kosten nicht derselbe sein m u ß wie der 
für die r egu l ä r en Bei t räge . Sie setzte a u ß e r d e m durch Er­
weiterung der bisherigen Arbeitsgruppe zur Untersuchung 
dieses Problems von 15 auf 21 Mitglieder ein Organ ein, 
das die Finanzierung künftiger friedenerhaltender Aktionen 
prü fen und der Generalversammlung h i e r ü b e r Bericht er­
statten soll. Diese Berichterstattung w i r d auf einer Sonder­
tagung der Versammlung, die zwischen A p r i l und Ende 
Jun i dieses Jahres stattfindet, erfolgen. 

Die Finanzkrise war damit jedoch nicht gelöst. Die erneute 
Bewil l igung von 10 Mil l ionen Dollar pro Monat bis Mi t t e 

1963 für die Kongoaktion, deren Ende noch nicht absehbar 
ist, reicht zu einer Lösung nicht aus. Die Annahme des Gut­
achtens des Gerichtshofes durch die Versammlung genüg t 
nicht, um die Widers t ände , die zu der Einholung des Gut­
achtens führ ten , zu ü b e r w i n d e n . Der Tei l der Entschl ießung, 
der das Gutachten b i l l ig t , wurde in der Tat zwar m i t 76 
Stimmen angenommen, aber unter den 17 Staaten, die ge­
gen ihn stimmten, befanden sich die Sowjetunion, umgeben 
von allen Satelliten, und Frankreich, das zwar zu den Aus­
gaben für die nahöst l iche A k t i o n beisteuert, aber beharr­
lich die Kongoaktion ablehnt, und zu den 8 stimmenthalten­
den Staaten gehör t en u. a. Belgien, Spanien, Jugoslawien und 
die Vereinigte Arabische Republik. Der En t sch l i eßungs ­
abschnitt ü b e r das Studium der künf t igen Finanzierungen 
wurde m i t 78 Stimmen angenommen gegen 14, unter denen 
m i t den Kommunisten sich wieder Frankreich befand, bei 4 
Stimmenthaltungen, unter ihnen wieder die Belgiens. 
Unter diesen U m s t ä n d e n kann die Sondertagung i m F r ü h ­
l ing oder Sommer ausschlaggebende Bedeutung für die E x i ­
stenz und Entwicklung der Vereinten Nationen gewinnen, 
wobei die zur Zeit, da w i r diesen Bericht abschließen, wieder 
die Mitgliedschaft beunruhigenden Entwicklungen i m Kongo 
eine Rolle spielen dür f ten und dabei der Wunsch, die A k t i o n 
der U N i m Kongo, die seit zweieinhalb Jahren ü b e r m ä ß i g 
die Organisation belastet und gefährdet , zu beenden und 
ähnl iche Aktionen in der Zukunf t zu vermeiden. 
Unter den anderen organisatorischen Problemen, m i t denen 
die Versammlung sich beschäft igte, ist schließlich noch das 
der Verbesserung ihrer Arbeitsmethoden, namentlich der 
V e r h ü t u n g der uferlosen Ausdehnung der Tagungen, zu nen­
nen. E in Versammlungsbesch luß setzte, von einer Denk­
schrift des f rühe ren tunesischen V e r s a m m l u n g s p r ä s i d e n t e n 
Mongi S l im ausgehend, ein aus dem V e r s a m m l u n g s p r ä s i d e n ­
ten und den 13 Vizepräs iden ten der 17. Tagung bestehendes 
Komitee zur P r ü f u n g des P rob l èmes ein. 

Schlußbetrachtung 

A m Ende der Einlei tung zu diesem Bericht haben w i r zwei 
Fragen aufgeworfen: 
Was hat sich i n Wahrheit i n diesen langen Wochen, Tagen 
und Näch ten ereignet? 
Und: Was ist üb r ig geblieben? 
Die A n t w o r t auf die erste Frage, die sich aus der vorstehen­
den Schilderung der Vorgänge auf der Tagung ergibt und die 
jeder Leser auch ohne unsere Mi th i l f e erteilen kann, lautet: 
Nichts Außergewöhnl iches , nichts sehr Positives, aber auch 
nichts Schädliches und Entmutigendes hat sich ereignet. A l l 
die alten Sorgen b e s t ü r m t e n die Versammlung. Keine wurde 
in Wahrheit verscheucht, aber auch keine ist für die Z u ­
kunf t der Nationengemeinschaft und damit für die Mensch­
heit sorgenvoller geworden. Nachdem die Kubakrise verron­
nen und es sicher war, daß Chruschtschow nicht i n der Ver­
sammlung erscheinen und neue Gefahren heraufbeschwören 
w ü r d e , fuhren die Delegationen fort, sich m i t den alten u n ­
gelösten Problemen herumzuschlagen, wie mi t dem P a l ä s t i n a ­
problem und der Koreafrage, die weniger denn je für eine 
Lösung reif erscheinen, m i t der Abrüs tungsf rage , die immer 
noch i n A n n ä h e r u n g s v e r s u c h e n ü b e r die Prozeduren steckt. 
I n einigen Fä l l en entfernte man sich von extremistischen 
Forderungen. Der asiatisch-afrikanisch-kommunistische Block 
unterlag etwas häuf iger als f rüher rationalen Einf lüssen des 
Westens und zeigte ernsthafte Risse. Die Stimme Europas 
wurde etwas h ö r b a r e r als bisher. 

Zusammenfassend läß t sich sagen: Die Zukunft scheint we­
niger als i n vorhergehenden Tagen durch erstarrte Positio­
nen belastet zu sein. 
Zur zweiten Frage: Was ist aus dem großen G e t ü m m e l ü b r i g 
geblieben? lautet die An twor t : Die Vereinten Nationen sind 
übrig geblieben. 
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Schwer erschü t te r t i m Verlauf der vor jähr igen Tagung g in ­

gen sie weder verschönt noch verringert aus dieser Tagung 
hervor. Konnte man i n einer unstabilen und aufges tör ten 
Welt mehr erwarten, mehr erhoffen? Das große, oft leere, 
oft beunruhigende G e t ü m m e l ist vorbei, aber die Vereinten 
Nationen sind geblieben. Sie, die ze r rü t t e t werden konnten, 
die gar verschwinden konnten, sie, die wie so oft en t t äusch­

ten, sind immerhin da. Ob sie sich kräf t igen werden, ob al l 
jene, die sie mißbrauchen , sie endlich verstehen, achten und 

ehren werden, das ist die Frage der Zukunft . Aber sie sind da. 
Sie stehen uns zur Verfügung. Und von uns, von uns allen, 
w i r d es abhängen , ob sie sich entfalten, ob sie ihrem Ziele 
nähe r rücken , ob w i r jedesmal, wenn die sich wandelnden 
Geschicke der Nationen und der Menschen ihrer bedür fen , 
sie bereit finden werden zu helfen, nicht vollkommen — denn 
wer und was ist vollkommen? —, aber bereit. Denn bereit 
sein ist alles. 

(Abgeschlossen am 11. Januar 1963) 

Beitrag der Bundesrepublik zur UN-Konferenz Ober die Anwendung 
von Wissenschaft und Technik zum Nutzen der Entwicklungsgebiete 

FELIX KLEMM, BONN 
Oberregierungsrat im Bundesministerium für Wirtschaft 

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat das 
Jahrzehnt von 1960 bis 1970 zur Development Decade, zum 
Jahrzehnt der Vereinten Nationen für Entwicklung, erk lä r t . 
Alle Arbeiten i m Bereich der Entwicklungshilfe sollen ver­

s t ä rk t und zusammengefaß t , die zur Verfügung stehenden 
Mit t e l und Krä f t e p l a n m ä ß i g dorthin gelenkt und so ange­

setzt werden, d a ß der beste Erfolg zu erwarten ist. Der w i r t ­

schaftliche Aufbau i n den Entwick lungs lände rn soll so weit 
beschleunigt werden, daß am Ende der Dekade eine j ä h r ­

liche Zuwachsrate von mindestens 5 v H des Nationalein­

kommens zu verzeichnen ist. 
Wenn die Jahre bis 1960 die Erkenntnis ü b e r Bedeutung und 
Umfang der Aufgabe und ü b e r die Notwendigkeit, ü b e r 
Meere und Grenzen hinweg zusammenzuarbeiten, gebracht 
haben, so w i r d das EntwicklungsJahrzehnt sich i n erster 
Linie damit zu befassen haben, die bereits gesammelten Er­

fahrungen zu verwerten, die Früch te der bisherigen Arbei t 
noch besser zu nutzen, einen Überbl ick übe r die erzielten 
Erfolge zu gewinnen und diejenigen, die m i t Aufgaben i m 
gleichen Fachbereich betraut sind, zusammenzuführen , damit 
sie Gelegenheit zum Erfahrungs­ und Meinungsaustausch er­

halten. 
Die vielfäl t igen Aktionen i m Bereich der Entwicklungshilfe 
der Vereinten Nationen, m i t denen sich die Entsch l ießung 
des Wirtschafts­ und Sozialrates 916 ( X X X I V ) übe r die 
United Nations Development Decade befaßt , haben bereits i n 
den 50er Jahren ihren Anfang genommen. Nichtsdestoweniger 
könn ten viele besondere Erfolge aufgezähl t werden, die dies­

seits der Schwelle des Entwicklungs Jahrzehnts herangereift 
sind. E r w ä h n t sei als Beispiel die gemeinsame A k t i o n i m 
Kampf gegen den Hunger, für die nunmehr bei der E r n ä h ­

rungs­ und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio­

nen (FAO) ein Fonds von a n n ä h e r n d 80 M i l l . Dollar i n Form 
von Sachspenden, Dienstleistungen und Bargeld zur Ver­

fügung steht. Die Zahl der Experten und Stipendien, die i m 
Rahmen der technischen Hilfe zur Verfügung gestellt wer­

den, wächst kontinuierl ich. Die Mit te l , die bei der Weltbank, 
bei der Internationalen Finanzkorporation (IFC) und bei der 
Internationalen Entwicklungs­Organisation (IDA), aber auch 
beim Internationalen Währungs fonds (FUND) bereitstehen, 
e r h ö h e n sich von Jahr zu Jahr. Auch auf allen den Fach­

gebieten, m i t denen sich die Konferenz für Wissenschaft und 
Technik befassen w i r d und ü b e r die i n dem A r t i k e l „Technik 
für die Welt von morgen" (VEREINTE N A T I O N E N 10. Jg. 
(1962) Heft 6 S. 186) ein Uberblick gegeben ist, w i r d i n Or­

ganisationen, Arbeitsgruppen und Seminaren seit langer Zeit 
gearbeitet. Die Konferenz ist die große zusammenfassende 

Akt ion . I h r w i r d Ende 1963 oder Anfang 1964 eine Welthan­

delskonferenz (Entschl ießung der Generalversammlung 1785 
(XVII ) ) folgen. 
Nachdem, wie gesagt, die Aufgabenstellung für die Entwick­

lungsplanung sich sowohl i n den Entwick lungs l ände rn selbst 
als auch i n den L ä n d e r n , die Entwicklungshilfe zu leisten 
bereit sind, herauskristallisiert hat, gi l t es, denjenigen, die für 
die Durchführung der einzelnen Entwicklungsvorhaben ver­

antwortl ich sind, einen Überbl ick ü b e r die vorhandenen wis ­

senschaftlichen Erkenntnisse und ü b e r die für ihre A n w e n ­

dung entwickelten technischen Verfahren zu vermit teln, wobei 
besonders wer tvo l l der Erfahrungsaustausch unter den Ent­

wick lungs l ände rn selbst ist. 
Das Bemerkenswerteste an der Konferenz ist der weite u m ­

fassende Rahmen, i n dem Wissenschaft und Technik be­

handelt werden sollen und ü b e r dessen Umfang der bereits 
e r w ä h n t e A r t i k e l einen guten Eindruck vermittel t . I n i h m 
sind auch die 12 Grundthemen aufgezählt , i n die das Pro­

gramm der Konferenz eingeteilt wurde, näml ich : 
A Bodenschätze 
В Arbe i t sk rä f t e 
С Landwirtschaft 
D Industrie 
E Verkehr 
F Gesundheit und E r n ä h r u n g 
G Sozialfragen 
H Wirtschaftsplanung 
I Wissenschaftliche Planung 
J Internationale Zusammenarbeit 
К Ausbildungswesen 
L Nachrichtenwesen 

Stellt man eine Reihe von Fachorganisationen und Aus­

schüssen neben diese Programmpunkte, so findet man, d a ß 
sich die Vereinten Nationen bereits intensiv m i t allen Grund­

themen befassen: 
(A) Ausschüsse der Regionalorganisationen für Boden­

schätze usw. 
(B) Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
(C) E r n ä h r u n g s ­ und Landwirtschaftsorganisation (FAO) 
(D) Ausschuß für Industrielle Entwicklung 

Internationale Atomenergieorganisation (IAEO) 
(E) Ausschüsse der Regionalorganisationen für Verkehrs­

wesen 
Internationale Zivil luftfahrtorganisat ion (ICAO) 
Zwischenstaatliche Beratende Seeschiffahrts­

organisation (IMCO) 
Weltorganisation für Meteorologie (WMO) 
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A k a d e m i e d e r A g r a r w i s s e n s c h a f t e n . 

(F) Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
(G) Sozialausschuß des Wirtschafts­ und Sozialrates der U N 
(H) und 
(I) Sonderfonds (SPF), Rat für Technische Hil fe (TAB) und 

Außens te l l en 
(J) Z o l l ­ und Sta t i s t ik ­Ausschüsse der 

Regionalorganisationen 
(K) Organisation für Erziehung, Wissenschaft und K u l t u r 

(UNESCO) 
(L) Internationaler Fernmeldeverein (ITU) 

Weltpostverein (UPU) 
Die Konferenz w i l l alle Fachgebiete zusammenfassen. Alle 
Stellen, die zur Mitarbei t bereit sind und übe r Erfahrungen 
verfügen, sind zur Teilnahme eingeladen: die Mitgl ieds länder 
der Vereinten Nationen und der Sonderorganisationen, ein­

schließlich der Internationalen Atomenergieorganisation, 
diese Organisation selbst und die Privaten Organisationen 
(Non­Governmental Organizations) m i t beratendem Status 
beim Wirtschafts­ und Sozialrat. Als Mitgl ied der Sonder­

organisationen wurde auch die Bundesrepublik eingeladen. 
A u f der Konferenz sollen Regierungs­ und andere Experten 
zusammenkommen, die die Verantwortung für die Aufstellung 
und Durchführung wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme 
tragen oder übe r besondere Erfahrungen i n dieser Richtung 
ver fügen ; a u ß e r d e m Experten auf wissenschaftlichen und 
technischen Gebieten, m i t deren Hilfe die Entwicklung be­

schleunigt werden könnte , und Träge r von Forschungsauf­

gaben, aus denen besonderer Nutzen für die Entwicklungs­

l ände r fließen könn te . 

Die erste große Aufgabe für das i n Genf errichtete Konferenz­

sekretariat bestand i n der Sammlung von Bei t rägen, die als 
Diskussionsgrundlagen für die Konferenz dienen sollen und 
d a r ü b e r hinaus einen bleibenden Wert als Informationsmate­

r i a l behalten werden. Aus technischen G r ü n d e n m u ß t e für die 
Gesamtheit aller Bei t räge ein L i m i t von 12 500 Seiten gesetzt 
werden. Dementsprechend war es für das Konferenzsekre­

tariat nicht zu vermeiden, die zulässige Länge der einzelnen 
Bei t räge von vornherein auf ein Höchs tmaß von 25 Seiten 
festzusetzen, das Gesamtvolumen für jedes der eingeladenen 

L ä n d e r zu begrenzen, aus den Einsendungen eine Auswahl 
zu treffen und die Länge einzelner Bei t räge zu kürzen. 
Das Konferenzsekretariat löste die Aufgabe, indem es von 
den eingeladenen Regierungen und Organisationen zunächs t 
nur Inhaltsangaben für die von ihnen i n Aussicht genomme­

nen Bei t räge anforderte und anschl ießend gemeinsam m i t dem 
Scientific Advisory Committee eine Auswahl unter gleich­

zeitiger Festlegung der gewünsch ten Seitenzahl vornahm. Den 
Wünschen des Konferenzsekretariats entsprechend sind von 
der Bundesregierung folgende 24 Bei t räge eingereicht worden: 

Zu A Automation i n der Kartographie; Prof. Dr. E. Gigas, 
Inst i tu t für angewandte Geodäsie, Frankfur t /M. ; 
Erforschung und Ausnutzung von Grundwasser i n 
weniger entwickelten Gebieten; Prof. Dr. H . J. Mar t in i , 
Bundesanstalt für Bodenforschung, Hannover; 
Geohydrologische Grundwasseruntersuchungen i m nord­

afrikanischen Wüstengebie t ; Prof. Dr. A. Knetsch, U n i ­

ve r s i t ä t W ü r z b u r g ; 
Zehn jäh r ige Erfahrungen i n der Ausbildung von Geo­

logen und Geologie­Ingenieuren aus Entwicklungsge­

bieten; RegGoeloge Dr. habil . H . Putzer, Bundesan­

stalt für Bodenforschung, Hannover; 
Z u В Mobilisierung der Arbe i t sk rä f te i n Asien und A f r i k a ; 

Oberregierungsrat Dipl . ­Volksw. Dr. K. Billerbeck, 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar­

beit, Bad Godesberg; 
Die Bedeutung der menschlichen Leis tungsfähigkei t bei 
hohen Temperaturen für die Entwicklung von I n d u ­

strien i m tropischen und subtropischen Raum; Prof. 
Dr. A . Lehmann, Max­Planck­Inst i tu t für Arbeitsphy­

siologie, Dortmund; 
Z u С Möglichkeiten und Grenzen der ländlichen genossen­

schaftlichen Selbsthilfe i n Entwick lungs l ände rn ; Prof. 
Dr. H . J. Seraphim, Unive r s i t ä t M ü n s t e r ; 
Die geographisch­landeskundliche Luftbi ldinterpreta­

tion, eine Hilfe bei der Flächennu tzungska r t i e rung ; 
Dr. S. Schneider, Ins t i tu t für Landeskunde, Bad Go­

desberg ; 
Z u D Beitrag zur Frage der großtechnischen Erzeugung von 

Eisenschwamm mit Hilfe von Naturgas; Dr. Ing . habil . 
R. Wasmuth, Eisenbau Essen GmbH, Essen; 

Zu E Die Bedeutung einer einheitlichen Verkehrskonzeption 
für die Entwicklung eines le is tungsfähigen Verkehrs; 
P r ä s i d e n t E. Eichhoff, Bundesanstalt für den G ü t e r ­

fernverkehr, Köln ; 
Praktische Erfahrungen der Deutschen Bundesbahn 
bei der Entwicklung und Organisation des kombinier­

ten Verkehrs; Vizepräs ident W. Hootz, Oberbetriebs­

leitung Süd der Deutschen Bundesbahn, Stuttgart; 
Methoden bei der mehrschichtigen Bauweise; Ministe­

r ia l ra t H . Schnabel und Reg.­Baurat E. Nakkel, Bun­

desministerium für Verkehr, Bonn; 
Die Verwendung von Betonschwellen beim Gleisbau; 
Dipl . ­ Ing. A. Doll , Bundesbahnzentralamt Minden'West­

falen; 
Das durchgehende Schweißen von Gleisen und die 
technischen Voraussetzungen hierzu; Prof. Dr. Ing. F. 
Birmann, Bundesbahnzentralamt Minden/Westfalen; 
Moderne Signal­ und Fernmeldeanlagen für eingleisige 
Bahnen ohne ört l iches Bedienungspersonal; Dr. Ing. 
H . W. Sasse, Bundesbahnzentralamt München; 
Die Verwendung von Radar auf hoher See und i n 
K ü s t e n g e w ä s s e r n ; Oberregierungsrat Dr. Freiesleben, 
Deutsches Hydrographisches Institut, Hamburg; 
Die Möglichkei ten der Anwendung des Schubsystems 
beim Transport von G ü t e r n auf den Binnenwasser­

s t r aßen der Entwick lungs länder ; Minister ialrat Dip l . ­

Ing. F. Här tung , Bundesministerium für Verkehr, Bonn; 
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Z u H Eine Untersuchung der Entwicklungsbedingungen der 
Republik Sudan; Prof. Dr. R. Stücken, Univers i t ä t 
E r l a n g e n ­ N ü r n b e r g ; 
Westliche Planungstechnik für wirtschaftliche Entwick­

lung i n Entwick lungs l ände rn und mögliche Verbesse­

rungen; Dr. B. Kna l l , Inst i tu t für Weltwirtschaft, K i e l ; 
Z u J Reform der Entwicklungshilfe auf der Basis bisheriger 

Erfahrungen; Oberregierungsrat Dipl .­Volksw. Dr. K. 
Billerbeck (s. o.); 

Z u L Rundfunkversorgung für verkehrstechnisch unerschlos­

sene Gebiete unterschiedlicher Bevölkerungsdich te durch 
Funk und übe r Draht; Oberpostrat Dr. Ing. W. Scholz, 
Bundesministerium für das Post­ und Fernmeldewesen, 
Bonn, und Dr. Ing. Ph. Mayer, Fernmeldetechnisches 
Zentralamt, Darmstadt; 
Methoden zur Verbesserung des Rundfunkempfanges; 
Werner G. K . Scholz, Presse­ und Informationsamt der 
Bundesregierung, Bonn; 
Planung von Radio­Relay­Systemen i n nachrichten­

technisch wenig erschlossenen Gebieten; Oberpostrat 
Dr. R. Kaiser, Fernmeldetechnisches Zentralamt, Darm­

stadt; 
Einsatz beweglicher Funkeinrichtungen für Transport­

und Versorgungsaufgaben (Eisenbahn, Kraftwagen, 
Wassers t raßen , Strom­ und Wasserversorgung) und i n 
Notfäl len; Dipl . ­ Ing. A. Strunz, Fernmeldetechnisches 
Zentralamt, Darmstadt, und K u r t Keidel, Siemens und 
Halske AG, München. 

Die von den Regierungen und Organisationen eingereichten 
Bei t r äge wurden vom Konferenzsekretariat — soweit Uber­

setzungen vorhanden i n den 4 Konferenzsprachen (englisch, 
französisch, spanisch, russisch) — vervie l fä l t ig t und i n z w i ­

schen auch weitgehend verteil t . Die Gesamtzahl aller Bei­

t r äge w i r d sich auf a n n ä h e r n d 2 000 belaufen. F ü r die ein­

zelnen Grundthemen liegen bisher folgende Zahlen vor: 

A 
В 
С 
D 
E 
F 

387 
75 

515 
193 
106 
143 

J 
К 
I 
L 
G 
H 

90 
96 
49 
77 
55 
97 

Das Konferenzsekretariat hat diese Zahlen i n Gewichte u m ­

gerechnet und den Regierungen mitgeteilt, d a ß allein die 
Bei t r äge für die Allgemeinen Sitzungen (General Sessions) 
sowie die Inhaltsangaben für die Fachsitzungen (Specialized 
Sessions, s. u.) — tatsächlich zugeteilt werden je 10 Inhal ts­

angaben und 10 Bei t räge i n einer Konferenzsprache (die 
Bundesrepublik e r h ä l t i n erster Linie englische Stücke) •— 
20 000 Seiten i m Gewicht von etwa einem Zentner umfassen, 
eine Zahl, die einen Eindruck übe r die Fü l l e des zu behan­

delnden Stoffes vermit tel t . 
Die Konferenz w i r d am 4. Februar 1963 i n Genf i m Großen 
Saal des Palais des Nations m i t einer Vollsitzung (Plenary 
Session) eröffnet und am 20. Februar ebenso beendet werden. 
Die fachlichen Diskussionen beginnen für jedes der 12 Grund­

themen m i t einer Allgemeinen Sitzung und werden dann 
weiter verzweigt für einzelne Sondergebiete i n etwa 80 
Fachsitzungen fortgeführt . Den Vorsitz i n den Vollsitzungen 
w i r d der Konfe renzpräs iden t Professor Maneklal Sankalchand 
Thacker (Indien) führen . Vorsitzende der Allgemeinen Sitzun­

gen werden Vizepräs iden ten sein, die folgenden L ä n d e r n 
angehören : 

A UdSSR 
В Frankreich 
С G r o ß b r i t a n n i e n 
D USA 
E Indonesien 

G Nigeria 
H Chile 
I Elfenbeinküs te 
J Mexiko 
К Kanada 

F ü r die Fachsitzungen sind auße r dem Vorsitzenden die 
Posten von je 4 bis 6 Diskussionsleitern und einem Bericht­

erstatter zu besetzen. Die Diskussionsleiter haben die A u f ­

gabe, das Gespräch ü b e r einzelne Gegens t ände zu eröffnen 
und die Diskussion ü b e r die vorliegenden Bei t r äge anzu­

regen. Die Berichterstatter werden jeweils m i t einem M i t ­

glied des wissenschaftlichen Sekretariats die Sitzungsberichte 
anfertigen. 
Die Bundesrepublik w i r d folgende Posten für die Fachsitzun­

gen besetzen: 

Zu A Vermessungswesen: Diskussionsleiter: RegDir .Dr .Knorr , 
Ins t i tu t für angewandte Geodäsie, Frankfur t /M. 
Grundwasser: D. L . : RegGeologe Dr. W. Richter, Nieder­

sächsisches Landesamt für Bodenforschung, Hannover 
Bodenschätze: D. L . : RegGeologe Dr. H . Putzer (s. o.) 

Zu D Normen und Maßeinhe i t en : Berichterstatter: Prof. Dr. 
U . Stille, Physikalisch­technische Bundesanstalt, Braun­

schweig 
Düngemi t t e l und schwere Chemikalien: D. L . : Prof. Dr. 
H . Sachsse, Unive r s i t ä t Mainz 

Z u E Eisenbahnen: Vorsitzender: Bundesbahnoberrat Fak i ­

ner, Deutsche Bundesbahn Oberbetriebsleitung West, 
Essen 
Binnen­ und Küstenschi f fahr t : D. L. : Oberregierungsrat 
Dr. Freiesleben (s. o.) 

E i n m e x i k a n i s c h e r I n g e n i e u r a r b e i t e t m i t s e i n e m A s s i s t e n t e n a n 
e i n e m F o r s c h u n g s v o r h a b e n z u r U m w a n d l u n g v o n S o n n e n e n e r g i e i n 
E l e k t r i z i t ä t . D a s m e x i k a n i s c h e I n s t i t u t f ü r a n g e w a n d t e W i s s e n ­

s c h a f t e n a r b e i t e t m i t d e r U N E S C O b e i e i n e m P r o g r a m m z u s a m m e n , 
d a s d i e N u t z u n g v o n N a t u r k r ä f t e n f ö r d e r n s o l l . 
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Zu F Gesundheitswesen: D.L. : Direktor Dr. O. A. Jäger , 
Deutsche Stiftung für Entwick lungs länder , Be r l i n -
Tegel 

Z u H Wirtschaftliche Entwicklung: D.L. : Dr. B. K n a l l (s. o.) 

Z u J Technisches Austauschprogramm: D.L. : Dr. Brand, K u ­
rator der Deutschen Stiftung für Entwicklungs länder , 
Berlin-Tegel 

Z u L Personalausbildung i m Transport- und Nachrichtenwe­
sen: D. L . : Oberpostrat Dr. Scholz (s. o.) 

Der deutschen Delegation gehören a u ß e r d e m Vertreter des 
Auswär t i gen Amtes, des Bundeswirtschaftsministeriums, der 
Bundesministerien für wissenschaftliche Forschung, für w i r t ­
schaftliche Zusammenarbeit und für Verkehr sowie weitere 

Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft an. Die Gesamt­
zahl der Delegationsmitglieder w i r d 20 überschre i ten . 
Es bleibt zu wünschen , daß die Konferenz die ih r von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen gestellte A u f ­
gabe löst. Der Erfolg des guten Willens dü r f t e aber bereits 
gesichert sein. Es ist, w ie allein schon die Beitragssammlung 
und die Stellenbesetzung zeigen, gelungen, die i n den Ver­
einten Nationen, ihren Unterorganisationen und Mitgl ieds­
l ä n d e r n auf dem Gebiet der Anwendung von Wissenschaft 
und Technik zugunsten der Entwicklungsgebiete tä t igen 
Krä f t e zusammenzuführen , damit ein weltweiter Erfahrungs­
und Meinungsaustausch, eine Zusammenarbeit ohne Rück­
sicht auf wirtschaftliche und soziale Unterschiede und ohne 
Rücksicht auf offene politische Probleme ermögl icht werden 
kann. 

Die Vereinten Nationen und das Völkerrecht 
PROFESSOR DR. HEINZ GURADZE, KÖLN 

Das Thema kann i n mehrfacher Hinsicht verstanden werden. 
Einmal kann man an den Einf luß denken, den das Bestehen 
der Vereinten Nationen (UN) und ihre Charter auf das a l l ­
gemeine Völkerrecht i m Verkehr der Staaten untereinander, 
aber a u ß e r h a l b der U N ausgeüb t haben; zum anderen daran, 
welche Beachtung die Staaten den Beschlüssen der Organe 
der U N geschenkt haben, soweit diese Völkerrecht durch­
setzen. Schließlich fällt darunter auch die Frage, inwiewei t 
die beschl ießenden Organe der U N , insbesondere der Sicher­
heitsrat (SR), bei ihren Verhandlungen und Beschlußfassungen 
Völkerrecht anwenden und welche Rolle das Völker rech t i n 
der Exekutive der U N , dem Generalsekretariat, spielt. Voran­
gestellt werden m u ß eine generelle Betrachtung ü b e r die der­
zeitige Situation des Völkerrechts . Nicht dagegen w i r d er­
ör ter t , was die Völker rech tskommiss ion (International L a w 
Commission) der U N zur Fortentwicklung und Kodifizierung 
des Völkerrechts geleistet hat; das w ä r e Gegenstand einer 
besonderen Untersuchung. Auch die Innehaltung des Charter­
rechts i m engeren Sinne w i r d i n die Betrachtung nicht einbe­
zogen. Die Auswahl der Beispiele zielt auf möglichst sympto­
matische Fäl le . ; 

I . Die Entwicklung des Völkerrechts seit Gründung der UN 

Das heute geltende Völkerrecht ist innerhalb der europäischen 
Staaten i m Laufe der letzten dreihundert Jahre entstanden. 
Ursprüngl ich auf Europa beschränkt , g r i f f es gegen Ende des 
18. Jahrhunderts zwar auf die Neue Welt über , aber erst 
in der Mi t t e des 19. Jahrhunderts kam der erste nichtchrist­
liche Staat, die Türke i , dazu, und an der ersten Haager Fr ie­
denskonferenz von 1899 nahmen noch vier asiatische Staaten 
teil . M i t der G r ü n d u n g des Völkerbundes , dessen Schwer­
punkt noch i n Europa lag, und dem Se lbs t änd igwerden der 
britischen Dominien wuchs auch die Völkerrechtsgemeinschaf t 
beträchtl ich, und heute ist sie weltumfassend. Die Tatsache, 
daß das Völkerrecht aus den internationalen Beziehungen 
einer christlichen Staatengruppe entstanden ist, die nur zwei 
über l ie fe r ten Rechtskreisen, dem europä i sch -kon t inen ta l en 
des römischen Rechts und dem Common L a w der Bri ten, 
angehör te , hat den Inhal t seiner Normen wesentlich mitbe*-
stimmt. Diese gemeinsame Grundlage ist durch die jetzige 
Zugehör igke i t vieler Staaten, die andern Kul turkreisen ange­
hören, mindestens i n Frage gestellt worden. Dazu kommen 
zwei weitere Spaltungen: der Gegensatz zwischen der kom­
munistischen und der freien Welt und der Nationalismus der 
neuerdings u n a b h ä n g i g gewordenen Staaten, der sich gegen 

die alten Kolon ia lmächte richtet und h ie r in von Ruß land , wo 
immer sich die Gelegenheit bietet, u n t e r s t ü t z t w i r d . 

1. Die Zusammensetzung der heutigen Völkerrechtsgemein­
schaft 

Von den gegenwär t i g 110 Mitgl iedern der U N 1 gehören etwa 
44 den afrikanisch-asiatischen Kul turkre isen an. Rechnet man 
die arabischen Staaten hinzu, so ergibt sich, daß fast die 
Hälf te der Mitglieder aus anderen Kul turkreisen kommt 
als dem, der das klassische Völker rech t geformt hat. Es ist 
nun keineswegs so, daß diese Staaten das Völkerrecht , an 
dessen Entstehung sie nicht mi tgewi rk t haben, nicht aner­
kennen. I m Gegenteil, auch sie berufen sich darauf, wenn 
immer sie seinen Schutz b e n ö t i g e n 2 . Dazu t r ä g t zweifellos 
der Umstand bei, daß manche ihrer politischen F ü h r e r an 
englischen oder französischen U n i v e r s i t ä t e n studiert haben 
oder durch amerikanische Missionsschulen gegangen s i n d 3 . 
Dennoch bestehen gewisse An imos i t ä t en gegen das Recht 
der f rüheren Kolon ia lmäch te und gegen Ver t r äge und ge­
wohnheitsrechtliche Regeln, die als „imperial is t isch" empfun­
den werden; solche Ressentiments werden auch auf das Völ ­
kerrecht i m ganzen ü b e r t r a g e n 4 . Zwar sind gewisse allge­
meine Rech t sg rundsä tze allen größeren Rechtssystemen der 
Welt gemeinsam. Ob sie ausreichen, eine B r ü c k e zu den 
neuen Staaten Afrikas und Asiens zu schlagen, oder inwie ­
wei t durch deren Hinzukommen das klassische Völker rech t 
modifiziert w i r d , kann hier nicht weiter e r ö r t e r t werden 5 . 
Die Weigerung fast aller afrikanischer und etwa der Häl f te 
der asiatischen Staaten, sich — wenn auch m i t Vorbehalten — 
dem Internationalen Gerichtshof i m Haag (IGH) zu unter­
werfen (s. unten unter 3.), s t immt immerhin bedenklich. 

2. Die sowjetische Auffassung vom Völkerrecht 

Die Einstellung Sowje t ruß lands zum Völker rech t hat bereits 
mehrere Wandlungen durchgemacht. Galten zu Beginn der 
kommunistischen Herrschaft nur wirtschaftliche und tech­
nische Beziehungen zwischen Staaten „verschiedenen Typs" 
als denkbar, so wurden gegen Ende der zwanziger Jahre auch 
politische Beziehungen für möglich gehalten. Die Wechsel­
fälle der russischen Außenpo l i t ik : E in t r i t t i n den V ö l k e r b u n d 
und Aufnahme diplomatischer Beziehungen m i t den Vereinig­
ten Staaten, der Bruch m i t dem Westen durch den Hi t l e r -
Stalin-Pakt, spä t e r die Kriegskoalit ion und ih r Zerfal l , der 
Kalte Kr ieg und schließlich die Lehre von der Koexistenz 
haben die geplagten sowjetischen Völkerrecht le r vor immer 
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neue Aufgaben gestellt und sie genötigt , i m Völker rech t bald 
eine b loße Funkt ion der außenpol i t i schen Interessenlage zu 
sehen, bald als zentralen Grundsatz die Vertragstreue zu 
betonen. Die z. Z. herrschende Völkerrechts lehre , die i n einem 
offiziellen, von der Akademie der Wissenschaften herausge­
gebenen Lehrbuch 8 niedergelegt ist, weist noch immer dem 
Völkerver t ragsrecht , gegenüber dem Gewohnheitsrecht, die 
Hauptrolle zu; aber der Satz Pacta sunt servanda g i l t nicht 
für Ver t räge , die die Gleichberechtigung verletzen, näml ich 
„aufgezwungene, räuber i sche oder versklavende" V e r t r ä g e 7 . 
Ob ein Vertrag unter eine dieser Kategorien fällt, stellt sich 
meist erst i m Streitfall heraus. Das Gewohnheitsrecht ist 
verdächt ig , we i l die „ imperia l is t ischen Staaten . . . . ihre 
vö lker rech t swidr ige Praxis unter der Bezeichnung ,Völker-
gewohnheit' zum Gesetz erheben" 8 ; d. h. es g i l t immer dann 
nicht, wenn es gegen die Interessen Sowje t ruß lands angerufen 
w i r d . Nach russischer Ansicht beruht auch Gewohnheitsrecht 
auf dem Konsens der Staaten, eine Theorie, die i m Westen 
als offenbar unrichtig l ängs t aufgegeben ist. Normen des a l l ­
gemeinen Völkergewohnhe i t s rech t s k ö n n e n also kommunis t i ­
schen Staaten gegenüber nicht ohne weiteres als gül t ig vor­
ausgesetzt werden 9 . Ebenso erleidet der Grundsatz friedlichen 
Zusammenlebens eine Ausnahme dann, wenn es sich u m 
einen „Befre iungskr ieg" gegenüber einer Kolonialmacht han­
delt 1 0 . Aber diese grundlegenden Verschiedenheiten ve rh in ­
dern russische Völker recht le r nicht, einen optimistischen Ton 
anzuschlagen, wenn es darum geht, die Möglichkeit der K o ­
existenz zu propagieren, wie es z. Z. der befohlenen General­
l inie entspricht. Denn unterschiedliche Weltanschauungen 
schaden nichts, da sich die Staaten nicht ü b e r abstrakte 
Begriffe wie das Wesen des Völker rechts zu einigen brauchen, 
sondern übe r gewisse Regeln ä u ß e r e n Verhal tens 1 1 . Der 
kritische B e u r t e ü e r w i r d freil ich die Frage, ob unter diesen 
U m s t ä n d e n noch von einem einheitlichen Völker rech t zwischen 
freier Welt und kommunistischen Staaten gesprochen werden 
kann, wesentlich zu rückha l t ende r beantworten. Sie ist woh l 
schon deshalb zu verneinen, we i l es i m kommunistischen 
Machtbereich keine objektive Rechtswissenschaft gibt und 
keine Völkerrecht ler , die eine u n a b h ä n g i g e Meinung ä u ß e m 
können . 

3. Nationalismus und Völkerrecht 

I n den U N haben die Sowjets den höchst unglücklich formulier­
ten Grundsatz von der souve ränen Gleichheit aller Mitglieder 
(Art . 2 Abs. 1 der Charter) immer wieder betont; i n W i r k ­
lichkeit meinen sie damit die souve räne Ungleichheit der 
5 s tänd igen Mitglieder des Sicherheitsrats gegenüber den 
n ich t s tänd igen Mitgliedern. M i t der Betonung der S o u v e r ä n i ­
t ä t als eines Grundpfeilers der U N und des Völker rechts 
stehen sie durchaus auf derselben Stufe wie die neuen Staaten 
Asiens und Afrikas. Diese Staaten gehen durch einen Zustand 
des Nationalismus, wie er dem f rühen Stadium der e u r o p ä ­
ischen Nationalstaaten entsprach. Das Gefühl, daß die Sou­
ve rän i t ä t zugunsten einer wel tweiten Staatengemeinschaft 
und einer Herrschaft des Rechts be sch ränk t werden müsse , 
besteht noch nicht. Dasselbe g i l t üb r igens auch für die latein­
amerikanischen Staaten 1 2 . Diese Haltung findet ihren Aus­
druck in der mangelnden Berei twil l igkei t , die Zus tänd igke i t 
des Internationalen Gerichtshofs anzuerkennen. Die Mi tg l i ed­
schaft bei den U N und die damit verbundene zum Statut des 
I G H bedeutet zunächst weiter nichts als das Recht, an der 
Richterwahl teilzunehmen, und die Verpflichtung, zu den 
Kosten des Gerichtshofes beizutragen. Wenn die Zus tänd igke i t 
des I G H gegeben sein soll, m u ß sich der Staat, der Partei 
ist, entweder i m Einzelfall oder generell der Gerichtshoheit 
unterworfen haben 1 3 . Von den ü b e r 100 Mitgliedstaaten der 
U N hatten sich 1961 nur 36 (und zwei Außense i te r ) dem Ge­
richtshof unterworfen, nämlich 17 zum freien Westen gehö­
rende Staaten, 9 lateinamerikanische (aber ohne die 3 großen 

südamer ikanischen!) , 8 asiatische, 2 arabische und nur 2 a f r i ­
kanische (Libérien und Sudan). F ü r die letzten beiden Grup­
pen e r k l ä r t sich dies aus dem jungen Nationalismus, verbun­
den m i t dem e r w ä h n t e n M i ß t r a u e n gegen das „europäische" 
Völkerrecht . Dazu kommt bei einigen Staaten, die die Ge­
richtshoheit des I G H anerkannt haben, der ominöse Vorbe­
halt der inneren Angelegenheiten nach eigener Bestimmung, 
das sog. Conally-Amendment, m i t dem die Vereinigten Staa­
ten Schule gemacht haben. (Frankreich, Indien und Pakistan 
haben es übr igens bei der Erneuerung ihrer Anerkennungs­
e r k l ä r u n g fallen lassen.) Dieser Vorbehalt hat sich bereits 
in einem vor dem I G H verhandelten Fa l l zuungunsten der 
Vereinigten Staaten ausgewirkt, als der beklagte Staat nach 
dem Grundsatz der Gegenseitigkeit den Vorbehalt für sich 
i n Anspruch nehmen konnte 1 4 . Diese unliebsame Erfahrung 
und das wiederholte D r ä n g e n amerikanischer Völkerrecht ler , 
den Vorbehalt i n der jetzigen Form fallen zu lassen, haben die 
Regierung der Vereinigten Staaten aber nicht bewegen k ö n ­
nen, ihr übers te iger tes S o u v e r ä n i t ä t s d e n k e n aufzugeben (da­
zu w ä r e die Zustimmung des Senats m i t qualifizierter Mehr­
heit nötig). I m Grunde kommen sie darin den kommunis t i ­
schen Staaten und den En twick lungs l ände rn nahe. Daß jene 
sich dem I G H nicht unterwerfen — obwohl ein russischer und 
ein polnischer Richter i h m angehören ! -—, e r k l ä r t sich aus 
ihrer Auffassung von der Parteilichkeit des Rechts. Es ist 
natür l ich , daß Staaten, die selbst keine u n a b h ä n g i g e Justiz 
kennen, sich einem u n a b h ä n g i g e n Gericht nicht unterwer­
f e n 1 5 . Dem entsprechen die Sabotage der Schiedsklauseln 
aus den F r i e d e n s v e r t r ä g e n der Wes tmäch te m i t Ungarn, Ru­
m ä n i e n und Bulgarien durch diese Staaten 1 6 und die Weige­
rung Albaniens, den vom I G H festgesetzten Schadensersatz an 
G r o ß b r i t a n n i e n i m Korfukanalstrei t zu zahlen 1 7 . Aber i n 
diesen Zusammenhang gehör t leider auch die wiederholte 
Mißach tung der Gutachten des I G H ü b e r den vö lke r rech t ­
lichen Status Südwes ta f r ikas durch die Südaf r ikan ische 
Union. 

I I . Einfluß der Charter der UN auf das allgemeine Völker­
recht 

Die Charter der U N hat auf diese Entwicklung keinen g ü n ­
stigen Einf luß ausgeübt . Zwar e r w ä h n t sie schon i n der P r ä ­
ambel das Völkerrecht , aber i n einer v ie l loseren Formulie­
rung, als es die P r ä a m b e l der Vö lke rbundssa t zung tat, die 
vom Völker rech t als der „tatsächl ichen Verhaltensordnung 
der Staaten" sprach. I n A r t . 1 Abs. 1 der UN-Charter w i r d 
dann unter den Zwecken der Organisation die Beilegung i n ­
ternationaler Streitigkeiten „nach den G r u n d s ä t z e n der Ge­
rechtigkeit und des Völker rech ts" genannt. Diese Worte w u r ­
den erst i n San Franzisco eingefügt, u m Vorkommnisse wie 
den Schiedsspruch von München aus dem Jahre 1938 zu ver­
h ü t e n 1 8 . I n Wirk l ichkei t ist die Rolle, die völkerrecht l iche 
E r w ä g u n g e n i n den Gremien der U N spielen, gering, und die 
eben e r w ä h n t e n Normen der Charter haben auch keine Er­
gänzung i n Einzelbestimmungen gefunden. Vor allem aber 
hat, wie immer deutlicher w i r d , das i n der Charter enthaltene 
Gewaltverbot einen ungüns t igen Einf luß auf die Einhaltung 
völkerrecht l icher Regeln gerade durch kleine Staaten ausge­
übt . Dieses Verbot, das sich aus dem obersten Zweck der U N , 
der Friedenssicherung, ergibt, war sinnvoll unter der Voraus­
setzung, daß der Sicherheitsrat seine i h m sa tzungsgemäß zu­
gewiesenen Aufgaben erfül l te . Von dem Augenblick an, da 
er das nicht mehr tu t — und zuweilen, selbst wenn er es noch 
tu t —, r iskier t der Rechtsbrecher keine Sanktionen mehr. 
Schon i n dem ä u ß e r e n Verhalten der Staaten zueinander 
macht sich das bemerkbar. Daß das Oberhaupt eines kleinen 
Staates wie Kuba den P r ä s i d e n t e n der Vereinigten Staaten 
„ P i r a t e n h ä u p t l i n g " beschimpft und ungestraft beschimpfen 
k a n n 1 9 , w ä r e f rüher undenkbar gewesen. Natür l i ch ist der 
Kr ieg als Sanktion eines Völker rech tsbruchs heute nicht mehr 

V e r e i n t e N a t i o n e n 1/63 15 



t ragbar 2 0 ; aber die negativen Folgen, die sich aus seinem 
Verbot für das Völkerrecht ergeben, sind nicht zu leugnen. 
Es gibt zwar eine Lehre, die dahin geht, daß G e w a l t m a ß n a h ­
men gegen einen Staat, der das Völker rech t bricht, so lange 
zulässig sind, wie sie der Sicherheitsrat nicht verbietet. Diese 
Lehre hat insbesondere das Verhalten Frankreichs und Eng­
lands i n der Suezkrise zu rechtfertigen versucht 2 1 . Aber sie 
hat sich nicht durchgesetzt. Sie ist trotz mancher Wahrheiten, 
die sie enthäl t , woh l auch unrichtig, und der schnelle Z u ­
sammenbruch des Suezunternehmens, in dem kein Beschluß 
des SR zustande kam, we i l G r o ß b r i t a n n i e n und Frankreich 
dagegen stimmten, zeigt, daß eine solche G e w a l t m a ß n a h m e 
gegen den Wi l len der beiden großen A t o m m ä c h t e und die 
in der Generalversammlung zum Ausdruck kommende Welt­
meinung nicht möglich ist. Aber wenn die Krä f t eve r t e i lung 
anders gelagert ist, k ö n n e n auch die U N Gewaltanwendung 
nicht immer verhindern, wie die gewaltsame Einverleibung 
Goas durch das sonst so friedliebende Indien beweist. Denn 
daß Indien weder in A u s ü b u n g seiner Souve rän i t ä t über 
innere Angelegenheiten noch i n Notwehr gehandelt hat, wie 
es i m SR behauptete, dür f te rechtlich auße r Zweifel sein. Die 
asiatischen und afrikanischen Staaten sind zwar der Ansicht, 
daß die Beziehungen einer Kolonie zum Mutter land nicht 
international geschützt sind wie etwa die Grenzen des Mut ter ­
landes, so daß die gewaltsame Befreiung der Kolonie nicht 
dem Gewaltverbot der Charter untersteht. Diese Auffassung, 
i n der sie, wie oben unter I , 2 dargelegt, von den Kommuni ­
sten u n t e r s t ü t z t werden, ist von derjenigen der A n h ä n g e r des 
klassischen Völkerrechts durch eine u n ü b e r b r ü c k b a r e K l u f t 
getrennt 2 2 . 

I I I . Die Beachtung des Völkerrechts gegenüber den Beschlüs­
sen der UN 

I m Goa-Streit kam kein Beschluß des SR zustande, wei l ein 
Entsch l ießungsentwurf der drei westlichen s tänd igen M i t ­
glieder, der die nöt ige Stimmenzahl von sieben erreichte, 
durch das Veto der Sowjetunion vereitelt wurde. Aber es 
gibt auch Beispiele dafür, d a ß kleine Staaten den Beschlüssen 
der Hauptorgane der U N straflos getrotzt haben. Soweit es 
sich dabei u m Beschlüsse der Generalversammlung handelt, 
bedeutet das nicht notwendig eine Verletzung der Charter, 
da diese Entschl ießungen keine bindende Kra f t haben. I m ­
merhin m u ß man wohl das Verhalten der Südafr ikanischen 
Union, die seit 1946 den immer wiederholten, die Apar theid-
Pol i t ik verurteilenden Entsch l ießungen der Versammlung 
t ro t z t 2 3 , als gegen den Geist der Charter ve r s toßend bezeich­
nen. 
I m Streit zwischen Ägyp ten und Israel u m die freie Durch­
fahrt durch den Suezkanal ist aber ein Beschluß des SR (unter 
Stimmenthaltung der Sowjetunion) zustande gekommen, der 
Ägyp ten aufforderte, die Behinderung der Schiffahrt durch 
den Kanal zu beenden 2 4 . Ägyp ten hat sich diesem Beschluß 
niemals gefügt, und der SR hat nie versucht, daraus Folge­
rungen zu ziehen. Die Haltung der arabischen Staaten, die 
sich heute noch als i m Kriegszustand m i t Israel befindlich 
betrachten, ist bezeichnend für die Mißachtung eines der 
H a u p t g r u n d s ä t z e der Charter und für die Ohnmacht der U N , 
etwas anderes zu tun, als den Ausbruch offenen Kampfes zu 
verhindern. Sie haben hier wie i n Korea die Erhaltung 
eines p r e k ä r e n Waffenstillstandes erreicht; einen Friedens­
schluß herbeizuführen, gibt ihnen die Charter keine recht­
liche Grundlage. 
Übr igens sind auch die Westmächte , insbesondere die Verei­
nigten Staaten, nicht frei von Schuld und Fehle. Die K o n ­
vention vom 13. Februar 1946, die dem Personal der U N 
Diplomatenstatus verleiht, ist von den Vereinigten Staaten 
bis heute nicht ratif iziert worden, so daß nicht einmal der 
G e n e r a l s e k r e t ä r rechtlich Diplomatenstatus i n den Vereinig­
ten Staaten hat, obwohl er na tür l ich tatsächlich so behandelt 

w i r d 2 5 . Das den Seerechtskonventionen von 1958 a n g e h ä n g t e 
Protokoll ü b e r die Beilegung von Streitigkeiten konnte eben­
falls von den Vereinigten Staaten nicht rat if iziert werden, 
wei l der Senat seine Zustimmung versagte 2 e . 

IV. Die Beachtung des Völkerrechts in den Organen der UN 

Man kann von der Generalversammlung, einem politischen 
Organ von 110 Staatendelegationen, nicht erwarten, daß sie 
ihre Entschl ießungen auf Grund völkerrecht l icher E r w ä g u n ­
gen faßt ; woh l aber sollte man das vom SR annehmen. A r t i ­
kel 33 der Charter, der das Kapi te l ü b e r friedliche Beilegung 
von Streitigkeiten eröffnet, e r w ä h n t unter den Wegen, die 
die streitenden Staaten einschlagen sollen, die gerichtliche 
und schiedsgerichtliche Entscheidung und verpflichtet den SR, 
auf die Streitparteien i n dieser Richtung einzuwirken, wenn 
es sich u m Rechtsstreitigkeiten handelt. A r t i k e l 36 Absatz 3 
sieht ausdrücklich vor, d a ß Rechtsstreitigkeiten grundsätz l ich 
an den I G H verwiesen werden sollen und daß der SR das 
empfehlen soll. Dies entspricht dem oben e r w ä h n t e n Hinweis 
i n A r t i k e l 1 Absatz 1 auf das Völkerrecht . Der SR hat diesen 
Grundsatz äußer s t selten befolgt 2 7 . Obwohl A r t i k e l 94 der 
Charter den SR m i t der Vollstreckung der Urteile des I G H 
betraut, hat er niemals Schritte i n dieser Richtung unternom­
men. Er hat auch i m Gegensatz zur Versammlung niemals 
von dem durch A r t i k e l 96 gegebenen Recht Gebrauch gemacht, 
vom I G H ein Rechtsgutachten einzuholen. Zwar ist der I G H 
durch die Charter m i t den U N viel enger verbunden als der 
f rühere S tänd ige Internationale Gerichtshof m i t dem Völker ­
bund; ja, der I G H gi l t als eines ihrer Hauptorgane. Dennoch 
haben die U N vom Gerichtshof einen vie l sparsameren Ge­
brauch gemacht als der V ö l k e r b u n d 2 8 . 

Auch i n den Verhandlungen des SR spielen völkerrecht l iche 
E r w ä g u n g e n eine sehr geringe Rolle, selbst wenn man be­
rücksichtigt , daß viele, wenn nicht alle Streitigkeiten vö lke r ­
rechtlicher A r t auch eine politische Seite haben. Zwar haben 
die Vereinigten Staaten w ä h r e n d der Beratung des Streites 
übe r das Flugzeug BR 47, das am 1. J u l i 1960 von den Russen 
über der Barentsee abgeschossen wurde, u. a. vorgeschlagen, 
die Sache dem I G H zu unterbreiten, da i m wesentlichen strei­
t ig war, ob es russisches Hoheitsgebiet überf logen hatte. Eine 
darauf gerichtete Entschl ießung wurde durch das sowjetische 
Veto verhinder t 2 B . Aber i n dem Streit übe r die Raketenbasen 
auf Kuba und die von den Vereinigten Staaten v e r h ä n g t e 
Blockade m u ß t e sich der amerikanische Delegierte von so­
wjetischer Seite sagen lassen, daß er kein einziges rechtliches 
Argument zur Rechtfertigung der „ Q u a r a n t ä n e " vorgebracht 
habe; und i n der Tat en thä l t die lange Rede Stevensons in 
jenen d e n k w ü r d i g e n Sitzungen vom 23. und 25. Oktober 
1962 3 0 , die an br i l l ianter Beredsamkeit und politischer Uber­
zeugungskraft ihresgleichen sucht, so gut wie keine recht­
lichen Ausführungen , obwohl Kuba sowohl wie die Sowjet­
union den Vereinigten Staaten schwere Verletzungen des 
Völkerrechts vorwarfen. A m auffäl l igsten ist die Abneigung, 
politische Fragen erster Ordnung auf ihre völkerrecht l iche 
Seite h i n zu p rü fen oder auch nur zu diskutieren, i n der 
Chinafrage. Hier ist es den Vereinigten Staaten viele Jahre 
hindurch gelungen, die Frage der Vertretung Chinas i m SR 
und i n der Generalversammlung ü b e r h a u p t von der Tages­
ordnung abzusetzen. Auch die Versammlung hat die eminent 
juristische Frage nicht vor den I G H gebracht, obwohl hier 
ja die theoretische Möglichkeit bestanden hä t te , die Vereinig­
ten Staaten zu übe r s t immen . Der Fa l l China zeigt m i t be­
sonderer Kraßhe i t , wie Rechtsfragen, wenn sie zugleich von 
politischer Bedeutung sind, i n den U N nach dem, was der 
Mehrheit der Versammlung oder den s t änd igen Mitgl iedern 
des SR zweckmäßig erscheint, entschieden werden. Dieser 
Opportunismus hat zu dem absurden Zustand geführt , d a ß 
ein s tändiges Ratsmitglied nun schon seit 12 Jahren nicht 
nur nicht durch seine eigene, wenngleich m i t groben Völke r -
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rechtsbrüchen belastete Regierung, sondern durch eine solche 
vertreten ist, die ü b e r das kontinentale China nicht die 
geringste Macht ausüb t und keinerlei Aussicht hat, sie j e ­
mals wieder zu gewinnen, so daß sie na tü r l i ch auch nicht i n 
der Lage ist, die Verpflichtungen des Mitgliedstaates gegen­
über den U N zu e r f ü l l e n 3 1 . Dies zwingt leider zu dem Schluß, 
daß auch der Westen unter F ü h r u n g der Vereinigten Staaten 
von keinerlei rechtlichen Skrupeln geplagt ist, wenn er 
glaubt, Machtpositionen verteidigen zu müssen . 
Zugunsten des Generalsekretariats m u ß gesagt werden, d a ß 
es sich i m Fal l der Vertretung Chinas noch unter Trygve Lie 
für die völkerrecht l iche Lösung eingesetzt hat. Hammar-
skjöld hat noch mehr als sein Vorgänge r mi t rechtlichen A r g u ­
menten gearbeitet, um den Spielraum seines Ermessens — 
besonders bei Verwendung von S t re i tk rä f t en der U N — ab­
zustecken 3 2 . Das wurde sehr deutlich i n der Behandlung 
der unglücklichen Kongoaffäre , i n der er versucht hat, auf 
Grund der u rsprüngl ichen Entsch l ießung des SR vom 9. A u ­
gust 1960 zwar den Abzug der belgischen Truppen durchzu­
setzen, die S t re i tk rä f t e der U N aber aus dem Bürge rk r i eg 
herauszuhalten 3 3 . Ob die derzeitige „Erobe rung" Katangas 
nicht über die eigentliche Aufgabe der UN, den internatio­
nalen Frieden zu wahren, hinausgeht, m u ß spä t e re r Beur­
teilung vorbehalten bleiben. 

Dieser Überblick ergibt kein erfreuliches Bi ld . Die Staaten 
benutzen das Völkerrecht innerhalb und a u ß e r h a l b der U N 
noch immer als Werkzeug der Diplomatie, aber sie ordnen 
es ihren machtpolitischen Zwecken unter. Es fehlt der Staa­
tengemeinschaft heute woh l mehr als f rühe r die Grundlage 
gemeinsamer Werte, die dem i m Staat geeinten Volk eigen­
tümlich ist. Ohne einen solchen Boden kann eine wirksame 
und zuver läss ige Rechtsordnung nicht gedeihen. A n die Stelle 
des von den G r ü n d e r n beabsichtigten, aber nicht v e r w i r k ­
lichten kollektiven Sicherheitssystems ist ein labiles Gleich­
gewicht der A t o m m ä c h t e getreten, aber dieses kann die 
fehlende Rechtsordnung nicht ersetzen. Die Hoffnung, d a ß 
das Völkerrecht eine m a ß g e b e n d e Rolle i n den Organen und 
i n der Tät igkei t der U N — insbesondere bei der Beilegung 
von Streitigkeiten — spielen würde , hat sich bisher nicht 
erfüll t . 

Die Vereinten Nationen und Afrika 

Dr. Conor O'Brien, der Autor des folgenden Beitrags, war 
hoher Beamter des irischen Außenministeriums und wie­
derholt Angehöriger der irischen Delegation bei den Ver­
einten Nationen. Er machte auf den damaligen Generalsekretär 
Hammarskjöld einen so positiven Eindruck, daß dieser ihn 
als einen seiner politischen Ratgeber übernahm und im Juni 
1961 als Beauftragter für UN-Angelegenheiten im Katanga 
einsetzte. Anfang September 1961 mußten die Vereinten 
Nationen militärische Angriffe der sogenannten Katanga-
Gendarmerie, die von Tschombe und seinen Hintermännern 
veranlaßt worden waren, erwidern. Auf Seiten der Vereinten 
Nationen hatte O'Brien hierfür die Verantwortung. Seine 
Tätigkeit begegnete wachsendem Widerstand. Er schied am 
1. Dezember 1961 aus den Diensten der Vereinten Nationen 
und am Tage darauf auch aus dem irischen Staatsdienst aus, 
um seine Meinung frei äußern und die Hintergründe der Vor­
gänge im Kantanga darlegen zu können. Das hat er in dem 
inzwischen erschienenen, sehr umstrittenen Buch „To Katanga 
and back" getan. •—• Nachstehender Beitrag wurde am 31. 
Dezember 1962 abgeschlossen, also kurz nach Beginn der 
letzten militärischen Bewegungen im Katanga und vor ihrem 
Abschluß. 
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DR. CONOR CRUISE O'BRIEN, ACCRA/GHANA 
Vice-Chancellor of the University of Ghana 

I 
Der Gegenstand unserer Betrachtung ist schnellem und nicht 
vorauszusehendem Wandel unterworfen. Dieser Wandel geht 
sowohl i n den Vereinten Nationen als Organisation, i m Kräf­
teverhä l tn i s der Mitgliedstaaten zueinander und innerhalb 
Afrikas selbst vor sich; alle diese Ä n d e r u n g e n beeinflussen 
sich s tänd ig gegenseitig. 
Es ist riskant, ü b e r Vorgänge zu sprechen, die sich derart 
schnell entwickeln. Fast bevor sie f ix ie r t sind, k ö n n e n sie 
überhol t , unwichtig oder sogar i r r e führend geworden sein. 
Die Situation ä n d e r t sich f o r t w ä h r e n d und m i t jeder Ä n d e ­
rung zugleich die Auslegung. 
Der Grund dafür liegt darin, daß i n diesen Wochen wichtige 
Nachrichten aus Katanga gekommen sind, aus jener Provinz, 
die seit zweieinhalb Jahren das große Versuchsfeld der 
Beziehungen der Vereinten Nationen zu A f r i k a und zum Tei l 
auch für die Zukunft der Vereinten Nationen selbst ist. Ich 
werde auf Katanga noch ausführ l icher z u r ü c k k o m m e n m ü s ­
sen. Hier sei Katanga nur e rwähn t , u m den schnellen Wandel 
zu zeigen, dem die Verhä l tn i s se i n A f r i k a unterworfen sind, 
und darauf hinzuweisen, daß jede Interpretation, auch die 
der besten Afrikakenner, i n einem gewissen M a ß e von t ä g ­
lichen Nachrichten abhängt . I n einem gewissen Maße, denn 
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ich b in der Meinung, d a ß man einige konstante oder doch 
e in ige rmaßen konstante Faktoren aufweisen kann, die f aßbar 
sind und an die man sich halten kann. Ohne solche v e r h ä l t ­
n i smäßig zuver läss igen Faktoren w ä r e n die Ereignisse nur 
ein turbulenter und sinnloser Ablauf. 

I I 
Ich möchte das Thema Vereinte Nationen und A f r i k a auf die 
politische Seite dieser Beziehungen besch ränken ; nicht u m i n 
irgendeiner Weise die Bedeutung der wirtschaftlichen und 
technischen Hilfe oder die F ö r d e r u n g der Gesundhei ts fürsorge , 
der E r n ä h r u n g und des Bildungswesens zu unterschä tzen , die 
Af r i ka durch die Vereinten Nationen erhalten hat und erhä l t . 
Diese Hi l fe ist an sich wer tvol l , aber auch deswegen, we i l sie 
Af r i ka durch eine Organisation erhä l t , i n der die E m p f ä n g e r ­
nationen ein wichtiges Mitspracherecht haben. Symbolisch 
h ie r für ist die G r ü n d u n g der Wirtschaftskommission für 
Af r i ka m i t Sitz i n Addis Abeba und einem Afr ikaner als 
erstem Gene ra l sek re t ä r . Auch der kurz vor Weihnachten 
hier i n Accra durchgeführ te erste internationale Afr ikanis ten-
kongreß , dem ein weltweites Echo zuteil wurde, fand die 
U n t e r s t ü t z u n g der UNESCO, einer Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen. Der Sonderfonds der U N (SPF), die B i l ­
dungsprogramme der UNESCO, die B e m ü h u n g e n der E r n ä h ­
rungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO), der Weltge­
sundheitsorganisation (WHO) und des Weltkinderhilfswerkes 
(UNICEF) sind Teile dieses großen internationalen Hilfspro­
gramms, dessen positive Wirkungen vielleicht in Afr ika , be­
sonders i m tropischen Afr ika , s t ä rke r empfunden werden 
als in anderen Weltteilen. 

Die bilaterale Hüfe , d. h. unmittelbare Hi l fe eines bestimm­
ten entwickelten Landes zugunsten eines bestimmten Ent­
wicklungslandes, ist immer noch erheblich umfangreicher als 
die Wirtschaftshilfe, die durch die Vereinten Nationen nach 
Af r ika gelangt. Es w ä r e nach allgemeiner Auffassung besser, 
den An te i l der internationalen Hilfe, der durch die K a n ä l e 
der U N und ihrer Organisationen fließt, zu v e r g r ö ß e r n und 
den Ante i l der bilateralen Hi l fe entsprechend zu kürzen . Die 
Bedeutung und die Nützl ichkei t der U N und ihrer Sonder­
organisationen auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet 
werden allgemein oder fast allgemein anerkannt. Die politische 
Tät igke i t der U N findet jedoch wenig Anerkennung, i m Ge­
genteil, sie s tößt auf heftige und erbitterte Ablehnung, die 
zudem i n einer A t m o s p h ä r e gänzl icher Verwi r rung dargetan 
w i r d . Wei l auf diesem Gebiet Streit und Verwi r rung herr­
schen, und we i l es darum geht, einen Ausweg zu finden, 
konzentriere ich meine Aus füh rungen auf die politische 
Seite der Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und 
Afr ika . 

I I I 
Es dür f t e am besten sein, m i t einem Zi ta t des bedeutenden 
amerikanischen Afrikanis ten Vernon McKay, das eine zu­
sammenfassende W ü r d i g u n g der bisherigen Leistungen der 
Vereinten Nationen i n Af r i ka enthäl t , zu beginnen: 
„Kurz, die Wi rkung der U N auf Af r i ka war i n den ersten 15 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg vielseitig, aber oft kaum 
greifbar. Es führ te zu nichts, woll te man allzu großen Wert 
auf die Auswertung der direkten Ergebnisse von UN-Empfeh­
lungen legen. Das vielfäl t ige Drängen , die Spannungen und 
Forderungen, die von den U N ausgingen oder von ihnen ge­
förder t wurden, sind wichtiger. Die U N waren mehr als ein 
Spiegel' des Geschehens. Die Debatten in den U N zwangen die 
Regierungen und die Völker zu der Einsicht, d a ß die Zukunft 
Afrikas ein zentrales Problem der internationalen Beziehun­
gen geworden ist. Dadurch, daß die U N die afrikanischen For­
derungen nach schnellerer politischer Entwicklung unter­
s tü tzen, ü b e r w a n d e n sie die Pol i t ik des ,Gradualismus', die 
sich die Kolon ia lmächte zu eigen gemacht hatten. Ind i rek t 
halfen sie mit , aus afrikanischen Bit tstel lern Premierminister 

zu machen. Sie dienten zukünf t igen afrikanischen F ü h r e r n 
als nütz l iche Diplomatenschule. Sie brachten etwas zustande, 
das i n den internationalen Beziehungen einmalig ist: sie 
ermögl ichten es den neuen afrikanischen Staaten, fast auto­
matisch Mitglieder der U N zu werden. Zum mindesten hatten 
sie es nicht nötig, sich nach alten diplomatischen Mustern 
aufzubauen, bevor sie das Parkett der Wel tpol i t ik betraten. 
Und schließlich leisteten die U N wertvolle Dienste durch Z u ­
sammenstellung und Veröffent l ichung einer umfangreichen 
Dokumentation, die ernsthafte Studien afrikanischer Probleme 
anregten und erleichterten. 
Die Empfehlungen und Entsch l ießungen der U N sind oft 
überf lüss ig und werden häuf ig nicht beachtet. Das ist unver­
meidlich und liegt i m Wesen internationaler Organisationen. 
Dennoch hatten die Treuhand- und unmittelbar auch die ü b r i ­
gen afrikanischen Gebiete ihren Nutzen davon, d a ß die Ko lo ­
n ia lmäch te den U N jedes Jahr ihre Berichte vorlegten und 
ihre Pol i t ik verteidigten. Wenn auch dieses System einer 
internationalen Rechenschaftslegung durch gewisse ü b e r t r i e ­
bene Forderungen die V e r w a l t u n g s b e h ö r d e n ä r g e r t e und 
ent täuschte , so zwang es sie doch, ihre Kolonia lpol i t ik und 
ihre Kolonialisierungsmethoden s t änd ig zu ü b e r p r ü f e n und 
zu vervollkommnen. Sogar die afrikanischen Einwohner S ü d ­
westafrikas haben von der Praxis der U N profi t iert , trotz 
der starren Ablehnung der einschlägigen En tsch l i eßungen der 
U N durch die südafr ikanische Regierung. Vielleicht hatte die 
K r i t i k der U N die mittelbare psychologische Wirkung, die 
Regierungen zu veranlassen, t ä t ig zu werden, und sei es auch 
nur, u m sich selbst ihre In t eg r i t ä t zu beweisen." 1 

I V 

Freunde und Feinde der U N geben zu, d a ß die Debatten 
der U N viel dazu beigetragen haben, den „frischen W i n d " an­
zufachen, von dem Mr . Macmillan i n einer b e r ü h m t e n Rede 
in Südaf r ika gesprochen hat. Die Tatsache, d a ß heute fast 
ganz A f r i k a wenigstens nominel l u n a b h ä n g i g ist, stellt eine 
Leistung dar, die zum größ ten Tei l den U N und besonders 
den afrikanischen Vertretern i n den U N zu verdanken ist. 
Vom Standpunkt gewisser westlicher Beobachter aus kann 
na tür l i ch von „ v e r d a n k e n " hier nicht die Rede sein, und der 
ganze Trend m ü ß t e ihrer Meinung nach auf das S c h u l d ­
konto der U N gebucht werden. Gewisse Zeitungen i n England, 
Frankreich, den Vereinigten Staaten und na tü r l i ch i n S ü d ­
afrika tun so, als ob die U N von afrikanischen und asiatischen 
Staaten beherrscht w ü r d e n . Nach dieser Ansicht, die zur 
klassischen These rechtsorientierter Kreise für die Beurteilung 
der U N geworden ist, w i r d die Organisation von den k l e i ­
neren und schwächeren Nationen Afr ikas und Asiens be­
herrscht. Man hä l t diese Staaten für verantwortungslos und 
unterschiebt ihnen die Tendenz, die U N aus Eigennutz ü b e r 
die Grenzen ihres Mandats h inauszud rängen . Die Verfechter 
dieser These glauben — angeblich wenigstens —, daß die 
Interessen der Großmäch te , die die höchsten Be i t r äge zum 
Budget der Organisation leisten, von ihr schlicht ignoriert 
würden , da ja Afr ikaner und Asiaten zusammen i n der Gene­
ralversammlung die Major i t ä t hä t t en . 
Diese Major i t ä t w i r d dazu benutzt — so behauptet man •—, 
die großen und verantwortlichen Mächte, von denen sowohl 
die Organisation wie auch die afro-asiatischen L ä n d e r ab­
hängen , zu übe r s t immen . 
Diese Ansicht w i r d von einer Reihe von Organen der M e i ­
nungsbildung fleißig verbreitet und scheinbar aufrichtig für 
wahr gehalten von nicht wenigen Persönl ichkei ten, die es 
besser wissen müß ten , z. B. von Lord Home. Sie stellt jedoch 
eine grobe Vereinfachung dar. Der Einf luß der füh renden 
Wes tmäch te i n den U N ist v ie l größer , als es das Stimmenver­
hä l tn i s erkennen läßt, und der Einf luß der afro-asiatischen 
Länder , obwohl vorhanden und bedeutsam, w i r d durch eine 
Reihe von Faktoren gehemmt. Auch der unmittelbare E i n -
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fluß der sowjetischen Gruppe ist relativ schwach, und der 
häufige Gebrauch des Vetorechts durch sie ist nicht ein Zei­
chen ihrer S t ä rke innerhalb der Organisation, sondern ihrer 
relativen Schwäche. Die Vereinigten Staaten hatten es bisher 
noch nicht nötig, ein Veto i m Sicherheitsrat einzulegen, we i l 
sie immer ü b e r eine Mehrheit ver fügten . 
Rechtsstehende Kommentatoren haben den Einfluß der So­
wjetunion und ihrer Al l i ier ten i n den U N sogar noch s t ä rke r 
überschätz t als den der afro-asiatischen Länder . Diese sind 
zum mindesten zahlreich und bilden tatsächlich eine pressure 
group von bet rächt l ichem Gewicht. Der Sowjetblock verfügt 
nur übe r wenig mehr als zehn Prozent der Gesamtstimmen 
und bleibt bei Abstimmungen oft als winzige Minderheit 
allein. Man k ö n n t e vielleicht von einer potentiellen und hypo­
thetischen S t ä rke des Sowjetblocks in den U N sprechen; d. h. 
die Vereinigten Staaten und i n geringerem Maße andere West­
mächte könnten fürchten, d a ß die afrikanischen und asiati­
schen Regierungen und Völker schließlich nach dem Sowjet­
block Ausschau halten w ü r d e n , falls ihre Forderungen unbe­
achtet blieben oder ihre Bestrebungen keinen Erfolg hä t t en . 
Die Sowjetunion beeinflußt sicherlich auf weite Sicht die Ent­
wicklung der UN, und zwar durch indirekte E inwi rkung auf 
die Beziehungen zwischen dem Westen und den afro-asiati­
schen L ä n d e r n . Dieser Einfluß w i r k t wie eine A r t Schritt­
macher, und es ist kaum zweifelhaft, daß ohne die Existenz 
der Sowjetunion und ihrer Einstellung zu Fragen des Kolo­
nialismus das Tempo der politischen Entwicklung i n Af r i ka 
sehr v ie l geringer gewesen wäre , als es tatsächlich war. So 

beeinf lußt die Sowjetunion zwar die Entwicklung der U N 
und Afrikas auf lange Sicht erheblich; aber bei der Beurte i ­
lung eines kurzfristigen und direkten Einflusses auf die 
Entschl ießungen i n den Vereinten Nationen oder auf die 
Vorgänge i n Af r i ka steht die Sowjetunion hinter allen ande­
ren Großmäch ten zurück. 

V 
I n der Generalversammlung k ö n n e n unbeschadet des offen­
kundigen Ubergewichts der Afro-Asiaten die Wes tmäch te eine 
Mehrheit erzielen, wann immer sie sich für einen Ant rag 
wi rk l i ch einsetzen und gemeinsam vorgehen. Es kann ande­
rerseits mi t völl iger Gewißhe i t behauptet werden, daß kein 
Antrag, den die westliche Gruppe massiv ablehnt, eine Chance 
hat, i n der Generalversammlung — erst recht nicht i m Si ­
cherheitsrat — durchzukommen. Das beruht auf einer Reihe 
von Grundtatsachen der internationalen Pol i t ik : Zunächs t ein­
mal sind eine Anzahl von Staaten Afrikas und Asiens durch 
Mi l i t ä rbündnisse m i t den füh renden Wes tmäch ten verbunden; 
sie werden deshalb sehr selten gegen ihre H a u p t v e r b ü n d e t e n 
stimmen. Sodann haben viele Staaten —• und das h ä n g t m i t 
dem zuvor Gesagten zusammen — nicht nur in Asien und 
Lateinamerika, sondern auch i n Af r i ka so enge wirtschaft­
liche und politische Beziehungen zu einem westlichen Land, 
daß sie sich auch aus diesem Grunde selten oder nie gegen 
es wenden. So besteht bei den f ranzösisch-sprachigen L ä n d e r n 
eine deutliche Neigung, m i t Frankreich zu stimmen. Ebenso 
ist das Verhä l tn i s der lateinamerikanischen L ä n d e r — m i t 
Ausnahme gegenwär t ig von Kuba — zu den Vereinigten Staa-
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ten. A u ß e r d e m sind sich die Mitgliedstaaten i n ihrer Gesamt­
heit d a r ü b e r klar, daß die U N ohne die Mitarbei t des Westens, 
besonders ohne die Mitarbei t der Vereinigten Staaten, nicht 
übe r l eben könn ten . Auch das Sekretariat ist sich dieser Lage 
sehr bewußt , und es w i r d daher von der Meinung der füh­
renden Wes tmächte s t ä rke r beeinflußt , als es dem bloßen 
Stimmenanteil dieser L ä n d e r abzusehen ist. 
I n einem Ar t ike l , der vor etwa einem Jahr erschienen ist, 
bedient sich der kanadische Beobachter K. A. McKirdie eines 
anschaulichen und schlichten Bildes, u m zu illustrieren, war ­
u m die Mitglieder der U N ängstl ich b e m ü h t sind, den Ver­
einigten Staaten nicht zu mißfal len. „Der amerikanische Ver­
treter bei den U N deutete an," sagte McKirdie , „daß die Auf ­
nahme Rotchinas den Aus t r i t t der Vereinigten Staaten zur 
Folge haben könn te . Die Nation, die ein Dr i t t e l der Haus­
haltsmittel aufbringt, gleicht dem Jungen, dem der Fußba l l 
gehört . Wenn nicht so gespielt w i r d , wie es ihm paßt , geht 
er nach Hause." Es ist nur natür l ich, d a ß die Spieler, ein­
schließlich der Mitglieder des Sekretariats, nicht den Wunsch 
haben, daß der Junge mi t dem Bal l geht. Da die Entschlie­
ß u n g e n der U N vom Sekretariat ausgeführ t werden müssen , 
haben die Wes tmäch te i n vielen Fä l l en nicht nur bei ihrem 
Zustandekommen starken Einfluß, sondern auch den ü b e r ­
wiegenden bei der Aus führung . I n der Praxis ist die Aus­
füh rung der Entsch l ießungen wichtiger als ihre Abfassung. 
Diese Lage spielt eine wichtige Rolle bei der Entwicklung i m 
Kongo. 

V I 
Das B i l d der U N als einer Organisation, die von afrikanischen 
und asiatischen L ä n d e r n oder von R u ß l a n d beherrscht w i rd , 
ist also grob verzeichnet. T r i f f t nun die umgekehrte Behaup­
tung zu, daß die Organisation von den f ü h r e n d e n Wes tmäch­
ten beherrscht wird? Diese Version kommt der Wahrheit 
näher , aber sie bedarf wesentlicher Abstriche: Natür l ich sind 
sich die Wes tmäch te keineswegs völlig einig, obwohl ihre 
Meinungsverschiedenheiten infolge ihrer Bündnisverpf l ich­
tungen selten k lar zutage treten. Die politischen Vorstellungen 
Frankreichs, Englands und der Vereinigten Staaten von der 
Lösung afrikanischer Probleme unterscheiden sich sehr stark 
voneinander, wobei Frankreich und die Vereinigten Staaten 
die beiden entgegenstehenden Extreme darstellen. Frank­
reich glaubt, die alten patriarchalischen Beziehungen z w i ­
schen den europäischen L ä n d e r n und den afrikanischen 
Gebieten k ö n n t e n m i t Hi l fe profranzösischer Elitegruppen 
wirksam konserviert werden, und zwar bei Wahrung der for­
malen Unabhäng igke i t der afrikanischen Lände r . Die A n ­
wesenheit Frankreichs i n den f rühe ren französischen Kolo­
nien ist immer noch offen und öffentlich. Das Leben in diesen 
Gebieten hat sich seit der Kolonialzeit i n mancherlei Hinsicht 
nicht wesentlich geänder t . Viele, wenn auch nicht alle f ran­
zösischen Zivilbeamten und Mil i tä rs haben immer noch eine 
ausgesprochen koloniale Einstellung, und Frankreichs Ha l ­
tung zu Kolon ia l l ändern alten Stils wie Portugal ist nach 
wie vor u n v e r h ü l l t sympathisierend. 

V I I 
Das andere Extrem der westlichen Auffassungen v e r k ö r p e r t 
die Pol i t ik der Vereinigten Staaten. Obwohl von wide r sp rüch ­
lichen E r w ä g u n g e n beeinflußt , ist sie zunehmend antikolo­
nia l geworden. Das kommt teilweise, aber nur teilweise, von 
der eigenen antikolonialen Vergangenheit Amerikas. Diese 
Tradi t ion ist durchaus real und bedeutsam, aber sie hat nicht 
immer die Pol i t ik bestimmt. Eine Zeitlang, besonders w ä h ­
rend der Ä r a Eisenhower, war die Pol i t ik der Vereinigten 
Staaten wesentlich von dem Argument der Kolon ia l l änder 
bestimmt, die von ihnen verwalteten Terr i tor ien seien Bastio­
nen für die Verteidigung der freien Welt gegen den K o m m u ­
nismus. Die Schwäche dieser Argumentat ion wurde noch vor 
dem Ende der Amtszeit Eisenhowers deutlich, und die demo­
kratische Regierung des P r ä s i d e n t e n Kennedy ist v ie l mehr 

vom Gegenteil überzeugt , näml ich von der Über legung, daß 
ein kolonialer Status durchaus keine Kraf t , sondern eine 
Quelle der Schwäche für den Westen darstellt, ein Gebiet, 
in dem der Kommunismus infolge der Unzufriedenheit der 
Bevö lke rung Fortschritte machen kann. Aus diesen G r ü n d e n 
ist die Regierung Kennedy vie l nähe r , als es i n der Blütezei t 
der vorhergehenden Regierung der Fa l l war, an die afro­
asiatischen L ä n d e r he range rück t und entsprechend weiter weg 
von Frankreich, Portugal und Südafr ika . Hieraus folgt, d a ß 
ein g roßer Tei l des Einflusses, den die afro-asiatischen L ä n ­
der in den Vereinten Nationen haben, auf dem Umweg ü b e r 
die Vereinigten Staaten ausgeübt w i r d . Wünsche, A n t r ä g e 
und Forderungen werden bei den Vereinigten Staaten u n ­
mittelbar erhoben oder auf sie zugeschnitten und damit i n ­
direkt an das bei weitem mächt igs te und einf lußreichste 
Mitgl ied der Organisation herangetragen. Vom afrikanischen 
Standpunkt aus ist die neue Entwicklung i n der Pol i t ik der 
U N als positiv und höchst wi l lkommen zu bewerten. Gleich­
zeitig w i r d diese Poli t ik, wie das unvermeidlich ist, durch 
gewisse Einf lüsse gebremst. Die Lenker und vor allem die 
Aus füh renden der amerikanischen Pol i t ik beachten zuneh­
mend die R ü c k w i r k u n g e n ihrer Af r ikapo l i t ik i m allgemeinen 
und die ihrer Al l i ie r ten , die traditionelle Interessen i n A f r i k a 
haben, i m besonderen. 

V I I I 
Der erste Al l i ie r te , der hier e r w ä h n t werden m u ß , ist na­
türl ich England, dessen Einf luß auf die Vereinigten Staaten 
s t ä r k e r ist als der anderer Länder , obwohl er dem Anschein 
nach zurückgeht . Die Af r ikapo l i t i k Englands ist nicht frei 
von Zweideutigkeiten und sogar von offenkundigen Wider­
sprüchen. Einerseits verfolgte England i n Asien und i m t ro ­
pischen Afr ika zweifellos eine v ie l weitblickendere und 
aufgeschlossenere Pol i t ik als die anderen Kolonia lmächte , 
und seine Leistungen bei der Vorbereitung neuer Nationen 
auf die Unabhäng igke i t sind besonders seit 1945 i n vieler 
Hinsicht b e w u n d e r u n g s w ü r d i g . 
I n Zentral- und Südaf r ika war Englands Pol i t ik der letzten 
Jahre andererseits vie l weniger klar und positiv. I n bezug 
auf diese Teile Afrikas hat England seinen Einf luß auf die 
Vereinigten Staaten und die Vereinten Nationen zweifellos 
in einem Sinne ausgeübt , der den Erwartungen der unab­
häng igen afrikanischen L ä n d e r zuwider läuf t . Na tür l i ch l i e ­
gen i n der Südaf r ikanischen Union und in Rhodesien starke 
britische Kapitalinteressen; auch gibt es i n beiden Gebieten 
relat iv große Bevölkerungs te i l e britischen Ursprungs. Auch 
in Katanga und in Angola sind die britischen Investitionen 
bedeutend. Die britische Katanga-Poli t ik — sei es, d a ß sie 
von diesen Interessen oder von der Beziehung zwischen K a ­
tanga und dem rhodesischen Kupfe rgür t e l oder von beidem 
beeinf lußt w i r d — ist i n wachsendem Maße i n Widerspruch 
zu der Einstellung geraten, welche die Vereinigten Staaten 
in den B e m ü h u n g e n eingenommen haben, ihre Pol i t ik m i t 
der i n A f r i k a vorherrschenden Stimmung i n Einklang zu 
bringen. Und bei der Verwirkl ichung dieser Pol i t ik be rück­
sichtigen die USA sowohl die britische Reaktion als auch die 
afrikanische. 
Solchergestalt sind die widersprüchl ichen Kräf te , welche die 
Pol i t ik der Vereinten Nationen i m Kongo so schwierig und 
so schwankend machten. So st ießen, u m ein Beispiel aus den 
Ereignissen der letzten Wochen zu nehmen, die S t r e i tk rä f t e 
der U N mi t den separatistischen K r ä f t e n i n Katanga zu­
sammen, deren symbolischer F ü h r e r Moise Tschombé, der 
P räs iden t von Katanga ist. Die S t re i tk rä f te der U N haben sich 
i m R ä u m e Elisabethville bis h in zur rhodesischen Grenze 
bei Kipuschi eine mi l i tä r i sche Über legenhei t verschafft. Es 
ist gewiß, daß sich das Sekretariat der U N und das Ober­
kommando der UN-Truppen eine so drastische M a ß n a h m e 
nicht zugetraut hä t t en , w ä r e n sie nicht der U n t e r s t ü t z u n g 
durch die Vereinigten Staaten sicher gewesen. Es steht eben-
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falls fest, und der Hauptgrund für diese Un te r s tü t zung ist 
darin zu suchen, daß die afrikanische öffentliche Meinung, 
die P r ä s i d e n t Nkrumah von Ghana am deutlichsten aussprach, 
in der Frage der Wiedervereinigung des Kongo eine feste 
Haltung verlangt. 

I X 

So weit, so gut; aber nur so wei t ! Man war we i th in der Auf ­
fassung, d a ß Tschombe und seinen belgischen und südaf r ika ­
nischen Beratern und Sö ldne rn keine Möglichkeit mehr ge­
lassen w ü r d e , ihre Lage wieder zu festigen, wenn seine Sol­
daten zum drit ten M a l gegen die U N Kampfhandlungen 
u n t e r n ä h m e n . Sollte ein Kampf wieder ausbrechen — so die 
Annahme —, dann w ü r d e n die U N ihre Aufgabe zu Ende 
führen und nicht wieder, w ie i n den beiden vorangegangenen 
Fäl len , der britischen Intervention nachgeben, die nach a u ß e n 
h in einen Waffenstillstand, i n Wirkl ichkei t aber die Wieder­
herstellung von Tschombés Regime forderte. So wei t die Ver­
mutungen. Colin Legum, einer der schärfs ten Beobachter der 
Lage i m Kongo, berichtete am Sonntag vor Beginn der Kämpfe , 
er habe von Beamten der U N in Léopoldvi l le erfahren, dies­
m a l gäbe es kein „vorzei t iges Disengagement", sollte der 
Kampf erneut ausbrechen. Unter „vorzei t igem Disengagement" 
verstand er zweifellos ein Ende der Feindseligkeiten o h n e 
völlige Entwaffnung der von Söldnern ge führ ten Gendarmerie, 
und o h n e die A u t o r i t ä t der Zentralregierung i n Katanga 
zu festigen. 

Was aber geschah? Die britische Regierung verlangte einen 
Waffenstillstand. Die Gendarmerie blieb i m Zentrum des 
Bergbaugebietes bestehen, und sie besteht noch. Der Waffen­
stillstand wurde gewähr t , und die Nachricht kam, daß die U N 
Tschombe, der wieder, wie zweimal zuvor, nach Rhodesien 
geflohen war und sich dort m i t Sir Roy Welenski getroffen 
hatte, freies Geleit zur Rückkehr nach Elisabethville ange­
boten hä t t en . Er selbst e rk lä r t e , er ginge zurück, u m den 
Widerstand zu reorganisieren. Das ist vielleicht das erste 
M a l i n der Geschichte, d a ß der Sieger i n einem Streit dem 
Besiegten freies Geleit gibt, damit er zu rückkeh ren und seinen 
Widerstand organisieren kann. 

X 

Wie schon mehrmals, sieht es i m Kongo so aus, als ob die U N , 
nachdem sie unter dem Druck der afrikanischen Länder , be­
sonders Ghanas, einen Schritt v o r w ä r t s getan haben, nun 
unter dem Druck westlicher Länder , besonders Englands, 
wieder einen Schritt zurückgingen. Tschombe persönlich ist 
na tü r l i ch unbedeutend, aber was er ver t r i t t , ist von umso 
g röße re r Bedeutung. Er ve r t r i t t die europäischen Bergbau­
interessen, die Union Minière , die den Anspruch erhebt, die 
Zukunft Katangas entscheidend mitzubestimmen, und zwar 
ohne Rücksicht auf die Wünsche der kongolesischen Regierung. 
Das ist der Plan, den die britische Diplomatie entschlossen und 
bisher erfolgreich verteidigt hat. Die Herausforderung der U N 
bleibt. Die Zukunf t ist ungewiß . Mag sein, daß die Grundlage 
von Tschombés Macht durch die jüngs t en Ereignisse entschei­
dend e r schü t te r t ist und daß, wie viele hoffen, die kommenden 
Monate die friedliche Wiedereingliederung Katangas in den 
Kongo sehen werden. W i r müssen das hoffen, obwohl ich ge­
stehe, schwere Befürchtungen zu haben. Die Kräf te , die Katan­
ga beherrschen, sind zäh und verschlagen, und sie haben 
mächt ige Freunde, w ä h r e n d die UN, wie ich gezeigt habe, 
widerstreitenden Tendenzen und daher divergierenden Zielen 
ausgesetzt sind. 

Eine P rü fung der j üngs t en Ereignisse legt die Befürch tung 
nahe, daß Tschombe und seine Berater den U N scheinbar 
nachgeben und den Föde ra t i vp l an für den Kongo annehmen, 
lediglich u m ihre Polizei und die mi l i tä r i sche Basis mehr oder 
weniger in takt zu erhalten. Unter dem Deckmantel dieser 
Scheinkapitulation könn ten sie die wesentlichen Elemente 

des Status quo i n Katanga bewahren, um nach dem Abtrans­
port oder einer drastischen Verminderung der UN-Truppen 
ihre de f ac to -Unabhäng igke i t von neuem durchzusetzen. 

X I 
Katanga ist, wie ein weitblickender englischer Missionar von 
70 Jahren sagte, ein Anhängse l Südafr ikas , und der Kampf 
um seine Kontrol le ist ein Teil des Kampfes, der i m kom­
menden Jahrzehnt oder i n noch l ä n g e r e m Zeitraum u m die 
Kontrol le Südaf r ikas ausgefochten w i r d . Katanga w i r d von 
aus ländischen Bergbauinteressen beherrscht. Angola und 
Mozambique stehen unter der altmodischsten Form der K o ­
lonialherrschaft. Das Kastensystem der Weißen herrscht i n 
S ü d - und Südwes ta f r ika , und i n Südrhodes ien versucht man 
gerade jetzt, es weiter zu festigen. M i t allen diesen Problemen 
müssen sich die U N notgedrungen auseinandersetzen, und das 
feindselige Gezerre, i n das sie i m Kongo verwickelt worden 
sind, w i r d sich bei der Lösung a l l dieser Fragen bemerkbar 
machen. Man kann m i t Sicherheit voraussagen, daß auf die 
Dauer der Kolonialismus und die Herrschaft der Weißen i n 
Af r ika zu Ende gehen. Weniger k la r ist, wie lange der Kampf 
dauern, welche Formen er annehmen w i r d und welche Rolle 
die U N und die u n a b h ä n g i g e n afrikanischen L ä n d e r i n i hm 
spielen werden. Ich glaube, die afrikanischen Nationalisten 
sind gut beraten, wenn sie sich auf einen langen und harten 
Kampf vorbereiten, da sie es m i t sehr starken Gegnern zu 
tun haben, die reich sind, gut bewaffnet und Diplomatie und 
Propaganda zu benutzen wissen. Nach meiner Meinung ist 
es ferner angebracht, nicht zu sehr auf das zu setzen, was die 
Vereinten Nationen i n dieser Situation tun können . Ver­
gleicht man die relative Schwäche des aus ländischen Einflus­
ses i m Kongo m i t seiner ungeheuren S t ä r k e i n Südafr ika , und 
bedenkt man, daß nach zwe ie inha lb jäh r ige r Anwesenheit der 
U N das politische Hauptproblem des Kongo noch ungelös t 
ist, so bekommt man eine Vorstellung von der Wegstrecke, 
die noch zurückgelegt werden m u ß . Daher sehen die af r ikani ­
schen Nationalisten die U N zweckmäßiger nicht als eine A r t 
von deus ex machina, als eine mächt ige Behörde , die jederzeit 
u n t e r s t ü t z e n d eingreift, sondern als ein güns t iges Feld für 
diplomatische B e m ü h u n g e n . Was die U N auf politischem 
Gebiet für A f r i k a tun, w i r d das Ergebnis dieser Anstrengun­
gen sein. E in südaf r ikanischer Professor, Athur Keppler Jones, 
prophezeite 1947, daß i m Jahre 1977 die Vereinten Nationen i n 
der Südaf r ikan ischen Union die Lei tung ü b e r n e h m e n w ü r d e n . 
Professor Vernon McKay h ä l t das nicht für völlig unmögl ich. 
Aber wenn das i n Südaf r ika eintreten soll, oder wenn auf 
andere A r t we iße Vorherrschaft, Apartheid und Kolonialismus 
dort abgeschafft werden sollen, dann bedarf es einer unge­
heuren gemeinsamen Anstrengung der Völker Afrikas. E in 
großer Tei l dieser Anstrengung m u ß notwendigerweise auf 
dem Gebiet der Diplomatie und der A u f k l ä r u n g der Wel t ­
öffentlichkeit erfolgen. Das güns t igs te Terrain h ie r fü r sind 
vom afrikanischen Standpunkt aus die Vereinten Nationen. 
Damit diese Diplomatie und Aufk lä rung vo l l wi rksam werden, 
m u ß der aktive Tei l der afrikanischen öffentlichen Meinung 
die Vereinten Nationen i n dem, was sie sind und wie sie 
arbeiten, realistisch einschätzen. 

Sie sollten nicht einseitig negativ gesehen werden, weder 
als ein überf lüss iges noch als ein re in neokolonialistisches 
Unternehmen. Aber sie sollten auch nicht m i t bl indem Idealis­
mus für eine bereits vol lkommen unparteiische und unbedingt 
wirksame internationale Organisation gehalten werden, deren 
Tät igkei t u n b e r ü h r t vom Druck der internationalen Pol i t ik 
ausgeübt w i r d . Man sollte sie als das nehmen, was sie sind: 
unvollkommen, aber notwendig, Umwege machend, aber n ü t z ­
lich —• und mi t ihr auf bestmögliche Weise zusammenarbei­
ten. (31. Dezember 1962) 

A n m e r k u n g : 

1 M c K a y , A f r i c a i n W o r l d P o l i t i c s , N e w Y o r k 1961. 
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Das Ende der Sezession von Katanga 
Zusammenbruch einer Propaganda-Kampagne gegen die Wahrheit 

GEORGE WRONKOW, NEW YORK 

Die Vereinten Nationen erhielten von der Generalversamm­
lung und dem Sicherheitsrat den festen Auftrag, die Wieder­
vereinigung des Kongo herbe izuführen . Mi t t e Januar endete 
die Sezession Katangas nach der E r k l ä r u n g des P r ä s i d e n t e n 
Moise Tschombe, den Widerstand gegen den von General­
s ek re t ä r U Thant ausgearbeiteten Plan für einen födera l is t i ­
schen Kongo aufzugeben und an der Durch führung dieses 
Plans mitzuarbeiten. Die Entschl ießungen, die auch Einsatz 
von mi l i tä r i scher Macht vorsahen, vor allem, u m die von 
Tschombe angeheuerten we ißen Söldner zu entwaffnen und 
für Ruhe und Ordnung zu sorgen, stehen i n völ l iger Übe re in ­
st immung mi t dem Grundgesetz, m i t dem Belgien dem Kongo 
die Unabhäng igke i t gewähr t e . Dieses Gesetz ist wichtig, nicht 
so sehr, we i l es von den Belgiern bewi l l ig t wurde, sondern 
we i l es ein Abkommen zwischen den kongolesischen F ü h r e r n 
darstellte — unter ihnen der von kapitalistischen Interessen 
un te r s tü t z t e Tschombe und der spä te r ermordete, von den 
Sowjets un te r s tü t z t e Patrice Lumumba. Tschombe fand eine 
Entschuldigung für seine Sezession, als Lumumba eine starke 
Zentralgewalt zu erzwingen suchte, w ä h r e n d das Abkommen 
Bildung einer Födera t ion vorsah. Nach dem Sturz Lumumbas 
und der Errichtung einer gemäß ig ten Zentralregierung unter 
Adoula f ie l der Vorwand für weitere Sezession fort, zumal 
der von der U N ausgearbeitete Föde ra t i onsp l an den Einzel­
provinzen weiteste Autonomie gewähr t e . 
Diese Sezession scheint nach zwei einhalb j ä h r i g e m Bestehen 
jetzt durch das energische Durchgreifen der Vereinten Natio­
nen gebrochen. Doch selten ist ü b e r eine U N - A k t i o n i n gro­
ßen Teilen der Weltpresse, die sich r ü h m t , eine freie Presse 
zu sein, so einseitig und vor allem falsch berichtet worden, 
wie ü b e r die Katanga-Operationen der Vereinten Nationen. 
Besonders weite Teile der europäischen Presse nutzten die 
F lu t widerspruchsvoller Nachrichten aus, u m eine Polizei­
aktion, die glückl icherweise bisher v e r h ä l t n i s m ä ß i g wenige 
Opfer gekostet hat, zu einem blutigen Kr ieg der UN-Truppen 
gegen Tschombe aufzubauen. Die dunkelsten Motive wurden 
den U N - K r ä f t e n unterschoben. Einige sahen eine Verschwö­
rung der Afro-Asiaten, die Weißen aus dem schwarzen E r d ­
tei l zu treiben, andere sahen ein kommunistisches Manöver , 
u m den privaten Reichtum der Union Min iè re zu natio­
nalisieren. Wieder andere waren überzeugt , daß amerikani­
sche Kupferinteressen die Vernichtung der Union Minière 
durch die von Tschombe angedrohte Pol i t ik der verbrannten 
Erde wünschten , u m sich eine Konkurrenz vom Halse zu 
schaffen. 

Es ist schwer, i n dem Einigungsplan U Thants, der sich jetzt 
der Verwirk l ichung nähe r t , irgend eine Rechtfertigung für 
diese Anschuldigungen zu finden. Denn wesentlich zum Erfolg 
dieses Programms ist die Erhaltung der P roduk t ions fäh ig ­
keit der Union Minière , damit ihre s teuer fäh igen Einnahmen 
zwischen Katanga und der Zentralregierung aufgeteilt wer­
den können . Die K r i t i k war auch gegen den Machteinsatz der 
Vereinten Nationen, eine politische Regelung durch Gewalt 
zu erzwingen, gerichtet. Hier wurden Ü b e r t r e i b u n g e n und 
Verfä lschungen zu erstaunlichen Höhen getrieben. Das 
irrationale Verhalten Tschombes w ä h r e n d der Krise wurde 
zu einer Verwi r rung i n den Reihen der U N umgebogen. I m 
Gegensatz zu solchen Meldungen zeigte das vorsichtige Vor­

gehen der Truppen m i t den blauen Helmen, daß Tschombe 
i n Wahrheit eine „Pap ie r t ige rmach t" errichtet hatte, die sich 
fast ausschließlich auf eine gutfinanzierte Propagandama­
schine s tütz te . Die gefürchte te Gendarmerie Tschombes wurde 
zum großen Teil durch das einfache M i t t e l entwaffnet, daß die 
U N den wei t rücks tänd igen Sold auszahlten, worauf die Gen­
darmen zufrieden nach Hause gingen. Die Mission der U N 
i m Felde bestand vor allem darin, Bedingungen einer ver­
hä l tn i smäß igen S tab i l i t ä t zu schaffen, i n der die inneren 
Probleme des Kongo geregelt werden können . Diese Aufgabe 
ist bei weitem noch nicht beendet, aber die Hoffnungen für 
eine Befriedung des Kongo sind gestiegen. 
Die politischen Motive für die kompromiß lose Stellung der 
Vereinten Nationen sind häuf ig so verfälscht dargestellt w o r ­
den, daß eine A n t w o r t auf alle Angrif fe gegen die Wel t ­
organisation und die Vereinigten Staaten, die die Operation 
kräft ig un te r s tü tz ten , Bücher füllen könn te . Anfang Dezem­
ber des vergangenen Jahres hatte sich Tschombes Hal tung 
gegen den Einigungsplan der U N plötzlich wieder versteift, 
und vorher gemachte Versprechen wurden von i hm wi l lkür l ich 
gebrochen. Premierminister Adoula i n Léopoldvi l le konnte 
sich kaum mehr der Extremisten erwehren, die drastische 
M a ß n a h m e n gegen Katanga forderten. Washington und die 
Vereinten Nationen befürchte ten, daß die gemäßigte , aber 
schwache Adoula-Regierung zusammenbrechen w ü r d e . Die 
Gefahr eines Bürge rk r i eges zog wieder einmal drohend auf. 
I n einer gemeinsamen amerikanisch-belgischen E r k l ä r u n g 
wurde Tschombe unmißve r s t änd l i ch mitgeteilt , daß seine 
freiwil l igen Akt ionen zur Erreichung der kongolesischen E i n i ­
gung in sehr kurzer Zeit Fortschritte zeigen müß ten , andern­
falls scharfe M a ß n a h m e n gegen Katanga ergriffen werden 
würden . Da diese Mahnung erfolglos blieb, forderte U Thant 
die Mitgliedstaaten zu wirtschaftlichen Sanktionen auf. Nur 
wenige der Hauptkunden der Union Min iè re schienen w i l l i g , 
sich diesen Sanktionen anzuschl ießen. Dabei war die Union 
Minière, die u r sprüng l i ch die Sprungfeder der Sezession 
Tschombes gewesen war und für die Verbreitung seiner Pro­
paganda sorgte, a l lmähl ich zu Kompromissen bereit. Sie 
fürchtete, daß Tschombe ih r ü b e r den Kopf wüchse und es 
mi t seiner „ V e r b r a n n t e n - E r d e - P o l i t i k " w i r k l i c h ernst meinen 
könnte . Sie suchte Mit te l , u m die unterbrochenen Zufahrts­
wege durch den Kongo zum Hafen Matadi wieder öffnen zu 
können . Denn ihre wichtigste Transportl inie zur See ging 
w ä h r e n d der Sezession durch Angola nach dem Hafen L o -
bito, und sie fürchtete politische Komplikat ionen i n der por­
tugiesischen Kolonie, die diesen Weg bald abschneiden k ö n n ­
ten. Den Geschäfts leuten der Union Min iè re ist eine von den 
Vereinten Nationen gesicherte Lebenslinie durch den Kongo 
heute nicht une rwünsch t . Die zögernde U n t e r s t ü t z u n g der 
belgischen und englischen Regierung i n der letzten Phase der 
UN-Akt ionen spiegelt zumindest zum T e ü den Wandel i m 
Denken der Union Minière wider. 

Die v e r ä n d e r t e Weltsi tuation nach der Kubakrise hatte 
nicht unwesentliche R ü c k w i r k u n g e n auf die Geschehnisse i n 
Katanga. Tschombe hatte seine ganze Macht auf den Differen­
zen der Großmäch te aufgebaut. Seine Propaganda nutzte die 
Spannungen zwischen Amer ika und Rußland , die delikaten 
Beziehungen zwischen England und Rhodesien, die Befürch-
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tungen übe r Angola, das finanzielle Veto de Gaulles (und 
auch der Sowjetunion) gegen die UN­Truppen i m Kongo und 
die vermeintliche Schwäche der Vereinten Nationen v o l l aus, 
u m sich vor einem gläubigen Tei l der westlichen Öffentlich­

kei t als antikommunistischer Held darzustellen. Er w u ß t e , 
d a ß die UNO akt ionsunfähig bleiben müsse, solange die bei­

den Supe rmäch te jede einheitliche A k t i o n unmögl ich fanden. 
Doch Kuba hatte die R ü c k n a h m e der kommunistischen Fron­

ten von Gebieten zufolge, die für Moskaus Interessen nicht 
lebenswichtig sind. Die folgende einstimmige Wahl U Thants 
zum Genera l s ek re t ä r der U N sicherte zumindest passive 
Zustimmung der Sowjets zu einem von U Thant gefor­

derten energischen Vorgehen gegen Tschombe. I n dieser 
Situation beschloß die Kennedy­Regierung s t ä rk s t e Unter­

s tü tzung jeder UN­Operation, nachdem eine mili tär ische 
amerikanische Untersuchungskommission, die nach dem 
Kongo entsandt worden war, festgestellt hatte, daß die 
Adoula­Regierung ohne schnelle Hilfe zusammenbrechen 
müßte . Inzwischen steigerten sich die Anzeichen, daß 
Tschombe weder seine Gendarmerie noch die weißen Söldner 
noch die eigene Regierung mehr i n der Hand hatte, da seine 
Kassen durch die Lasten für die zu große Armee und die 
Kosten der ungeheuren Propaganda erschöpft waren. 
I n Katanga selber spielten sich dann i n rascher Folge die 
Ereignisse ab, die zu einer F ü l l e falscher Berichterstattung 
geführ t haben. I n der Nacht vom 27. zum 28. Dezember er­

öffnete die Katangagendarmerie m i t oder ohne Wissen 
Tschombes schweres Feuer mit automatischen Waffen gegen 
UN­Stellungen bei Elisabethville, obgleich Tschombe ver­

sprochen hatte, jedes Feuer einzustellen. Erst am 28. De­

zember wurde den UN­Truppen der Befehl zur Gegenaktion 
gegeben. A m 29. Dezember wurde gemeldet, d a ß die Lage 
i n Elisabethville wieder normal sei und die UNO Kontrol le 
ü b e r alle Verbindungswege errichtet habe. Es erfolgte kein 
starker Widerstand w ä h r e n d des R ä u m e n s der S t r a ß e n s p e r ­

ren und Gendarme und weiße Söldner f lüchteten unter H i n ­

terlassung von Waffen und Material . A m 30. Dezember wurde 
die mil i tär i sche Operation i n Elisabethville beendet, und U N ­

Truppen besetzten die Städ t e Kipuschi und s p ä t e r Jadot­

vi l le , zwei der Schlüsse ls tädte der Union Minière . Die ö r t ­

lichen Behörden stellten sich sofort den U N zur Verfügung, 
um Ordnung und Sicherheit aufrecht zu erhalten. Drei K a ­

tanga­Flugzeuge wurden auf dem Mili tärf lugplatz Kolwezi 
zers tör t . 
W ä h r e n d dieses Vormarsches brachen die Verbindungen z w i ­

schen dem UN­Hauptquart ier und den U N ­ B e h ö r d e n i n L é o ­

poldvil le zusammen. Sensationsmeldungen erschienen i n der 
europäischen Presse, daß die Weltorganisation ihre Trup­

pen nicht mehr i n der Hand habe, die auf eigene Faust 
einen Angrif fskr ieg führ ten . Tatsächlich scheint der Vor­

marsch ü b e r vorher abgesteckte Ziele hinaus Unterhand­

lungen übe r eine friedliche Ubergabe Jadotvilles geschadet 
und unnöt ige Opfer gefordert zu haben, einige Anlagen der 
Union Miniè re wurden durch weiße Söldner i n die L u f t ge­

sprengt. Doch U Thant e rk lä r t e , daß ein derartiger Z u ­

sammenbruch der Verbindungen sich nicht wiederholen dürfe , 
und alle Missionen i m Felde unter der Verantwortung und 
Kontrol le des Genera l sek re t ä r s bleiben müssen . Unterge­

n e r a l s e k r e t ä r Dr. Ralph Bunche wurde sofort i n den Kongo 
entsandt, u m engsten Kontakt zwischen den UN­Stellen i m 
Kongo und New Y o rk wiederherzustellen. 
Spä te r rück ten UN­Truppen von Elisabethville zur nord­

rhodesischen Grenze vor, u m die Haupteisenbahnlinie nach 
Elisabethville zu sichern. Tschombe, der zunächst geflüchtet 
war, dann wieder i n seine Hauptstadt zurückkehr te , u m er­

neut zu fliehen, bis er schließlich das Ende der Sezession zu­

gab, arbeitete hier m i t den U N zusammen und forderte seine 
Gendarme auf, keinen Widerstand zu leisten. Kolwezi blieb 
die letzte katangesische Industriestadt unter der Herrschaft 
der Gendarmerie und der weißen Söldner . Hier herrschte 
höchster Terror und i n den Büros der Union Miniè re größte 
Furcht, daß irgend ein Ver rück te r unter den meist be­

trunkenen Gendarmen oder den etwa hundert noch verblie­

benen Landsknechten den Staudamm oder die Kupfer­ und 
Kobaltwerke i n die Luf t sprengen könn te . Es wurde schl ieß­

lich bekannt, daß Tschombe den weißen Offizieren ihren 
Lohn ausgezahlt h ä t t e und viele von ihnen ü b e r die Grenze 
nach Rhodesien entschwunden seien. Auch die UN­Truppen, 
die sich Kolwezi näher t en , gingen äuße r s t vorsichtig vor, u m 
die Zer s tö rung der Anlagen zu v e r h ü t e n . 

Übrigens wurde bei Ü b e r n a h m e der Katanga National Bank 
i n Elisabethville festgestellt, daß ein bis zwei Mil l ia rden 
kongolesischer Francs fehlten, die Ende Dezember den Kas­

sen entnommen worden waren (80 bis 160 Mil l ionen Mark) . 
Bescheidenere Schä tzungen geben die fehlende Summe m i t 
etwa 50 Mil l ionen M a r k i n kongolesischen Banknoten an. 
Tschombe hatte dieses Geld vorher als Deckung für von i h m 
selbst gedrucktes Katangageld benutzt. 
Einer der immer wieder gehör ten Vorwürfe , daß die Ver­

einten Nationen i n Katanga gegen das Selbstbestimmungs­

recht der Völker vers t ießen, entbehrt jeder echten Grund­

lage, denn die Bevö lke rung Katangas hat sich niemals für 
Separation ausgesprochen. Über die Hälf te dieser B e v ö l k e ­

rung, vor allem die B a l u b a s t ä m m e , wurden von Tschombe 
blut ig un te rd rück t . Tschombe selber hatte bei seiner Wahl nur 
45 Prozent der Stimmen auf sich vereinen können . Die Se­

zession wurde m i t seinen damaligen weißen Beratern be­

schlossen, und keine einzige Nation hat diese Sezession aner­

kannt. A u f die Beschuldigung, daß die Vereinten Nationen i n 
inneren Angelegenheiten des Kongo intervenieren, antwortete 
der amerikanische Delegierte Stevenson: „Die Vereinten Na­

tionen intervenieren nicht i n inneren Angelegenheiten, da sie 
von der legitimen Regierung des Kongo gebeten wurden, 
ihr zu Hilfe zu kommen, um Ordnung i n diesem unruhe­
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durchzuckten Lande aufrechtzuerhalten. Die Vereinten Na­
tionen bleiben auf Aufforderung der Zentralregierung i m 
Kongo." 
Die volle Un te r s tü t zung der Katangaaktion durch die Ver­
einigten Staaten zeigt ein weiteres Feld, auf dem Amerika und 
manche europäische V e r b ü n d e t e entschieden anderer Meinung 
sind. 'Washington ist m i t dem bisherigen Gang der Ereig­
nisse äuße r s t zufrieden. Diese Genugtuung ist vor allem auf 
der Tatsache begründe t , daß die Operation den Vereinten 
Nationen i n den meisten Teilen der Welt e rhöh tes Prestige 
gegeben hat. Denn w ä r e n die U N gezwungen gewesen, sich 
aus dem Kongo zurückzuziehen, ohne das Land wiederver­
eint zu haben, so h ä t t e dieses Einges tändnis der Ohnmacht 
es sehr schwer gemacht, das Entstehen von lokalen Brand­
herden zu verhindern und den Frieden durch internationale 
A k t i o n zu erhalten. 
F ü r Af r i ka geht die Wichtigkeit der Kongoaktion weit übe r 
die Grenzen dieses Landes hinaus. Fast alle afrikanischen 
Staaten sind wie der Kongo künst l iche Schöpfungen ihrer 
einstigen europäischen Herrscher. Ihre Grenzen durchschnei­
den alte traditionelle Bindungen, religiöse und Stammeszuge­
hör igkei ten. Unter diesen U m s t ä n d e n können die neuen 
Nationen nur in ihrer Unabhäng igke i t über leben, falls ihre 
terri toriale Einheit nicht durch Ansprüche einzelner S t ä m m e 
auf Sezession gefährde t w i r d . Ein Rückfall in die Autonomie 

E i n e v o n K a t a n g a s t r e i t k r ä f t e n z e r s t ö r t e E i s e n b a h n b r ü c k e ü b e r d e n 
L u a l a b a f l u ß i n N o r d k a t a n g a . Z u m S e g e n f ü r d e n K o n g o s i n d d i e 
Z e r s t ö r u n g e n i n s g e s a m t s e h r g e r i n g . 

von S t ä m m e n w ü r d e zu einem allgemeinen Bürge rk r i eg i n 
ganz Af r ika führen . Und Tschombe ist ja schließlich nur ein 
S t ammeshäup t l i ng . Er mag ein Afr ikaner sein, der sich dank 
der Gelder der Union Miniè re und seiner Propagandamaschine 
einen Namen i n der Welt gemacht hat. Aber er ist ein A f r i ­
kaner, der seinen F u ß i n keinen einzigen u n a b h ä n g i g e n 
afrikanischen Staat setzen kann. I n afrikanischen Augen 
hat er die Sache der farbigen Völker verraten und sich we i ­
ßen Wirtschaftsinteressen verkauft. Vor allem aber hat er 
weiße Söldner nicht nur aus Europa sondern dem v e r h a ß t e n 
Südaf r ika gekauft, um sie gegen Kongolesen und die farbigen 
Truppen der Vereinten Nationen einzusetzen. Die europäische 
Öffentl ichkeit mag heute i n Unkenntnis der wirkl ichen Ver­
häl tn isse und vor allem durch Fehlinformierung und sensa­
tionelle Übe r t r e ibung den UN-Akt ionen krit isch gegenüber ­
stehen, es ist aber keine Frage, daß diese U N i n den Augen 
der afro-asiatischen Völker gewaltig an Prestige gewonnen 
haben. 
Die Natur der Intervention der Vereinten Nationen i m Kongo 
kann nur völlig verstanden werden, falls die G e s a m t v e r h ä l t ­
nisse Afrikas i n Betracht gezogen werden. Die jungen Staa­
ten müssen sich i n ihrer Einheit sicher fühlen, damit sie sich 
ohne Furcht der schweren Aufgabe widmen können , w i r t ­
schaftliche Lebensfäh igke i t zu erreichen. Hierbei m ü s s e n sie 
an die Weltorganisation als Helfer glauben können . Der A u f ­
trag der Vereinten Nationen ist noch nicht beendet, ob­
gleich G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant hofft, i n Kürze Truppen aus 
dem Lande abziehen und die finanzielle Last von 48 M i l ­
lionen Mark pro Monat für die Organisation erleichtern zu 
können . Sein Zie l ist es, eine Situation genügender S tab i l i tä t 
zu schaffen, u m den U N die Möglichkeit zu geben, die Kongo­
operation abzuschließen. Rechts- und l inksradikale Aben­
teurer mögen dieses Ziel verzögern , das U Thant m i t folgen­
den Worten u m r i ß : „Ich w ü n s c h e einen geeinten Kongo zu 
sehen, in dem die Provinz Katanga, ihre Bevö lke rung und 
ihre F ü h r e r die e inf lußreiche Rolle spielen werden, die einem 
so reichlich m i t na tü r l i chen Rohstoffen gesegneten Tei l des 
Landes zukommt. Ich b in sicher, d a ß dies die Wünsche der 
Mitglieder der Vereinten Nationen, der ü b e r w ä l t i g e n d e n 
Mehrheit des kongolesischen Volkes m i t Einschluß sehr vieler 
Katangeser widerspiegelt." 
I n den Augen der U n t e r s t ü t ze r ihrer Pol i t ik haben die Ver­
einten Nationen einen Aufeinanderprall der S u p e r m ä c h t e i m 
Kongo ve rhü te t , der leicht, i n kommunistische und kapita­
listische Teile zerfallend, ein zweites Korea h ä t t e werden 
können . I n den Augen der Gegner haben die Vereinten Na­
tionen einen guten Antikommunisten zu Fal l gebracht und die 
weitere we iße Vorherrschaft i n Rhodesien und Angola ge­
fährdet . Diese Gegner sehen einen Eingr i f f i n die inneren 
Angelegenheiten eines Landes und fürchten, d a ß die U N in 
Zukunft mißbrauch t werden könn ten , u m innere Ä n d e r u n g e n 
i n anderen L ä n d e r n herbe izuführen . Vor allem aber be­
trachteten sie Tschombe als ein stabiles Element i n Afr ika , der 
bereit war, m i t europä ischen Interessen zusammen zu arbei­
ten, die allein fähig seien, das Land zu entwickein. Doch 
viele dieser gegnerischen Argumente werden an Schlag­
kraf t verlieren, wenn ihre Propagierung nicht mehr aus den 
einst unerschöpfl ich scheinenden Quellen der Katanga-Lobby 
finanziert w i r d . Der Zusammenbruch des separatistischen 
Katangastaates m i t seinem „Pap ie r t ige r" Tschombe an der 
Spitze führ te gleichzeitig zum Zusammenbruch einer Propa­
ganda-Kampagne gegen die Wahrheit. 

Meinungsverschiedenheiten ü b e r die Rolle der Vereinten Na­
tionen, die durchaus nicht immer fehlerfrei war, werden 
noch lange fortbestehen. Aber sie werden von nun ab 
hoffentlich nicht mehr durch eine völlig verfä lschte und sen­
sationelle Propaganda so verzerrt, daß sich ein g roße r Te i l der 
Öffentl ichkeit kein B i l d übe r die wahren Verhä l tn i s se machen 
kann. 
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UN und Sonderorganisationen in Kürze 
ü Thant Generalsekretär 
Die Generalversammlung bestellte am 
30. November 1962 U Thant durch ein­
stimmige Wahl zum Gene ra l sek re t ä r für 
die Zeit bis zum 3. November 1966. U 
Thant war am 3. November 1961 als 
Nachfolger Hammarsk jö ld s für dessen 
restliche Dienstzeit bis zum 10. A p r i l 
1963 zum Amtierenden Gene ra l s ek re t ä r 
g e w ä h l t worden.— A r t i k e l 97 der U N -
Charta bestimmt, daß der Generalsekre­
t ä r nur auf Grund einer Empfehlung 
des Sicherheitsrats einschließlich seiner 
fünf s t änd igen Mitglieder von der Ge­
neralversammlung gewähl t werden kann. 
Der Sicherheitsrat beschloß diese E m ­
pfehlung auf Antrag seiner sechs zeit­
weil igen Mitglieder Chile, Ghana, I r land, 
R u m ä n i e n , Venezuela und der Vereinig­
ten Arabischen Republik i n geschlosse­
ner Sitzung am Vormittag des 30. No­
vember 1962 einstimmig. Der Beschluß 
wurde dann vom Prä s iden t en des Si­
cherheitsrats für den November, M a h ­
moud Riad von der Vereinigten A r a b i ­
schen Republik (die Präs iden tschaf t i m 
Sicherheitsrat wechselt monatlich), an 
den P rä s iden t en der Generalversamm­
lung, Muhammad Zafrulla Khan, we i ­
tergeleitet. A m Nachmittag des gleichen 
Tages erfolgte dann die einstimmige 
Wahl U Thants durch die Generalver­
sammlung. 

Die UN-Verluste im Kongo 
Die Verluste der UN-Truppen i m Kongo 
seit dem ersten Einsatz i m Ju l i 1960 
betragen nach einer am 31. Januar 1963 
erfolgten Mit te i lung des Sekretariats der 
Vereinten Nationen i n New York 127 
Tote und 133 Verwundete. Die Ver te i ­
lung auf die beteiligten Nationen ist f o l ­
gende: Ghana 42 Gefallene, Indien 20, 
I r land 18, Italien 14, Äth iop ien 13, 
Schweden 9, Nigeria und Tunesien je 
3, Sudan 2, Indonesien, Malaya und 
Marokko je 1. 

U Thant zur Kongohilfe 
Auf seiner ersten dies jähr igen Presse­
konferenz am 29. Januar 1963 e r k l ä r t e 
G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant, daß infolge 
der Befriedung des Kongo auße r der 
ausschließlichen Hi l fe übe r die Vereinten 
Nationen nun auch die bilaterale inte­
ressierter Staaten e rwünsch t sei. U Thant 
sagte: „Das Hauptziel der bisherigen 
Pol i t ik war, jede Möglichkei t eines E in­
dringens des Kal ten Krieges in den 
Kongo, das eine komplizierte Lage noch 
mehr kompliziert hä t t e , zu ve rhü ten . 
Aber jetzt haben w i r erfolgreich die 
mi l i tä r i sche Phase der Kongoaktion h in ­
ter uns, und ich stehe i n Beratungen 
m i t der Zentralregierung des Kongo, u m 
die Ratsamkeit der Eröffnung bilateraler 
Hilfsprogramme neben den durch die 
K a n ä l e der U N fl ießenden zu e rwägen ." 
Bei gleicher Gelegenheit teilte U Thant 
mit , daß ab März ein erster Abbau der 
U N - S t r e i t k r ä f t e von 19 000 auf 16 000 
erfolgen werde. Der gegenwär t ige Stand 
der UN-Truppen i m Kongo beläuft sich 
auf insgesamt 18 918 Mann. Hier in sind 

einbegriffen die kämpfende Truppe, die 
Stäbe, das Luftwaffenpersonal, die rück­
w ä r t i g e n und die Verwaltungsdienste. 
Die Aufgliederung auf die beteiligten 
Nationen ist folgende: Argentinien 52, 
Äth iop ien 2 992, Brasilien 2, D ä n e m a r k 
100, Ghana 706, Indien 5 626, Indonesien 
1 627, I r l and 867, I ta l ien 52, Kanada 310, 
Kongo (Léopoldville) 617, Liberia 242, 
Malaiischer Bund 782, Niederlande 6, 
Nigeria 1 892, Norwegen 146, Österreich 
44, Pakistan 687, Schweden 1 044, Sierra 
Leone 122, Tunesien 1 042. 

Handelskonferenz der UN 
Die von der Generalversammlung einge­
setzte Vorbereitungskommission für die 
von ih r am 8. Dezember 1962 beschlos­
sene Handels- und Entwicklungskonfe­
renz der Vereinten Nationen, die Anfang 
1964 stattfinden soll, t rat erstmals am 
22. Januar 1963 i n New York zusammen. 
Der Vorbere i tungsausschuß, dem die 
Vertreter von 25 verschiedenen M i t ­
gliedstaaten angehören , befaßt sich mi t 
organisatorischen Fragen. Die Handels­
konferenz selbst dient vor allem den 
Wirtschaftsproblemen der Entwicklungs­
länder . Es soll geprüf t werden, wie der 
Handel zwischen Entwicklungs- und I n ­
dus t r i e l ände rn v e r s t ä r k t werden kann. 
Ein Hauptpunkt der Tagung ist das 
Problem stabiler Rohstoffpreise. Die 
nächste Sitzung des Vorbereitungsaus­
schusses ist i m Mai . Hierauf w i r d sich 
der Wirtschafts- und Sozialrat der Ver­
einten Nationen i n seiner Sommerta­
gung m i t dem Thema befassen und die 
entscheidenden Entschlüsse für die K o n ­
ferenz fällen. 

I A E O jetzt 80 Mitglieder 
Uruguay hat am 30. 1. 1963 die Urkunde 
über die Ratifizierung der Satzung der 
Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) hinterlegt und ist somit deren 
achtzigstes Mitgl ied geworden. Die IAEO 
ist eine m i t den Vereinten Nationen 
verbundene Organisation und hat ihren 
Sitz in Wien. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist bereits seit l änge rem 
Mitgl ied der Organisation. 

I A E O veröffentlicht Strahlenschutznor-
men 
Grundnormen für den Strahlenschutz 
hat die Internationale Atomenergieor­
ganisation (IAEO) Mi t t e Januar 1963 
veröffentl icht . Diese Normen schreiben 
höchstzulässige Werte für die Strahlen­
belastung von Strahlenarbeitern und 
Bevö lke rung vor. Ferner werden Grund­
sätze für Arbeiten m i t ionisierenden 
Strahlen aufgestellt und eingehende 
Normen festgelegt, die für die Organi­
sation selbst sowie für die m i t ihrer 
Hil fe durchgeführ ten Arbeiten gelten 
sollen. 
Nach einem Beschluß des Gouverneurs­
rats der IAEO w i r d der Generaldirektor 
die Mitgliedstaaten auffordern, diese 
Normen als Grundlage bei der Ausar­
beitung innerstaatlicher Gesetze und 
Empfehlungen für den Schutz gegen die 
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Gefahren ionisierender Strahlen zu ver­
wenden. 
Die Grundnormen der I A E O beruhen 
soweit als möglich auf den Empfehlun­
gen der Internationalen Kommission für 
Strahlenschutz (ICRP) und entsprechen 
möglichst weitgehend den von anderen 
internationalen Organisationen veröf­
fentlichten Normen. Sie wurden von 
einer Gruppe von Sachvers tänd igen aus 
11 L ä n d e r n und einem Vertreter der 
ICRP unter dem Vorsitz von Prof. L . 
Bugnard, Frankreich, ausgearbeitet. Auch 
Vertreter der Vereinten Nationen, der 
Weltgesundheitsorganisation, der Er-
n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorgani­
sation, von E U R A T O M und der Euro­
päischen Kernenergie-Agentur nahmen 
an den Beratungen der Sachve r s t änd i ­
gengruppe tei l . 
Die Normen der IAEO gelten für die 
Erzeugung, Verarbeitung, Verwendung. 
Lagerung und Beförderung na tür l i cher 
oder künst l ich hergestellter Strahlen­
quellen sowie für den Umgang mi t der­
artigen Substanzen und für die Besei­
tigung radioaktiver Stoffe. Die in den 
Grundnormen e r w ä h n t e n Strahlendosen 
beziehen sich sowohl auf innere als auch 
auf ä u ß e r e Bestrahlung. Sie umfassen 
jedoch nicht die Strahlendosen, die bei 
ärzt l ichen Untersuchungen oder Behand­
lungen oder durch na tü r l i che Strahlung 
absorbiert werden. 
Die IAEO ist der Ansicht, d a ß die in 
ihren Grundnormen'f estgesetzen Höchst­
werte, die auf den Empfehlungen der 
ICRP beruhen, eine geeignete Grund­
lage für die gesetzliche Regelung des 
Strahlenschutzes von Arbeitenden und 
Öffentl ichkeit bilden, ohne daß sich für 
die Benutzer radioaktiver Materialien 
eine a l l zu große Belastung ergäbe . Die 
empfohlenen Höchs tgrenzen für eine 
Strahlenbelastung, die auf gründl ichen 
wissenschaftlichen und technischen U n ­
tersuchungen und jahrelangen Erfahrun­
gen mi t den praktischen Problemen des 
Strahlenschutzes beruhen, entsprechen 
den allgemein geltenden Ansichten übe r 
die M a ß n a h m e n , die zur Gewähr l e i s t ung 
einer angemessenen Sicherheit geeignet 
w ä r e n . 
I n den Grundprinzipien für Strahlen­
arbeiten w i r d gefordert, daß Arbeiten, 
die eine S t r ah l enge fäh rdung nach sich 
ziehen können , meldungs-, registrie-
rungs- oder konzessionspflichtig sein 
müssen ; ferner w i r d der Aufbau eines 
entsprechenden Verwaltungsapparates 
sowie eine Kontrol le und ärzt l iche Uber-
wachung verlangt. F ü r praktische A n ­
leitungen zur Durch führung der Grund­
normen w i r d auf f rühe re Publikationen 
der IAEO-Schriftenreihe „S t r ah l en ­
schutz" verwiesen. 
Die jetzt erstmals veröffent l ichten 
Grundnormen für den Strahlenschutz 
genehmigte der Gouverneursrat der 
IAEO i m Juni 1962. Sie werden in re­
ge lmäßigen A b s t ä n d e n revidiert. 

Jamaika 105. Mitglied der I L O 
A m 28. Dezember 1962 wurde Jamaika 
als 105. Mitgliedstaat i n die Internat io­
nale Arbeitsorganisation, einer Sonder­
organisation der Vereinten Nationen, 
aufgenommen. 
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Arbeitsbedingungen in der Fischerei­
industrie 
Eine Tagung des Fischereiausschusses 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) ging am 19. Dezember 1962 zu 
Ende. Die Beschlüsse des Ausschusses 
befassen sich vor allem mi t Unterbr in­
gung und S i che rhe i t smaßnahmen auf 
Fischereifahrzeugen, Leistungen bei U n ­
fal l und Berufskrankheiten, Mindestbe­
dingungen für den Befähigungsnach­
weis als Hochseefischer und m i t der 
Beruf s ausbüdung . 

Spende für das Andenprogramm 
Die Vereinigung der Japanischen Fern­
meldeindustrie spendete 100 Transisto­
r e n e m p f ä n g e r für das Andenprogramm. 
Damit w i r d zahlreichen indianischen 
Gemeinden i n der Region von Chim-
borazo, Ecuador, ermöglicht , das für sie 
ausgestrahlte Ausbildungs- und Schul-
programm zu empfangen. — Das Anden­
programm w i r d von den Regierungen 
Argentiniens, Boliviens, Chiles, Ecuadors, 
Kolumbiens, Perus und m i t der Hi l fe 
der Vereinten Nationen sowie verschie­
dener Sonderorganisationen durchge­
führ t . Fede r füh rend für dieses Pro­
gramm ist die Internationale Arbeits­
organisation (ILO). Das Zie l des Pro­
gramms ist es, die Lebensbedingungen 
von 7 Mil l ionen Indianern der Anden­
region zu heben und sie i n die w i r t ­
schaftliche und soziale St ruktur ihrer 
L ä n d e r einzugliedern. 

Kampagne gegen den Hunger 
I n der Woche vom 17. bis zum 24. März 
1963 w i r d die E r n ä h r u n g s - und Land­
wirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (FAO) i m Rahmen der we l t ­
weiten Kampagne gegen den Hunger 
v e r s t ä r k t an das Gewissen der Welt 
appellieren. G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant 
und der Generaldirektor der E r n ä h r u n g s ­
und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO), Sen, e r l ießen 
eine gemeinsame Botschaft, i n der sie 
die Öffentl ichkeit aufrufen, sich an der 
Internationalen Woche gegen den H u n ­
ger zu beteiligen. Die Sonderwoche dient 
neuen Anstrengungen zur Beseitigung 
des Hungers und der A r m u t i n großen 
Teilen der Welt. A l l e interessierten Per­
sonen werden aufgerufen, sich durch 
irgendeine persönl iche A k t i o n zu den 
langfristigen Zielen der Kampagne für 
die Freiheit von Hunger zu bekennen. 

Der Nahrungsmittelbedarf der Welt 
Nach einer soeben erfolgten Verlaut­
barung der E r n ä h r u n g s - und Landwi r t ­
schaftsorganisation der Vereinten Natio­
nen (FAO) m ü s s e n die Lebensmittelvor­
r ä t e der Welt bis zum Jahre 1980 ver­
doppelt und bis Ende dieses Jahr­
hunderts verdreifacht werden, wenn eine 
bescheidene Verbesserung der E r n ä h ­
rungslage der Völker he rbe igeführ t wer­
den soll. Rund 300 bis 500 Mil l ionen 
Menschen haben keine genügende Nah­
rung. Etwa ein Dr i t t e l bis zur Hälf te 
der jetzigen Wel tbevö lke rung von rund 
3 Mi l l ia rden leidet Hunger oder ist 
u n t e r e r n ä h r t . U m i m Jahre 2000 den 
dann vorhandenen mehr als 6 Mi l l ia rden 
Menschen zumindest den gegenwär t igen 

E r n ä h r u n g s s t a n d a r d bieten zu können , 
müssen die Lebensmi t t e lvo r r ä t e i n A f r i ­
ka verdoppelt, i n Lateinamerika m i t 
Ausnahme von Argentinien, Uruguay 
und Paraguay verdreifacht und i m 
Nahen, Mi t t le ren und Fernen Osten um 
150 v H vermehrt werden. Insgesamt 
m ü s s e n i n der ganzen Welt 120 v H mehr 
Nahrungsmittel vorhanden sein, damit 
der künf t ige Bedarf gedeckt werden 
kann. 

UNESCO-Schlichtungsausschuß für 
Erziehungswesen 
A m 10. Dezember 1962, dem Jahrestag 
der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Men­
schenrechte, setzte die Generalkonferenz 
der UNESCO einen Schl ichtungsausschuß 
(Conciliation and Good Offices Commis­
sion) ein, dessen Aufgabe es ist, die 
Anwendung der UNESCO-Konvention 
gegen die Diskr iminierung i m Erzie­
hungswesen zu erleichtern. Insbesondere 
soll der Schl ichtungsausschuß Meinungs­
verschiedenheiten beseitigen, die z w i ­
schen den der Konvention beigetretenen 
Staaten entstehen. Der aus 11 Mi tg l i e ­
dern bestehende Ausschuß w i r d seine 
Arbei t aufnehmen, sobald das Zusatz­
protokol l zur Konvention ü b e r seine 
Einsetzung und Aufgaben von 15 Staa­
ten rat i f izier t worden ist. 
Die Konvention selbst, die am 22. Mai 
1962 in Kra f t trat, wurde bisher von 9 
Mitgliedstaaten der UNESCO ratif iziert . 
Die Signatarstaaten sind verpflichtet, 
von allen gesetzgeberischen und admini ­
strativen M a ß n a h m e n abzusehen, die 
eine Diskr iminierung auf dem Gebiet 
des Erziehungswesens zur Folge haben. 
Nach der Konvention g i l t als D i s k r i ­
minierung „jede Unterscheidung, jede 
Beschränkung , oder Bevorzugung, die 
sich aus Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, 
Sprache, Religion, politischer oder son­
stiger Überzeugung , nationaler oder 
sozialer Herkunft , wirtschaftlichen Ver­
hä l tn i s sen oder Geburt herleitet und den 
Zweck hat, die Gleichberechtigung auf 
dem Gebiet der Erziehung aufzuheben 
oder zu bee in t rächt igen" . 
Nach der Einsetzung des Schlichtungs­
ausschusses durch die UNESCO gibt es 
jetzt zwei m i t der Wahrung der Men­
schenrechte befaß te Ausschüsse i m Rah­
men der Vereinten Nationen. Den ersten 
Ausschuß dieser A r t hatte die In ter ­
nationale Arbeitsorganisation (ILO) mi t 
dem Zweck gegründet , Meinungsver­
schiedenheiten übe r die Freiheit der 
Gewerkschaften zu schlichten. 

WHO hat 118 Mitglieder 

Die Regierung von Trinidad und Tobago 
hat beim G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten 
Nationen ihre Annahme der Verfassung 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
hinterlegt, wie der Generaldirektor der 
WHO Dr. M . G. Candau am 30. Januar 
1963 bekanntgab. Hierdurch e rhöh t sich 
die Mitgliedschaft dieser Sonderorgani­
sation der Vereinten Nationen auf 118. 

Spenden zur Malariabekämpfung 
Die f re iwi l l igen Be i t r äge zum Malar ia-
Ausrottungsprogramm, das von der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

durchgeführ t w i r d , beliefen sich z w i ­
schen Mai und Ende 1962 auf 2 629 766 
Dollar. Die Vereinigten Staaten sind 
hieran m i t 2,5 Mi l l ionen Dollar beteiligt, 
die Bundesrepublik Deutschland sagte 
eine Zahlung von 62 500 Dollar zu. 
Weitere Be i t r äge w ä h r e n d dieser Zeit 
kamen von Griechenland, Kuwai t , L iba ­
non, Nigeria, Pakistan, den Phil ippinen, 
Obervolta und dem Vatikan. Das W H O -
Nationalkomitee G r o ß b r i t a n n i e n s spen­
dete 6 900 Dollar. 

Mangelnde Wasserversorgung 

175 Mil l ionen Männe r , Frauen und K i n ­
der, das sind 87 v H der Gesamtbevö l ­
kerung der WHO-Region „östliches 
Mittelmeer", haben i n ihren Wohnungen 
kein Wasser. Sie sind auf eine mehr 
oder weniger wei t entfernt liegende 
Wasserstelle angewiesen. Eine Unter­
suchung der Weltgesundheitsorganisa­
t ion besagt, daß weniger als 13 v H der 
übe r 200 Mil l ionen Bewohner umfassen­
den Region ü b e r Leitungswasser ver­
fügen. Diese ungüns t ige Gesamtlage 
begüns t ig t die Ausbreitung von Typhus, 
Ruhr und Cholera. F ü r die n ä h e r e Z u ­
kunf t ist keine Besserung zu erwarten, 
wei l die Bevö lke rung schneller wächs t 
als die Zahl der Menschen m i t Leitungs­
wasser i m Haus. 

Weltbank-Finanzbericht per 31. Dezem­
ber 1962 
Die Internationale Bank für Wieder­
aufbau und Entwicklung (Weltbank), 
deren Rechnungsjahr vom 1. J u l i bis 
zum 30. Jun i läuft, meldet für das 
am 31. Dezember 1962 beendete 1. Halb­
jahr eine Steigerung ihrer Reserven u m 
$ 55,6 M i l l , auf insgesamt $ 755 M i l l . 
Die Steigerung der Reserven i m letzten 
Halbjahr ergibt sich aus den Netto­
einnahmen i n H ö h e von $ 40,2 M i l l . , die 
der Zusatzreserve gegen Verluste aus 
Darlehen und Garantien zugeführ t w u r ­
den, sowie aus Darlehensprovisionen i n 
Höhe von $ 14,4 M i l l . , die der Sonder­
reserve gut gebracht wurden. A m 31. 
Dezember 1962 betrug die Zusatzreserve 
insgesamt $ 515,9 M i l l , und die Sonder­
reserve $ 239,1 M i l l . Das Brut toeinkom­
men ohne Darlehensprovisionen betrug 
$ 100,4 M i l l . Die Ausgaben beliefen sich 
auf $ 60,2 M i l l . , einschließlich $ 51,9 
M i l l , für Zinsen auf die fundierte 
Bankschuld, Schuldverschreibungen und 
sonstige Ausgaben. 
I n der Berichtszeit g e w ä h r t e die Wel t ­
bank 12 Darlehen i n G e s a m t h ö h e von 
$ 163,7 M i l l , an Finnland, Israel, Jugo­
slawien, Marokko, Nigeria, Panama, Pa­
kistan (2 Darlehen), die Phil ippinen, 
Thailand (2 Darlehen) und Uruguay. 
Damit e rhöh t sich die Gesamtzahl der 
Darlehen auf 333 i n 61 Staaten und der 
Gesamtbetrag der Darlehen auf $ 
6,8365 M r d . 
I n den ersten 6 Monaten des laufenden 
Rechnungsjahres wurden Kuwai t , Sene­
gal, Sierra Leone, Tanganjika und Togo 
Mitglieder der Bank m i t Kapitalzeich­
nungen von insgesamt $ 178,3 M i l l . A m 
31. Dezember 1962 belief sich das 
gezeichnete Kapi ta l der Bank auf 
$ 20,6631 M r d . 
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Die Bundesrepublik und die Vereinten Nationen Dokumente und 

Zurückweisung топ Eingaben der SBZ 

Bekanntlich ist die SBZ weder Mitgl ied der Vereinten 
Nationen noch u n t e r h ä l t sie eine Ständige Beobachtermission 
i n New York. Beides ist für sie ausgeschlossen, wei l die ü b e r ­

wä l t igende Mehrheit der UN­Mitgliedstaaten sie als Staat 
nicht anerkennt. Trotzdem läßt sie seit Jahren auf dem Wege 
ü b e r Delegationen anderer Ostblockstaaten i n den Vereinten 
Nationen sogenannte Regie rungse rk lä rungen verteilen. I n 
einem solchen Fal l ersucht ein kommunistischer UN­Mi tg l i ed ­

staat das UN­Sekretariat i n einer Mantelnote u m die Ver­

öffentl ichung der betreffenden E r k l ä r u n g „der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik". Das Sekretariat, das 
nur aus füh rendes Organ des Willens der Mitgliedstaaten ist, 
kann sich dann der Verpflichtung, diesem Ersuchen nachzu­

kommen, nicht entziehen. Solche Fäl le sind auch w ä h r e n d 
der X V I I . UN­Generalversammlung vorgekommen. 
Ende November 1962 hat das UN­Sekretariat auf diese Weise 
folgende sogenannte Regie rungse rk lä rungen der SBZ i n of f i ­

ziellen UN­Dokumenten veröffentl icht: 
1. A m 21. 11. 1962 auf Antrag des tschechischen UN­Vertreters 

eine E r k l ä r u n g zur „Frage der allgemeinen und vol l s tän­

digen A b r ü s t u n g " ; 
2. am 27. 11. 1962 auf Antrag des tschechischen UN­Vertreters 

eine E r k l ä r u n g zum „Studium der Völker rech tsgrundsä tze 
ü b e r freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten"; 

3. am 27. 11. 1962 auf Antrag des polnischen UN­Vertreters 
eine E r k l ä r u n g zur Frage der „wirtschaft l ichen und so­

zialen Folgen der Abrüs tung" . 
U m diesen durchsichtigen P r o p a g a n d a m a n ö v e r n des Ostblocks 
entgegenzutreten, richtete der Beobachter der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Vereinten Nationen am 10. 12. 1962 eine 
Note an sämtl iche UN­Delegationen, von der er dem Sekre­

tariat eine Abschrift zuleitete. Die Note richtete sich inhal t ­

lich nur gegen die zweite der sowjetzonalen E r k l ä r u n g e n und 
hatte folgenden Wortlaut: 
„Der Ständ ige Beobachter der Bundesrepublik Deutschland 
bei den Vereinten Nationen entbietet Ihren Exzellenzen, den 
Ständ igen Vertretern bei den Vereinten Nationen, seine Hoch­

achtung und hat die Ehre, Ihre Aufmerksamkeit auf folgen­

den Sachverhalt zu richten: 
Der Ständ ige Vertreter der Tschechoslowakei hat beantragt, 
ein Papier, das angeblich Tagesordnungspunkt 75 der X V I I . 
UN­Generalversammlung betrifft, als Dokument der Verein­

ten Nationen zu veröffentl ichen. I n Wirkl ichkei t en thä l t die­

ses Papier (Document A/C.6/L.513) jedoch keinen sachlichen 
Beitrag zum Thema „S tud ium der Völker rechtsgrundsä tze 
übe r freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit z w i ­

schen den Staaten i n Übere ins t immung mit der Charta der 
Vereinten Nationen", sondern nur eine Sammlung von 
unwahren und verleumderischen Behauptungen, die sich i m 
wesentlichen gegen die Bundesrepublik Deutschland richten. 
F ü r ihre Behauptungen rufen die Autoren dieses Papiers so­

gar die Charta der Vereinten Nationen an. 
Ein Regime, welches den Deutschen jenseits der Mauer und 
des Eisernen Vorhangs das Recht auf Selbstbestimmung ver­

weigert, welches ihre Freiheit durch Gewalt un te rd rück t und 
auf diese Weise die Menschenrechte, wie sie i n der Charta 
der Vereinten Nationen niedergelegt sind, verletzt, hat kein 
Recht, diese Charta anzurufen. 
Es m u ß bedauert werden, daß der Ständige Vertreter eines 
UN­Mitgliedstaates es für passend gehalten hat, die Ver­

öffentl ichung eines Propagandapamphlets eines solchen Re­

gimes mittels eines Begleitschreibens zu ermöglichen. 
Der Ständ ige Beobachter der Bundesrepublik Deutschland bei 
den Vereinten Nationen benutzt die Gelegenheit, um Ihre 
Exzellenzen, die Ständigen Vertreter bei den Vereinten 
Nationen, seiner vorzüglichsten Hochachtung zu versichern." 

(Übersetzung) 
I n den beiden anderen Fäl len hat die Bundesregierung auf 
eine Replik verzichtet, wei l Ton und Inhalt der sowjetzonalen 
Ä u ß e r u n g e n einer sachlichen Gegenäuße rung weder w ü r d i g 
waren noch bedurften. 

Deutschland­Konsultation mit dem Internationalen 
Währungsfonds 
I n der Zeit vom 3. bis 7. Dezember 1962 hielt sich eine Dele­

gation des Internationalen Währungs fonds (FUND, IWF), 
einer Sonderorganisation der Vereinten Nationen, i n der die 
Bundesrepublik Vollmitgl ied ist, zu den al l jähr l ichen Ge­

sprächen i m Rahmen der Deutschland­Konsultation i m B u n ­

desministerium für Wirtschaft i n Bonn und bei der Deutschen 
Bundesbank i n Frankfurt a. M . auf. Die Delegation stand 
unter Leitung des Stellvertretenden Direktors der Europa­

Abtei lung des IWF, Ernest Sture. Der I W F legte eine u m ­

fassende Studie ü b e r die Entwicklung und gegenwär t ige 
Lage der Wirtschaft i n der Bundesrepublik vor. Die i n 
bestem Einvernehmen geführ ten Gespräche m i t dem Bundes­

ministerium für Wirtschaft, den mitbeteiligten Ressorts und 
der Deutschen Bundesbank erstreckten sich auf alle wichtigen 
volkswirtschaftlichen Z u s a m m e n h ä n g e . I n der unter Leitung 
von Ministerialdirektor Dr. Henckel stehenden Absch luß ­

besprechung betont Mr. Sture, d a ß die Bundesrepublik i n 
eine neue, anders geartete Phase der wirtschaftlichen Ent­

wicklung eingetreten sei, i n der das Wachstum besonders 
stark vom künf t igen Produkt iv i tä t s for t schr i t t abhänge . Die 
Gespräche h ä t t e n gezeigt, d a ß auch i n Zukunft m i t einer guten 
Konjunktur zu rechnen sei. Dennoch müsse das wirtschafts­

politische Instrumentarium bereitgehalten werden, damit man 
i m Falle einer s t ä r k e r e n Abschwächung der Konjunktur so­

fort angemessene G e g e n m a ß n a h m e n treffen könne . 

Professor Hallstein bei U Thant 
Der Präs iden t der Kommission der Europäischen Wirtschafts­

gemeinschaft Professor Hallstein hat am 5. Dezember 1962 
dem Genera l sek re t ä r U Thant einen e ins tündigen Besuch 
abgestattet. Es war der erste Besuch des Präs iden t en der 
EWG­Kommission bei dem neuen UN­Gene ra l s ek re t ä r . H a l l ­

stein e rö r t e r t e mit U Thant Fragen des Gemeinsamen M a r k ­

tes, insbesondere die Auswirkungen der EWG auf die Ent­

wicklungs länder . 

Der Generaldirektor der WHO in Bonn 
Dr. Candau, der Generaldirektor der Weltgesundheitsorgani­

sation (WHO), stattete auf Einladung der Bundesregierung 
der Bundesrepublik einen dre i tägigen Besuch ab und wurde 
am 5. Dezember 1962 von Frau Dr. Elisabeth Schwarzhaupt, 
der Bundesministerin für Gesundheitswesen, i n Bonn emp­

fangen. Dr. Candau hatte i n Bonn Besprechungen ü b e r eine 
v e r s t ä r k t e Zusammenarbeit der medizinischen Forschung und 
der Weltgesundheitsorganisation sowie ü b e r einen Ausbau 
der Entwicklungshilfe auf dem Gebiet der Gesundheitspolitik. 
A m 7. Dezember hatte Dr. Candau i m Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit eine Unterredung mit B u n ­

desminister Scheel. Das Ergebnis der Arbeitsbesprechungen 
mit dem BWZ zielte auf eine v e r s t ä r k t e Zusammenarbeit 
m i t der WHO, vor allem bei der Planung wie bei der prak­

tischen Arbei t i n den Entwick lungs ländern . 

Telegramm an U Thant zum Tag der Menschenrechte 
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen sandte 
U N ­ G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant zum Tag der Menschenrechte 
am 10. Dezember, an dem jähr l ich die Menschenrechte aus 
Anlaß der Wiederkehr der Annahme der Allgemeinen Er­

k l ä r u n g der Menschenrechte durch die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen i n der ganzen Welt gewürd ig t wer­

den, folgendes Telegramm: 
„Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen kann 
i n diesem Jahr zum zehnten Male des Tages der Menschen­

rechte i m freien Tei l Deutschlands gedenken. Sie erneuert ih r 
Bekenntnis zur Allgemeinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte 
i n der sicheren Erwartung, daß auch die Menschen i n der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands bald i n den vollen 
Genuß der Menschenrechte, wie sie von den Vereinten Na­

tionen v e r k ü n d e t wurden, kommen werden. Die Entfernung 
der allen Menschenrechten hohnsprechenden Mauer mit ten 
i n Ber l in m u ß eine unabdingbare Forderung für alle sein, 
die für die Verwirkl ichung der Allgemeinen E r k l ä r u n g ein­

treten." 
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Der Direktor der Abtei lung für Menschenrechte i m U N -
Sekretariat, John P. Humphrey, bes tä t ig te i m Auftrag des 
Genera l sek re tä r s U Thant den Eingang des Telegramms und 
teilte mit , daß es in Übere ins t immung mi t Entschl ießung 728 F 
( X X V I I I ) des Wirtschafts- und Sozialrats an die Kommis­
sion für Menschenrechte zur Kenntnisnahme weitergeleitet 
w ü r d e . 

Gedenkstunden zum Tag der Menschenrechte 
Seit am 10. Dezember 1948 die Allgemeine E r k l ä r u n g der 
Menschenrechte durch die Generalversammlung der Ver­
einten Nationen angenommen wurde, w ü r d i g t die ganze Welt 
jähr l ich diesen Tag durch Gedenkveranstaltungen, Vor t räge , 
Seminare oder i n anderen Formen. Das ist seitdem auch i n der 
Bundesrepublik der Fall . Die führende Veranstaltung für 
1962 fand i n der Bonner Beethovenhalle statt. Der Vorsitzende 
des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen der Deutschen Ge­
sellschaft für die Vereinten Nationen, Clemens Alfermann, 
konnte eine große Zahl von Gäs ten und Ehrengäs t en b e g r ü ­
ßen. Zwei Referate galten dem Thema Menschenrechte. Die 
Bundestagsabgeordnete und das Vorstandsmitglied der Deut­
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen, Frau Anne­
marie Renger, sieht in der Verpflichtung des Einzelnen für die 
Menschenrechte unsere große Anziehungskraft gegenüber 
denen, die hinter Mauer und Stacheldraht zu leben gezwun­
gen sind. Zwar könne der Sieg der Freiheit ü b e r die Unfre i ­
heit nicht mi t Waffengewalt errungen werden, aber die Ha l ­
tung eines ganzen Volkes in entscheidenden Situationen sei 
ein Tei l wirksamer Poli t ik. — Sodann sprach der geschäfts­
führende Vorsitzende des Kuratoriums Unteilbares Deutsch­
land, Dr. Wilhelm Wolfgang Schütz. Er wies vor allem darauf 
hin, daß zwischen Macht und Menschenrechte nicht, wie i m 
allgemeinen angenommen, ein Gegensatz bestehe, der unauf­
löslich sei. Macht beruhe nicht allein auf mil i tär ischen oder 
wirtschaftlichen Faktoren. Gemeinsame Ideale und Werte in 
anderen Völkern anzusprechen sei auf die Dauer wirksamer, 
als Furcht und Schrecken zu erwecken. Schütz verstand es, i m 
einzelnen die Bezüge zwischen dem geistig-ethischen Gehalt 
der Menschenrechte und ihren realpolitischen Folgen sehr 
nachdrücklich aufzuzeigen. Hierbei unterzog er die unmit te l ­
baren und mittelbaren Möglichkeiten der Vereinten Nationen 
auf dem Gebiet der Menschenrechte einer gründl ichen Ana­
lyse mi t einem insgesamt durchaus positiven Ergebnis. 

Bundeskanzler gratuliert U Thant 
Bundeskanzler Adenauer sandte am 10. Dezember 1962 an 
den Gene ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen U Thant, New 
York, ein Telegramm: 
„ Im Namen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
spreche ich Ihnen meine aufrichtigen Glückwünsche dazu aus, 
daß die Vollversammlung Ihre bisherigen großen Verdienste 
als Amtierender Gene ra l sek re t ä r durch Ihre Wahl zum Gene­
ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen i n so eindrucksvoller 
Weise anerkannt hat. Ich hoffe, daß Ihre Bemühungen , den 
Grundsä t zen der Charta der Vereinten Nationen i m Leben 
der Völker allgemeine Achtung und Anerkennung zu ver­
schaffen, auch i n Zukunft von Erfolg gekrönt sein mögen. 
Adenauer, Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland." 

Deutscher Ausschuß für den Kampf gegen den Hunger 

I n Anwesenheit von Bundespräs iden t Lübke berief Bundes­
minister Werner Schwarz am 13. Dezember 1962 w ä h r e n d 
einer Feierstunde i n der Bad Godesberger Redoute P e r s ö n ­
lichkeiten des öffentlichen Lebens i n einen Deutschen Aus­
schuß für den Kampf gegen den Hunger. I m Rahmen der 
Kampagne gegen den Hunger (Freedom from Hunger Cam­
paign) der E r n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) fällt diesem Ausschuß i n erster 
Linie die Aufgabe zu, die Öffentlichkeit auf das A u s m a ß des 
Hungers in der Welt und die dringende Notwendigkeit w i r k ­
samer G e g e n m a ß n a h m e n aufmerksam zu machen. Daneben 
soll der Ausschuß die bereits bestehenden Institutionen bei 
ihren Hi l f smaßnahmen für die En twick lungs länder i m Rah­
men seiner Möglichkeiten un te rs tü tzen . I n seiner ersten 
Sitzung am 14. Dezember 1962 befaßte sich der Ausschuß mi t 
den sachlichen und organisatorischen Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Arbeit . Bundesp räs iden t L ü b k e sagte bei 

der G r ü n d u n g des Ausschusses, wenn man den Hunger i n der 
Welt nicht beseitige und den En twick lungs l ände rn keine 
Lebenschance gebe, w ü r d e n auch die Länder , die i m Ü b e r ­
fluß lebten, auf die Dauer keine Lebenschance haben. 

Deutsche Beteiligung an der Erforschung des tropischen 
Atlantik 
Die Bundesrepublik w i r d sich neben den USA, der UdSSR, 
Argentinien und der Gesundheitsorganisation der Verein­
ten Nationen (WHO) an einem internationalen Programm 
der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, W i s ­
senschaft und K u l t u r (UNESCO) zur Erforschung des t rop i ­
schen A t l a n t i k beteiligen. Unter Vorsitz von Minis ter ia l ­
direktor Dr. Sonnenhol vom Bundesministerium für w i r t ­
schaftliche Zusammenarbeit hat der Interministerielle Aus ­
schuß für Entwicklungspolit ik am 18. Dezember 1962 i n Bad 
Godesberg der Entsendung von vier deutschen Wissenschaft­
lern zugestimmt, die i m Rahmen des Gesamtprogramms 
spezielle Untersuchungen über die F ischbes tände und die 
biologische Produktionskraft des tropischen At l an t i k durch­
führen und die gewonnenen Proben und Daten anschl ießend 
in deutschen Inst i tuten auswerten werden. Da die Bundes­
republik zur Zeit noch nicht übe r ein für den tropischen 
At l an t i k geeignetes Forschungsschiff verfügt , werden die 
deutschen Wissenschaftler auf amerikanischen Schiffen m i t ­
fahren. Die Untersuchungen, die i m Februar 1963 beginnen 
und etwa zwei Jahre dauern werden, sollen die Möglich­
keiten für den Aufbau einer le is tungsfähigen Fischerei 
k lären , der zur Schl ießung der i n den En twick lungs ländern 
bestehenden außerorden t l i ch gefährl ichen Eiweißlücke d r i n ­
gend erforderlich ist. 

Die Bundesrepublik im UN-Ausschuß für Technische Hilfe 
Der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen hat 
die Bundesrepublik Deutschland am 20. Dezember 1962 m i t 
11 von 17 abgegebenen Stimmen i n den UN-Ausschuß für 
Technische Hilfe (Technical Assistance Committee) gewähl t . 
Der Ausschuß genehmigt die Vorhaben des Erweiterten Pro­
gramms für Technische Hilfe der Vereinten Nationen (EPTA) 
und übe rwach t ihre Durchführung . I h m gehören die 18 M i t ­
glieder des Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) sowie 12 
weitere Staaten an, die aus dem Kreis der Mitglieder der 
Vereinten Nationen oder ihrer Sonderorganisationen gewähl t 
werden. Neben der Bundesrepublik wurden Brasilien, D ä n e ­
mark, Nigeria, Polen und die Vereinigte Arabische Republik 
neu in den Ausschuß gewähl t . 
Die Bundesrepublik hat i n diesem Jahr insgesamt 2 620 000 
Dollar zum Erweiterten Programm für Technische Hilfe bei­
getragen. M i t diesem Beitrag steht sie an dri t ter Stelle h i n ­
ter den USA und Großbr i t ann ien . 

Bundesrepublik wieder im Programmausschuß von U N I C E F 
Der Verwaltungsrat des Weltkinderhilfswerks (UNICEF) 
w ä h l t e am 20. Dezember 1962 die Bundesrepublik wieder für 
die Dauer eines Jahres i n ihren P rogrammausschuß . Gleich­
zeitig wurde die E r h ö h u n g des deutschen Beitrags für 
UNICEF auf 6 Mil l ionen D M vorbehaltlich der parlamentari­
schen Zustimmung angekündig t . 

Botschafter Freiherr von Braun 
der Beobachter der Bundesrepublik bei den Vereinten Natio­
nen, hat bei einem Deutschlandaufenthalt am 21. Dezember 
1962 dem Vorsitzenden der SPD, Ollenhauer, einen Besuch 
abgestattet. 

20 Millionen DM Soforthilfe ffir Republik Kongo 
(Léopoldville) 
Das Bundeskabinett beschloß am 5. Dezember 1962 eine So­
forthilfe i n Höhe von 20 M i l l . D M für die Republik Kongo 
(Léopoldville). Davon sollen 10 M i l l . D M als Geschenk i n 
Form von Lebensmittellieferungen und 10 M i l l . D M als Dar­
lehen gegeben werden. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
hat mi t der kongolesischen Regierung am 27. Dezember 1962 
einen entsprechenden Darlehensvertrag übe r 10 M i l l . D M 
abgeschlossen, der von kongolesischer Seite noch ratif iziert 
werden m u ß . A u f Grund dieses Vertrages darf das Darlehen 
nur zur Bezahlung von nach Ver t ragsabsch luß entstehenden 
Verpflichtungen aus der Einfuhr deutscher Waren des lebens-
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notwendigen Bedarfs, insbesondere für Maschinen und K r a f t ­
fahrzeuge, verwendet werden. Welche G ü t e r i m einzelnen 
durch diese Regelung e r faß t werden, w i r d entsprechend den 
Bedürfn issen des Kongo noch i n einem Briefwechsel zwischen 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau und der kongolesischen 
Regierung festgelegt werden. 

Wehner zum Selbstbestimmungsrecht 
A m 29. Dezember 1962 hat sich der stellvertretende SPD-
Vorsitzende Herbert Wehner i m Hessischen Rundfunk zur 
Wiedervereinigung geäußer t und hierbei dem Recht auf 
Selbstbestimmung eine entscheidende Bedeutung beigemes­
sen. Nach seiner Auffassung steht die deutsche Pol i t ik vor 
der Aufgabe, den Anspruch auf das Recht zur Selbstbestim­
mung für das ganze deutsche Volk i n der Arena der inter­
nationalen politischen Auseinandersetzungen zur Geltung zu 
bringen. Es müsse i n steigendem Maße nachgewiesen werden, 
daß i m sowjetisch besetzten Teil Deutschlands die Menschen­
rechte m i t F ü ß e n getreten würden . Eine positive Wirkung 
k ö n n e auf die Dauer nicht ausbleiben, zumal jeder Staat 
wisse, d a ß auch die Sowjetunion die Allgemeine E r k l ä r u n g 
der Menschenrechte der Vereinten Nationen angenommen 
habe. 

Der UNICEF-Beitrag der Bundesregierung 
der eine freiwill ige Leistung darstellt, belief sich i m Jahre 
1962 auf 5,5 Mill ionen DM. Der Betrag wurde restlos i n der 
Bundesrepublik verausgabt. Insbesondere wurden größere 
A u f t r ä g e für Röntgenaus rüs tungen an die deutsche Industrie 
vergeben. 

Rolf Menzel 
Der f rühere Chefredakteur des Senders Freies Ber l in ü b e r ­
nahm am 1. Januar 1963 die neue Stelle eines Korresponden­
ten des Senders bei den Vereinten Nationen i n New York. 

Bundespräsident Lübke zum diplomatischen Korps über die 
Menschenrechte 

Beim Neujahrsempfang des diplomatischen Korps am 
10. Januar 1963 in der Bad Godesberger Redoute sagte B u n ­
desp räs iden t Lübke in seiner Erwiderungsansprache auf die 
A u s f ü h r u n g e n des Nuntius als dem Sprecher des diplomati­
schen Korps u. a.: „Wir Deutschen sind der Auffassung, d a ß 
die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen i m 
Jahre 1948 verkünde te Allgemeine E r k l ä r u n g der Menschen­
rechte übera l l Gült igkeit haben m u ß . Vers töße gegen die Men­
schenrechte in einem Teil der Welt sollten das Gewissen aller 
anderen Völker aufrüt te ln und d a r ü b e r hinaus mi t Aussicht 
auf Erfolg vor die Vereinten Nationen gebracht werden 
k ö n n e n — was heute leider nicht möglich ist. Unsere Pol i t ik 
w i r d daher auch i m neuen Jahr von dem Ziel bestimmt sein, 
den Frieden und die Freiheit i n der Welt auf der Grundlage 
des Selbstbestimmungsrechtes herbe izuführen ." 

Debatte über die Mauer in der UNO 

Z u erregten Diskussionen über die Mauer i n Ber l in kam es 
am 16. Januar 1963 im Unterausschuß der Vereinten Nationen 
zur Verhinderung von Diskriminierung und zum Schutz der 
Minderheiten, einem Unterorgan der Kommission für Men­
schenrechte, zwischen sowjetischen, polnischen und ameri­
kanischen Delegierten. Anlaß war ein umfangreicher Bericht 
des philippinischen Richters und Diplomaten José D. Ingles 
über das Recht eines jeden Menschen, jedes Land, auch sein 
eigenes, zu verlassen und dahin zurückzukehren (Allgemeine 
E r k l ä r u n g der Menschenrechte A r t i k e l 13 Satz 2). I n diesem 
Bericht w i r d mehrfach auf die Berliner Mauer angespielt. 
Einmal he iß t es: „Am 13. August 1961 wurde eine chinesische, 
mi t Stacheldraht versehene Mauer längs der Trennungslinie 
zwischen den östl ichen und westlichen Besatzungszonen Ber­
lins errichtet. Menschen, die diese Barrikade zu überschre i ten 
versuchten, wurden ka l tb lü t ig erschossen." 
Gegen diese und ähnl iche Wendungen protestierten der so­
wjetische und der polnische Delegierte mi t der kommunis t i ­
schen These, die Berliner Mauer sei zur Abwehr von „faschi­
stischen ums tü rz le r i schen und terroristischen Akt ionen" ge­
baut worden, wohingegen der amerikanische Vertreter die 
Bezugnahme auf die Berliner Mauer un te rs tü tz te . 

Vorstellungen der UdSSR über UN-Truppen in Berlin 

„Um es genauer zu sagen, geht es jetzt nicht so sehr u m den 
Aufenthalt von Truppen in Westberlin, sondern u m die 
Frage, i n welcher Eigenschaft, aus welchen L ä n d e r n und unter 
welcher Flagge diese Truppen dort eingesetzt und wie lange 
sie i n Westberlin bleiben werden. Die Sowjetunion schlägt 
vor, daß diese Truppen nicht die N a t o - L ä n d e r r e p r ä s e n ­
tieren, d a ß ihre Fahne durch die Flagge der Vereinten Natio­
nen ersetzt w i r d und d a ß die Vereinten Nationen i n West­
berl in bestimmte internationale Verpflichtungen und Funk­
tionen ü b e r n e h m e n . Der Austausch der Nato-Fahne gegen 
die Flagge der U N ist nicht nur eine Frage der Dekoration. 
Die Nato-Fahne weht nicht als Schmuck ü b e r Westberlin, 
sondern als Symbol eines aus ländischen Mi l i t ä r s tü tzpunk tes , 
der mit ten i m Herzen der DDR liegt." Es sei unmöglich, die 
Normalisierung der Lage i n Westberlin immer wieder aufzu­
schieben. Die Welt habe sich der Regelung des Deutschland­
problems sehr genäher t , es m ü ß t e n nur noch die letzten 
Schritte unternommen werden. 
I n dieser Verlautbarung der sowjetischen regierungsamtlichen 
Zeitung Iswestija vom 10. Januar 1963 kommen am deutlich­
sten die sowjetischen Vorstellungen ü b e r die Truppen i n 
Westberlin zum Ausdruck. Ähnl ich ä u ß e r t e sich Chruschtschow 
zum Obersten Sowjet der UdSSR am 12. Dezember 1962 zu 
Bundeskanzler Adenauer i n einem i n Moskau am 27. Dezem­
ber 1962 veröffent l ichten Schreiben, in Antworten, die er der 
englischen Zeitung Daily Express Ende Dezember 1962 auf 
Fragen gegeben hat, und am 16. und 18. Januar 1963 i n Ost­
berlin. Der sowjetische Botschafter i n Paris Winogradow gab 
am 11. Januar 1963 i n einer Rede ähnl iche Ä u ß e r u n g e n von 
sich und brachte sie i n Verbindung mi t einer „ A n n ä h e r u n g " 
dieses Standpunktes zu dem der Vereinigten Staaten. Das 
führ te zu einem sofortigen Dementi. Die USA seien nach Aus­
sage amerikanischer Regierungsbeamter zwar bereit, eine 
Beteiligung der U N an einer Lösung des Berlin-Problems zu 
e rör te rn , einschließlich der Möglichkeit einer „Anwesenhe i t " 
der U N i n der geteilten Stadt, jedoch nicht Truppen der U N 
in irgendeiner Form die Kontrol le Berlins zu übe r t r agen . Es 
sei lediglich die Hinzuziehung der U N für eine Ü b e r g a n g s ­
lösung zu e rwägen , etwa durch die Entsendung eines Ver­
treters oder die Anwesenheit einer Behörde der Vereinten 
Nationen i n Ber l in . F ü r die Bundesregierung ä u ß e r t e sich 
am 13. Januar 1963 S t aa t s s ek re t ä r von Hase. E r sagte, einer 
Ü b e r n a h m e der o r ig inären Rechte der Wes tmächte i n Ber l in 
durch die U N könne nicht zugestimmt werden, we i l hierdurch 
die Position des Westens i n Ber l in geschädigt w ü r d e . Dagegen 
könne man prüfen , i n welcher Form die U N i n Ber l in auf 
anderen Gebieten tä t ig werden könn ten . Es müsse zudem be­
achtet werden, daß nach der sowjetischen Auffassung die U N 
nicht i n Gesamtberlin, sondern nur i n Westberlin Funktionen 
ü b e r n e h m e n sollten. Auch der Vorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion von Brentano lehnte jede Ü b e r g a b e von 
Verantwortlichkeiten der Al l i i e r ten i n Westberlin an die Ver­
einten Nationen kategorisch ab, bezeichnete es jedoch als 
denkbar, daß ein Beobachter der U N für Ber l in ernannt wer­
den und nützl iche Arbei t leisten könn te . (Vgl. VEREINTE 
N A T I O N E N Heft 6/1962 S. 190.) 

Teilnahme der Bundesrepublik an der UN-Konferenz fiber 
Konsularische Beziehungen 

Der Gene ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen hat die Bundes­
republik zur Teilnahme an der vom 4. März bis zum 19. A p r i l 
i n der Wiener Hofburg stattfindenden Konferenz der Verein­
ten Nationen übe r Konsularische Beziehungen eingeladen. 
Die Bundesrepublik n immt an der Konferenz te i l . Die F ü h ­
rung der deutschen Delegation hat Ministerialdirektor von 
Haeften, Leiter der Rechtsabteilung i m A u s w ä r t i g e n Amt . 

Tagung der europäischen UNICEF-Komitees in Köln 

Das Kinderhi l fswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) s tü tz t 
seine Tät igkei t i n fast allen L ä n d e r n auf nationale UNICEF-
Komitees. Die europäischen Nationalkomitees tagen vom 
13. bis 16. Mai 1963 i n Köln . Es w i r d mit einer Beteiligung 
von 19 UNICEF-Komitees gerechnet. Mit der Tagung ist eine 
öffentliche Eröf fnungsverans ta l tung i m Gürzenich verbunden. 
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Geschäftsordnung der Generalversammlung (Schluß) 

Abstimmung über Vorschläge 

R e g e l 132 

Beziehen sich zwei oder mehr Vor­

schläge auf dieselbe Frage, so st immt 
der Ausschuß, sofern er nichts anderes 
beschließt, d a r ü b e r i n der Reihenfolge 
ab, i n der sie eingebracht wurden. Der 
Ausschuß kann nach jeder Abstimmung 
ü b e r einen Vorschlag beschließen, ob er 
übe r den nächs ten Vorschlag abstim­

men w i l l . 

Wahlen 

R e g e l 133 

Ist nur eine Person oder nur ein M i t ­

glied zu w ä h l e n und e r h ä l t kein Be­

werber i m ersten Wahlgang die erfor­

derliche Mehrheit, so findet ein zweiter 
Wahlgang statt, bei dem nur die beiden 
Bewerber i n die engere Wahl kommen, 
welche die höchs ten Stimmenzahlen 
erhalten haben. Ergibt der zweite Wahl ­

gang Stimmengleichheit und ist eine 
Mehrheit erforderlich, so entscheidet 
das Los durch die Hand des Vorsitzen­

den. 

Stimmengleichheit 

R e g e l 134 

Ergibt sich Stimmengleichheit bei A b ­

stimmungen, die nicht Wahlgänge sind, 
so gi l t der Vorschlag als abgelehnt. 

X I V . A U F N A H M E NEUER 
M I T G L I E D E R I N D I E 
VEREINTEN N A T I O N E N 

Aufnahmegesuche 
R e g e l 135 

Wünscht ein Staat Mitgl ied der Verein­

ten Nationen zu werden, so reicht er 
beim G e n e r a l s e k r e t ä r ein Aufnahmege­

such ein. Dieses hat eine i n einer fo rm­

gerechten Urkunde niedergelegte E r k l ä ­

rung zu enthalten, daß der Staat die 
Verpflichtungen aus der Charta an­

nimmt. 

Notifizierung der Gesuche 

R e g e l 136 

Der G e n e r a l s e k r e t ä r gibt das Gesuch 
der Generalversammlung oder, wenn 
diese nicht tagt, den Mitgl iedern der 
Vereinten Nationen i n Abschrift zur 
Kenntnis. 

Prüfung und Beschluß durch die 
Generalversammlung 
R e g e l 137 

Empfiehlt der Sicherheitsrat, den Staat, 
der das Gesuch eingereicht hat, als M i t ­

glied aufzunehmen, so prüf t die Gene­

ralversammlung, ob er ein friedlieben­

der Staat sowie fähig und willens ist, 
die Verpflichtungen aus der Charta zu 
erfül len, und beschl ießt sodann ü b e r 
das Aufnahmegesuch m i t Zweidr i t t e l ­

mehrheit der anwesenden und abstim­

menden Mitglieder. 
R e g e l 138 

Empfiehlt der Sicherheitsrat nicht, den 
Staat, der das Gesuch eingereicht hat, 
als Mitgl ied aufzunehmen, oder stellt 
er die P r ü f u n g des Gesuchs zurück, so 
kann die Generalversammlung nach ein­

gehender P r ü f u n g des Sonderberichts 
des Sicherheitsrats das Gesuch nebst 
dem vol l s tändigen Sitzungsprotokoll 
ü b e r ihre Beratung an den Sicherheits­

rat zwecks weiterer P r ü f u n g und Emp­

fehlung oder Berichterstattung zurück­

verweisen. 

Notifizierung des Beschlusses und 
Beginn der Mitgliedschaft 
R e g e l 139 

Der G e n e r a l s e k r e t ä r unterrichtet den 
Staat, der das Gesuch eingereicht hat, 
von dem Beschluß der Generalversamm­

lung. W i r d dem Gesuch stattgegeben, 
so beginnt die Mitgliedschaft m i t dem 
Tag, an dem die Generalversammlung 
ü b e r das Gesuch beschließt. 

X V . W A H L E N Z U DEN H A U P T ­

ORGANEN 

Allgemeine Bestimmungen 

Amtszeit 
R e g e l 140 

M i t der i n Regel 148 vorgesehenen 
Ausnahme beginnt die Amtszeit der 
Mitglieder eines Rates an dem auf ihre 
Wahl durch die Generalversammlung 
folgenden 1. Januar und endet an dem 
auf die Wahl ihrer Nachfolger folgen­

den 31. Dezember. 

Ersatzwahlen 

R e g e l 141 

Scheidet ein Ratsmitglied vor Ablauf 
seiner Amtszeit aus, so findet auf der 
nächs ten Tagung der Generalversamm­

lung eine getrennte Ersatzwahl statt, 
um ein Mitgl ied für die restliche Amts­

zeit zu wählen . 

Ernennung des Generalsekretärs 

R e g e l 142 

Nachdem der Sicherheitsrat seine Emp­

fehlung bezüglich der Ernennung des 
G e n e r a l s e k r e t ä r s vorgelegt hat, b e r ä t 
die Generalversammlung ü b e r die Emp­

fehlung und st immt i n nichtöffentl icher 
Sitzung durch geheime Abstimmung 
d a r ü b e r ab. 

Der Sicherheitsrat 

Jährliche Wahlen 
R e g e l 143 18 

Die Generalversammlung w ä h l t a l l j äh r ­

lich w ä h r e n d ihrer ordentlichen Tagung 

drei nich ts tändige Mitglieder des Sicher­

heitrats für zwei Jahre. 

Voraussetzungen für die Mitgliedschaft 

R e g e l 144 « 

Bei der Wahl der nich t s tänd igen M i t ­

glieder des Sicherheitsrats nach A r t i ­

ke l 23 Absatz 1 der Charta ist i n er­

ster Lin ie der Beitrag von Mitgl iedern 
der Vereinten Nationen zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internatio­

nalen Sicherheit und zur Verwirk l ichung 
der sonstigen Ziele der Organisation so­

wie ferner eine angemessene geogra­

phische Vertei lung zu berücksicht igen. 

Wiederwählbarkeit 

R e g e l 145 ­'о 

Ausscheidende Mitglieder des Sicher­

heitsrats k ö n n e n nicht unmittelbar wie ­

d e r g e w ä h l t werden. 

Der Wirtschafts­ und Sozialrat 

Jährliche Wahlen 

R e g e l 146 2i 

Die Generalversammlung w ä h l t a l l j ä h r ­

lich w ä h r e n d ihrer ordentlichen Tagung 
sechs Mitglieder des Wirtschafts­ und 
Sozialrats für drei Jahre. 

Wiederwählbarkeit 

R e g e l 147 22 

Ein ausscheidendes Mitgl ied des W i r t ­

schafts­ und Sozialrats kann unmi t t e l ­

bar w i e d e r g e w ä h l t werden. 

Der Treuhandrat 

Anlässe zu Wahlen 

R e g e l 148 

Ist nach A r t i k e l 83 oder 85 der Charta 
ein Treuhandabkommen genehmigt wor­

den und ein Mitgl ied der Vereinten 
Nationen Verwaltungsmacht eines Treu­

handgebiets geworden, so n immt die 
Generalversammlung die nach A r t i k e l 
86 gegebenenfalls erforderlichen Wahlen 
zum Treuhandrat vor. Jedes d e m g e m ä ß 
w ä h r e n d einer ordentlichen Tagung ge­

w ä h l t e Mitgl ied t r i t t sein A m t unmi t ­

telbar nach seiner Wahl an und ü b t es 
bis zum Ende der i n Regel 140 vorge­

sehenen Fris t aus, so als h ä t t e seine 
Amtszeit an dem auf seine Wahl f o l ­

genden 1. Januar begonnen. 

Amtszeit und Wiederwählbarkeit 

R e g e l 149 23 

Mitglieder des Treuhandrats, die keine 
Treuhandgebiete verwalten, werden fü r 
drei Jahre gewäh l t und sind unmi t t e l ­

bar w i e d e r w ä h l b a r . 

Frei werdende Sitze 

R e g e l 150 

W ä h r e n d jeder Tagung w ä h l t die Gene­

ralversammlung nach A r t i k e l 86 der 
Charta Mitglieder zur Besetzung frei 
gewordener Sitze. 
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Der Internationale Gerichtshof 

Wahlverfahren 
R e g e l 151 

Die Wahl der Mitgl ieder des Internatio­
nalen Gerichtshofs erfolgt nach M a ß ­
gabe seiner Satzung. 

R e g e l 152 

Eine Sitzung der Generalversammlung, 
die aufgrund der Satzung des In te r ­
nationalen Gerichtshofs zwecks Wahl 
von Mitg l iedern des Gerichtshofs abge­
halten w i r d , dauert an, bis so viele Be­
werber, wie zur Besetzung aller Sitze 
erforderlich sind, i n einem oder mehre­
ren W a h l g ä n g e n die absolute Mehrheit 
der Stimmen auf sich vereinigt haben. 

X V I . V E R W A L T U N G S - UND 
H A U S H A L T S F R A G E N 

Regelung für die Finanzverwaltung 
R e g e l 153 

Die Generalversammlung setzt die 
Finanzverwaltungsordnung der Verein­
ten Nationen fest. 

Kostenvoranschläge 
R e g e l 154 

Entsch l ießungen , die Ausgaben zur Folge 
haben, werden der Generalversamm­
lung von einem Ausschuß nur dann zur 
Genehmigung empfohlen, wenn ihnen 
ein v o m Genera l sekre tä r ausgearbeite­
ter Kostenvoranschlag beigefügt ist. 
Ü b e r Entschl ießungen, die nach Auffas­
sung des Genera l sekre tä r s Ausgaben 
zur Folge haben, stimmt die General­
versammlung nicht ab, bevor der Ver-
wal tungs- und Hausha l t sausschuß Ge­
legenheit hatte, die Auswirkung des 
Vorschlags auf die Haushaltsvoran­
schläge der Vereinten Nationen festzu­
stellen. 

Unterrichtung über die Kosten von 
Entschließungen 
R e g e l 155 

Der G e n e r a l s e k r e t ä r leitet allen Aus­
schüssen laufend eingehende Kosten­
voransch läge für alle Entschl ießungen 
zu, welche die Ausschüsse der General­
versammlung zur Genehmigung emp­
fehlen. 

Beratungsausschuß für Verwaltungs­
und Haushaltsfragen 
R e g e l 156 

Die Generalversammlung setzt einen 
B e r a t u n g s a u s s c h u ß für Verwaltungs­
und Haushaltsfragen ein (im folgenden 
als „Be ra tungsaus schuß" bezeichnet); er 
besteht aus neun Mitgliedern, von denen 
mindestens zwei F inanzsachvers tänd ige 
von anerkanntem Ruf sein müssen . 

Zusammensetzung des Beratungs­
ausschusses 
R e g e l 157 

Die Mitglieder des Beratungsaus­
schusses, die sämtl ich verschiedener 
S taa t sangehör igke i t sein müssen , wer­
den auf breiter geographischer Grund­

lage und unter Berücksicht igung ihrer 
persönl ichen Befäh igung und Erfahrung 
ausgewäh l t ; sie ü b e n ih r A m t w ä h r e n d 
dreier Jahre aus, die drei Finanzjahren 
nach M a ß g a b e der Finanzverwaltungs­
ordnung der Vereinten Nationen ent­
sprechen. Die Mitglieder treten der 
Reihe nach zurück; sie k ö n n e n wieder­
ernannt werden. Die beiden Finanz­
sachvers t änd igen dür fen nicht gleich­
zeitig zurückt re ten . Die Generalver­
sammlung ernennt die Mitglieder des 
Beratungsausschusses w ä h r e n d der dem 
Ablauf ihrer Amtszeit unmittelbar vor­
angehenden ordentlichen Tagung oder, 
beim Freiwerden eines Sitzes, w ä h r e n d 
der nächs ten Tagung. 

Aufgaben des Beratungsausschusses 
R e g e l 158 

Der Bera tungsausschuß ist für die sach­
kundige P r ü f u n g des Haushaltsplans der 
Vereinten Nationen verantwortl ich und 
u n t e r s t ü t z t den Verwaltungs- und Haus­
ha l t sausschuß der Generalversamm­
lung. Z u Beginn jeder ordentlichen 
Tagung legt er der Generalversamm­
lung einen eingehenden Bericht ü b e r 
den Haushaltsplan für das nächs te 
Finanzjahr und ü b e r die Rechnungs­
legung für das vergangene Finanzjahr 
vor. Er p rüf t ferner i m Namen der 
Generalversammlung die Verwaltungs­
haushalte der Sonderorganisationen so­
wie Vorschläge für Finanz- und Haus­
haltsabmachungen m i t diesen Organi­
sationen. Er n immt alle sonstigen Auf ­
gaben wahr, die i hm aufgrund der 
Finanzverwaltungsordnung der Verein­
ten Nationen ü b e r t r a g e n werden. 

Beitragsausschuß 
R e g e l 159 

Die Generalversammlung setzt einen 
aus zehn Sachvers t änd igen bestehenden 
Bei t ragsausschuß ein. 

Zusammensetzung des Beitrags­
ausschusses 
R e g e l 160 

Die Mitglieder des Beitragsausschusses, 
die sämtl ich verschiedener Staatsange­
hör igke i t sein müssen , werden auf bre i ­
ter geographischer Grundlage und unter 
Berücksicht igung ihrer persönl ichen Be­
fäh igung und Erfahrung ausgewäh l t ; sie 
ü b e n ih r A m t w ä h r e n d dreier Jahre aus, 
die drei Finanzjahren nach Maßgabe der 
Finanzverwaltungsordnung der Verein­
ten Nationen entsprechen. Die Mi tg l i e ­
der treten der Reihe nach zurück; sie 
k ö n n e n wiederernannt werden. Die Ge­
neralversammlung ernennt die Mi tg l i e ­
der des Beitragsausschusses w ä h r e n d 
der dem Ablauf ihrer Amtszeit unmi t ­
telbar vorangehenden ordentlichen Ta­
gung oder, beim Freiwerden eines 
Sitzes, w ä h r e n d der nächs ten Tagung. 

Aufgaben des Beitragsausschusses 
R e g e l 161 

Der Be i t ragsausschuß b e r ä t die General­
versammlung bei der nach A r t i k e l 17 
Absatz 2 der Charta vorzunehmenden 
Verteilung der Ausgaben der Organi­

sation auf die Mitglieder, und zwar i m 
wesentlichen aufgrund ihrer Zahlungs­
fähigkeit . Hat die Generalversammlung 
den Bei t ragsschlüssel festgesetzt, so 
w i r d er mindestens drei Jahre lang 
keiner allgemeinen Übe rp rü fung unter­
zogen, sofern sich nicht erweist, daß i n 
der relativen Zah lungsfäh igke i t der M i t ­
glieder wesentliche Ä n d e r u n g e n einge­
treten sind. Der Ausschuß b e r ä t die 
Generalversammlung ferner bei der 
Festsetzung der Be i t r äge neuer Mi tg l i e ­
der, bei A n t r ä g e n von Mitgl iedern auf 
Ä n d e r u n g ihrer Be i t r äge und bei M a ß -
nahmen, die i n Anwendung des A r t i ­
kels 19 der Charta zu treffen sind. 

X V I I . NEBENORGANE DER 
G E N E R A L V E R S A M M L U N G 

Einsetzung und Geschäftsordnung 
R e g e l 162 

Die Generalversammlung kann Neben­
organe einsetzen, soweit sie dies zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben für er­
forderlich h ä l t 2 4 . Die Regeln für das 
Verfahren von Ausschüssen der Gene­
ralversammlung sowie die Regeln 45 
und 62 finden auch auf das Verfahren 
jedes Nebenorgans Anwendung, falls 
nicht die Generalversammlung oder das 
Nebenorgan etwas anderes beschließt . 

X V I I I . AUSLEGUNG U N D 
Ä N D E R U N G E N 

Anmerkungen in Kursivschrift 
R e g e l 163 

Die Bezeichnung dieser Regeln i m I n ­
haltsverzeichnis und die diesen Regeln 
in Kursivschrift be igefügten Anmerkun­
gen bleiben bei der Auslegung der Re­
geln unberücksicht ig t . 

Änderungsverfahren 
R e g e l 164 

Diese Geschäf t sordnung kann durch 
einen m i t der Mehrhei t der anwesen­
den und abstimmenden Mitglieder ge­
faßten Beschluß der Generalversamm­
lung geände r t werden, nachdem ein 
Ausschuß ü b e r die vorgeschlagene Ä n ­
derung Bericht erstattet hat. 

A n m e r k u n g e n : 

18 D i e s e R e g e l b e r u h t u n m i t t e l b a r a u f e i n e r 
B e s t i m m u n g d e r C h a r t a ( A r t i k e l 23 A b ­
s a t z 2 ) . 

19 D i e s e R e g e l b e r u h t u n m i t t e l b a r a u f e i n e r 
B e s t i m m u n g d e r C h a r t a ( A r t i k e l 23 A b ­
s a t z 2.) 

20 D i e s e R e g e l g i b t e i n e B e s t i m m u n g d e r 
C h a r t a w ö r t l i c h w i e d e r ( A r t i k e l 23 A b ­
s a t z 2 l e t z t e r S a t z ) . 

21 D i e s e R e g e l b e r u h t u n m i t t e l b a r a u f e i n e r 
B e s t i m m u n g d e r C h a r t a ( A r t i k e l 61 A b ­
s a t z 2 ) . 

22 D i e s e R e g e l g i b t e i n e B e s t i m m u n g d e r 
C h a r t a w ö r t l i c h w i e d e r ( A r t i k e l 61 A b ­
s a t z 2 l e t z t e r S a t z ) . 

23 D i e s e R e g e l b e r u h t u n m i t t e l b a r a u f e i n e r 
B e s t i m m u n g d e r C h a r t a ( A r t i k e l 86 A b ­
s a t z 1 B u c h s t a b e c ) . 

24 D i e s e R e g e l g i b t e i n e B e s t i m m u n g d e r 
C h a r t a w ö r t l i c h w i e d e r ( A r t i k e l 22) . 
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123. Z u r ü c k z i e h u n g v o n A n t r ä g e n 6/195 
124. E r n e u t e B e r a t u n g v o n V o r s c h l ä g e n 6/195 

A b s t i m m u n g 

125. S t i m m r e c h t 6/195 
126. E r f o r d e r l i c h e M e h r h e i t 6/195 
127. B e d e u t u n g d e s A u s d r u c k s „ a n w e ­

s e n d e u n d a b s t i m m e n d e M i t g l i e d e r " 6/195 
128. A b s t i m m u n g s v e r t a h r e n 6/195 
129. V e r l a u f d e r A b s t i m m u n g 6/195 
130. T e i l u n g v o n V o r s c h l ä g e n u n d 

Ä n d e r u n g s a n t r ä g e n 6/195 
131. A b s t i m m u n g ü b e r Ä n d e r u n g s ­

a n t r ä g e 6/195 
132. A b s t i m m u n g ü b e r V o r s c h l ä g e 1/30 
133. W a h l e n 1/30 
134. S t i m m e n g l e i c h h e i t 1/30 

X I V . A U F N A H M E N E U E R M I T G L I E D E R I N 
D I E V E R E I N T E N N A T I O N E N 

135. A u f n a h m e g e s u c h e 

136. N o t i f i z i e r u n g d e r G e s u c h e 

137. P r ü f u n g u n d B e s c h l u ß d u r c h d i e 
G e n e r a l v e r s a m m l u n g 

138. P r ü f u n g u n d B e s c h l u ß d u r c h d i e 
G e n e r a l v e r s a m m l u n g 

139. N o t i f i z i e r u n g d e s B e s c h l u s s e s u n d 
B e g i n n d e r M i t g l i e d s c h a f t 

1/30 

1/30 

1/30 

1/30 

1/30 

X V . W A H L E N Z U D E N H A U P T O R G A N E N 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

140. A m t s z e i t 1/30 
141. E r s a t z w a h l e n 1/30 
142. E r n e n n u n g d e s G e n e r a l s e k r e t ä r s 1/30 

D e r S i c h e r h e i t s r a t 

143. J ä h r l i c h e W a h l e n 1/30 
144. V o r a u s s e t z u n g e n f ü r d i e M i t g l i e d ­

s c h a f t 1/30 
145. W i e d e r w ä h l b a r k e i t 1/30 

D e r W i r t s c h a f t s - u n d S o z i a l r a t 

146. J ä h r l i c h e W a h l e n 1/30 

147. W i e d e r w ä h l b a r k e i t 1/30 

D e r T r e u h a n d r a t 

148. A n l ä s s e z u W a h l e n 1/30 

149. A m t s z e i t u n d W i e d e r w ä h l b a r k e i t 1/30 

150. F r e i w e r d e n d e S i t z e 1/30 

D e r I n t e r n a t i o n a l e G e r i c h t s h o f 

151. W a h l v e r f a h r e n 1/31 
152. W a h l v e r f a h r e n 1/31 

X V I . V E R W A L T U N G S - U N D H A U S H A L T S ­
F R A G E N 

153. R e g e l u n g f ü r d i e F i n a n z v e r w a l t u n g 1/31 

154. K o s t e n v o r a n s c h l ä g e 1/31 
E n t s c h l i e ß u n g e n 1/31 

155. U n t e r r i c h t u n g ü b e r d i e K o s t e n v o n 
E n t s c h l i e ß u n g e n 1/31 

156. B e r a t u n g s a u s s c h u ß f ü r V e r w a l t u n g s ­
u n d H a u s h a l t s f r a g e n 1/31 

157. Z u s a m m e n s e t z u n g d e s B e r a t u n g s ­
a u s s c h u s s e s 1/31 

158. A u f g a b e n d e s B e r a t u n g s a u s s c h u s s e s 1/31 

159. B e i t r a g s a u s s c h u ß 1/31 
160. Z u s a m m e n s e t z u n g d e s B e i t r a g s a u s ­

s c h u s s e s 1/31 

161. A u f g a b e n d e s B e i t r a g s a u s s c h u s s e s 1/31 

X V I I . N E B E N O R G A N E D E R G E N E R A L V E R ­
S A M M L U N G 

162. E i n s e t z u n g u n d G e s c h ä f t s o r d n u n g 1/31 

X V I I I . A U S L E G U N G U N D Ä N D E R U N G E N 

163. A n m e r k u n g e n i n K u r s i v s c h r i f t 1/31 
164. Ä n d e r u n g s v e r f a h r e n 1/31 

A n m e r k u n g : 

1 D i e Z i f f e r n v o r d e m T e x t g e b e n d i e 
N u m m e r n d e r R e g e l n , d i e h i n t e r d e m T e x t 
H e f t u n d S e i t e n z a h l a n . 

32 V e r e i n t e N a t i o n e n 1/63 



Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 

Die nachstehenden Tabellen über die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen geben den zur Zeit gültigen Stand wieder. 

Neue Aufnahmen in die Weltorganisation sind frühestens während der nächsten Generalversammlung (Herbst 1963) 

zu erwarten. Es ist noch keine Anwartschaft eines weiteren Staates in Aussicht. — Die erste Tabelle enthält die 

Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen in alphabetischer Reihenfolge mit den Daten ihrer Aufnahme in die Vereinten 

Nationen. Am Schluß dieser Tabelle sind die derzeitigen Nichtmitgliedstaaten genannt. Die zweite Tabelle gibt die 

Gruppierung der Mitgliedstaaten nach Erdteilen. Sie ist nicht völlig identisch mit der Blockbildung in der Generalver­

sammlung, dürfte aber trotzdem für die Beurteilung der Vorgänge in den Vereinten Nationen nützlich sein. Tabellen drei 

und vier ordnen die Mitgliedstaaten nach Gebietsgröße bzw. nach der Bevölkerungszahl ein. Hierbei sind aus Vergleichs­

gründen die größten Nichtmitgliedstaaten ohne fortlaufende Nummer zusätzlich aufgeführt. — 

DIE MITGLIEDSTAATEN IN A L P H A B E T I S C H E R O R D N U N G MIT В E ITR ITTS DATE N 

Stand vom 1. Januar 1963 

1. A f g h a n i s t a n 19. 11. 1946 52. K u b a 24. 10. 1945 101. U g a n d a 25. 10. 1962 

2. A l b a n i e n 14. 12. 1955 53. L a o s 14. 12. 1955 102. U k r a i n e 24. 10. 1945 

3. A l g e r i e n 8. 10. 1962 54. L i b a n o n 24. 10. 1945 103. U n g a r n 14. 12. 1955 
4. A r g e n t i n i e n 24. 10. 1945 55. L i b e r i a 2. 11. 1945 

104. U r u g u a y 18. 12. 1945 
5. Ä t h i o p i e n 13. 11. 1945 56. L i b y e n 14. 12. 1955 

105. V e n e z u e l a 15. 11. 1945 
6. A u s t r a l i e n 1. 11. 1945 57. L u x e m b u r g 24. 10. 1945 

106. V e r e i n i g t e A r a b i s c h e 
R e p u b l i k 24. 10. 1945' 7. B e l g i e n 27. 12. 1945 58. M a d a g a s k a r 20. 9. 1960 

106. V e r e i n i g t e A r a b i s c h e 
R e p u b l i k 24. 10. 1945' 

8. B i r m a 19. 4. 1948 59. M a l a i i s c h e r B u n d 17. 9. 1957 107. V e r e i n i g t e S t a a t e n 24. 10. 1945 
9. B o l i v i e n 14. 11. 1945 60. M a l i 28. 9. 1960 108. W e i ß r u ß l a n d 24. 10. 1945 

10. B r a s i l i e n 24. :o. 1945 61. M a r o k k o 12. 11. 1956 109. Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e 
11. B u l g a r i e n 14. 12. 1955 62. M a u r e t a n i e n 27. 10. 1961 R e p u b l i k 20. 9. 1960 
12. B u r u n d i 18. 9. 1962 

63. M e x i k o 7. 11 . 1945 110. Z y p e r n 20 . 9. 1960 
13. C e y l o n 14. 12. 1955 

64. M o n g o l i s c h e 
14. C h i l e 24. 10. 1945 V o l k s r e p u b l i k 27. 10. 1961 S O N S T I G E S T A A T E N U N D 
15. C h i n a 24. 10. 1945 65. N e p a l 14. 12. 1955 S E L B S T Ä N D I G E L Ä N D E R

 1 

16. C o s t a R i c a 2. 11. 1945 66. N e u s e e l a n d 24. 10. 1945 

17. D a h o m e 20. 9. 1960 67. N i c a r a g u a 24. 10. 1945 
A n d o r a 

18. D ä n e m a r k 24. 10. 1945 68. N i e d e r l a n d e 10. 12. 1945 
B a h r a i n 

19. D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 24. 10. 1945 69. N i g e r 20. 9. 1960 
B h u t a n 

20. E c u a d o r 21. 12. 1945 70. N i g e r i a 7. 10. 1960 
D e u t s c h l a n d 

21. E l f e n b e i n k ü s t e 20. 9. 1960 71. N o r w e g e n 27. 11. 1945 
K a t a r 

22. E l S a l v a d o r 24. 10. 1945 72. O b e r v o l t a 20. 9. 1960 
K o r e a 

23. F i n n l a n d 14. 12. 1955 73. Ö s t e r r e i c h 14. 12. 1955 
K u w e i t 

24. F r a n k r e i c h 24. 10. 1945 74. P a k i s t a n 30. 9. 1947 
L i e c h t e n s t e i n 

25. G a b u n 20. 9. 1960 75. P a n a m a 13. 11. 1945 
M a l e d i v e n 

26. G h a n a 8. 3. 1957 76. P a r a g u a y 24. 10. 1945 
M a s k a t u n d O m a n 

27. G r i e c h e n l a n d 25. 10. 1945 77. P e r u 31. 10. 1945 
M o n a c o 

28. G r o ß b r i t a n n i e n 24. 10. 1945 78. P h i l i p p i n e n 24. 10. 1945 
O m a n ( T r u c i a l / B e f r i e d e t e s ) 

29. G u a t e m a l a 21. 11 . 1945 79. P o l e n 24. 10. 1945 
S a n M a r i n o 

30. G u i n e a 12. 12. 1958 80. P o r t u g a l 14. 12. 1955 
S c h w e i z 

31. H a i t i 24. 10. 1945 81. R w a n d a 18. 9. 1962 
S i k k i m 

32. H o n d u r a s 17. 12. 1945 82. R u m ä n i e n 14. 12. 1955 
V a t i k a n 

33. I n d i e n 30. 10. 1945 83. S a u d i ­ A r a b i e n 24. 10. 1945 
V i e t n a m 

34. I n d o n e s i e n 28. 9. 1950 84. S c h w e d e n 19. 11. 1946 
W e s t s a m o a 

35. I r a k 21. 12. 1945 85. S e n e g a l 28. 9. 1960 
36. I r a n 24. 10. 1945 86. S i e r r a L e o n e 27. 9. 1961 

A n m e r k u n g e n : 

37. I r l a n d 14. 12. 1955 87. S o m a l i a 20. 9. 1960 
1 S y r i e n u n d Ä g y p t e n w u r d e n a m 1. F e ­

38. I s l a n d 19. 11. 1946 88. S o w j e t u n i o n 24. 10. 1945 
b r u a r 1958 z u r V e r e i n i g t e n A r a b i s c h e n 

39. I s r a e l 11. 5. 1949 89. S p a n i e n 14. 12. 1955 
R e p u b l i k ( V A R ) v e r e i n i g t u n d d i e M i t ­

40. I t a l i e n 14. 12. 1955 90. S ü d a f r i k a 7. 11. 1945 
g l i e d s c h a f t e n b e i d e r S t a a t e n a m 1. M ä r z 

41. J a m a i k a 18. 9. 1962 91. S u d a n 12. 11 . 1956 
1958 z u e i n e r z u s a m m e n g e z o g e n . N a c h 

42. J a p a n 18. 12. 1956 92. S y r i e n 24. 10. 1945
1 s e i n e r T r e n n u n g v o n d e r V A R l e b t e d i e 

43. J e m e n 30. 9. 1947 13. 10. 1961 M i t g l i e d s c h a f t S y r i e n s a m 13. 10. 1961 

44. J o r d a n i e n 14. 12. 1955 93. T a n g a n y i k a 14. 12. 1961 w i e d e r a u f . Ä g y p t e n b e h i e l t d i e B e ­

45. J u g o s l a w i e n 24. 10. 1945 94. T h a i l a n d 16. 12. 1946 z e i c h n u n g V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u ­

46. K a m b o d s c h a 14. 12. 1955 95. T o g o 20. 9. 1960 b l i k b e i . 

47. K a m e r u n 20. 9. 1960 96. T r i n i d a d u n d T o b a g o 18. 9. 1962 2 N a c h s t e h e n d a l l e s o n s t i g e n S t a a t e n u n d 

48. K a n a d a 9. 11. 1945 97. T s c h a d 20. 9. 1960 s e l b s t ä n d i g e n L ä n d e r , s o w e i t s i e k e i n e 

49. K o l u m b i e n 5. 11. 1945 98. T s c h e c h o s l o w a k e i 24. 10. 1945 M i t g l i e d s t a a t e n d e r U N s i n d . D i e A n ­

50. K o n g o ( B r a z z a v i l l e ) 20. 9. 1960 99. T u n e s i e n 12. 11. 1956 g a b e n f u ß e n a u f d e m D e m o g r a p h i c 

51. K o n g o ( L é o p o l d v i l l e ) 20. 9. 1960 100. T ü r k e i 24. 10. 1945 Y e a r b o o k 1961 d e r V e r e i n t e n N a t i o n e n . 
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DIE MITGLIEDSTAATEN NACH ERDTEILEN 

E u r o p a 

1. A l b a n i e n 

2. B e l g i e n 

3. B u l g a r i e n 

4. D ä n e m a r k 

5. F i n n l a n d 

6. F r a n k r e i c h 

7. G r i e c h e n l a n d 

8. G r o ß b r i t a n n i e n 

9. I r l a n d 

10. I s l a n d 

11. I t a l i e n 

12. J u g o s l a w i e n 

13. L u x e m b u r g 

14. N i e d e r l a n d e 

15. N o r w e g e n 

16. Ö s t e r r e i c h 

17. P o l e n 

18. P o r t u g a l 

19. R u m ä n i e n 

20. S c h w e d e n 

21. S o w j e t u n i o n 

22. S p a n i e n 

23. T s c h e c h o s l o w a k e i 

24. U k r a i n e 

25. U n g a r n 

26. W e i ß r u ß l a n d 

A f r i k a 

1. A l g e r i e n 

2. Ä t h i o p i e n 

3. B u r u n d i 

4. D a h o m e 

5. E l f e n b e i n k ü s t e 

6. G a b u n 

7. G h a n a 

8. G u i n e a 

9. K a m e r u n 

10. K o n g o ( B r a z z a v i l l e ) 

11. K o n g o ( L é o p o l d v i l l e ) 

12. L i b e r i a 

13. L i b y e n 

14. M a d a g a s k a r 

15. M a l i 

16. M a r o k k o 

17. M a u r e t a n i e n 

18. N i g e r 

19. N i g e r i a 

20. O b e r v o l t a 

21. R w a n d a 

22. S e n e g a l 

23. S i e r r a L e o n e 

24. S o m a l i a 

25. S ü d a f r i k a 

26. S u d a n 

27. T a n g a n y i k a 

28. T o g o 

29. T s c h a d 

30. T u n e s i e n 

31. U g a n d a 

32. V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 

33. Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 

A m e r i k a 

A r g e n t i n i e n 

B o l i v i e n 

B r a s i l i e n 

C h i l e 

C o s t a R i c a 

D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 

E c u a d o r 

E l S a l v a d o r 

G u a t e m a l a 

H a i t i 

H o n d u r a s 

J a m a i k a 

K a n a d a 

K o l u m b i e n 

K u b a 

16. M e x i k o 

17. N i c a r a g u a 

18. P a n a m a 

19. P a r a g u a y 

20. P e r u 

21. T r i n i d a d u n d T o b a g o 

22. U r u g u a y 

23. V e n e z u e l a 

24. V e r e i n i g t e S t a a t e n 

A s i e n 

1. A f g h a n i s t a n 

2. B i r m a 

3. C e y l o n 

4. C h i n a 

5. I n d i e n 

6. I n d o n e s i e n 

7. I r a k 

8. I r a n 

9. I s r a e l 

10. J a p a n 

11. J e m e n 

12. J o r d a n i e n 

13. K a m b o d s c h a 

14. L a o s 

15. L i b a n o n 

16. M a l a i i s c h e r B u n d 

17. M o n g o l i s c h e V o l k s r e p u b l i k 

18. N e p a l 

19. P a k i s t a n 

20. P h i l i p p i n e n 

21. S a u d i ­ A r a b i e n 

22. S y r i e n 

23. T h a i l a n d 

24. T ü r k e i 

25. Z y p e r n 

O z e a n i e n 

1. A u s t r a l i e n 

2. N e u s e e l a n d 

DIE MITGLIEDSTAATEN NACH GEBI E T S G R Ö S S E (Fläche in qkm) 

1. S o w j e t u n i o n 22 402 200
1 

2. K a n a d a 9 976 177 

3. C h i n a 9 596 961 

( F e s t l a n d 9 561 ООО) 

( F o r m o s a 35 961) 

4. V e r e i n i g t e S t a a t e n 9 363 387 

5. B r a s i l i e n 8 513 844 

6. A u s t r a l i e n 7 704 159 

7. I n d i e n 3 263 373 

8. A r g e n t i n i e n 2 778 412 

9. S u d a n 2 505 823 

10. A l g e r i e n 2 381 741 

11. K o n g o ( L é o p o l d v i l l e ) 2 344 932 

12. M e x i k o 1 969 367 

13. L i b y e n 1 759 540 

14. I r a n 1 648 000 

15. S a u d i ­ A r a b i e n 1 600 000 

16. M o n g o l i s c h e V o l k s r e p u b l i k 1 531 000 

17. I n d o n e s i e n 1 491 562 

18. P e r u 1 285 215 

19. T s c h a d 1 284 000 

20. S ü d a f r i k a 1 223 409 

21. M a l i 1 204 021 

22. N i g e r 1 188 794 

23. Ä t h i o p i e n 1 184 320 

24. K o l u m b i e n 1 138 338 

25. B o l i v i e n 1 098 581 

26. M a u r e t a n i e n 1 085 805 

27. V e r e i n i g t e A r a b i s c h e 

R e p u b l i k 1 000 000 

28. P a k i s t a n 943 725 

29. T a n g a n j i k a 937 061 

30. V e n e z u e l a 912 050 

31. N i g e r i a 878 447 

32. T ü r k e i 780 576 

33. C h i l e 741 767 

34. B i r m a 678 033 

35. A f g h a n i s t a n 650 000 

36. S o m a l i a 637 661 

37. Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 617 000 

38. M a d a g a s k a r 590 000 

39. U k r a i n e 576 600
1 

40. F r a n k r e i c h 551 208 

41. T h a i l a n d 514 000 

42. S p a n i e n 503 486 

43. S c h w e d e n 449 682 

44. I r a k 444 442 

45. M a r o k k o 443 680 

46. K a m e r u n 432 500 

47. P a r a g u a y 406 752 

48. J a p a n 369 661 

D e u t s c h l a n d 356 275= 

( B u n d e s r e p u b l i k 247 960) 

( S B Z 107 431) 

( W e s t ­ B e r l i n 

( O s t ­ B e r l i n 

49. K o n g o ( B r a z z a v i l l e ) 

50. F i n n l a n d 

V i e t n a m 

( S ü d ­ V i e t n a m 

( N o r d ­ V i e t n a m 

51. N o r w e g e n 

52. E l f e n b e i n k ü s t e 

53. P o l e n 

54. I t a l i e n 

55. P h i l i p p i n e n 

56. O b e r v o l t a 

57. E c u a d o r 

58. N e u s e e l a n d 

59. G a b u n 

60. J u g o s l a w i e n 

61. G u i n e a 

62. G r o ß b r i t a n n i e n 

63. U g a n d a 

64. G h a n a 

65. R u m ä n i e n 

66. L a o s 

K o r e a 

( N o r d ­ K o r e a 

( S ü d ­ K o r e a 

67. W e i ß r u ß l a n d 

481) 

403) 

342 000 

337 009 

326 034 

170 806) 

155 228) 

323 917 

322 463 

311 730 

301 226 

299 681 

274 122 

270 670 

268 676 

267 000 

255 804 

245 857 

244 016 

243 411 

237 873 

237 500 

236 800 

220 891 

123 962) 

96 929) 

207 6001 
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68. S e n e g a l 197 161 90. P a n a m a 74 470 A n m e r k u n g e n : 

69. J e m e n 195 000 91. S i e r r a L e o n e 72 326 

70. U r u g u a y 186 926 92. I r l a n d 70 283 1 D i e a n g e g e b e n e F l ä c h e g i l t f ü r d i e G e ­
71. S y r i e n 184 479 93. C e y l o n 65 610 s a m t h e i t d e r S o z i a l i s t i s c h e n S o w j e t ­
72. K a m b o d s c h a 172 511 94. T o g o 57 000 

s a m t h e i t d e r S o z i a l i s t i s c h e n S o w j e t ­
72. K a m b o d s c h a 94. 57 000 

r e p u b l i k e n e i n s c h l i e ß l i c h d e r u n t e r 39 
73. N i c a r a g u a 148 000 95. C o s t a R i c a 50 700 

u n d 67 g e s o n d e r t a u f g e f ü h r t e n R e p u ­
73. N i c a r a g u a 

140 798 D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 
u n d 67 g e s o n d e r t a u f g e f ü h r t e n R e p u ­

74. N e p a l 140 798 96. D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 48 734 
u n d 67 g e s o n d e r t a u f g e f ü h r t e n R e p u ­

75. G r i e c h e n l a n d 132 562 97. D ä n e m a r k 43 042 
b l i k e n U k r a i n e u n d W e i ß r u ß l a n d . D a 

76. M a l a i i s c h e r B u n d 131 313 S c h w e i z 41 288 d i e s e s e l b s t ä n d i g e M i t g l i e d e r d e r V e r ­

77. T s c h e c h o s l o w a k e i 127 859 98. N i e d e r l a n d e 32 450 e i n t e n N a t i o n e n s i n d , w e r d e n s i e z u ­

78. T u n e s i e n 125 180 99. B e l g i e n 30 507 s ä t z l i c h e i n z e l n g e n a n n t . 

79. D a h o m e 115 762 100. A l b a n i e n 28 748 

80. K u b a 114 524 101. B u r u n d i 27 834 2 D a s D e m o g r a p h i c Y e a r b o o k 1961 d e r 

81. H o n d u r a s 112 088 102. H a i t i 27 750 V e r e i n t e n N a t i o n e n , n a c h d e m s i c h d i e s e 

82. L i b e r i a 111 370 103. R w a n d a 26 338 T a b e l l e d e r V e r g l e i c h s m ö g l i c h k e i t h a l ­

83. B u l g a r i e n 110 669 104. E l S a l v a d o r 21 393 
b e r e i n h e i t l i c h r i c h t e t , l ä ß t d i e u n t e r 

84. G u a t e m a l a 108 889 105. I s r a e l 20 700 
p o l n i s c h e r u n d s o w j e t i s c h e r V e r w a l t u n g 

85. I s l a n d 103 000 106. J a m a i k a 11 425 
p o l n i s c h e r u n d s o w j e t i s c h e r V e r w a l t u n g 

85. I s l a n d 103 000 
107. L i b a n o n 

s t e h e n d e n d e u t s c h e n O s t g e b i e t e u n b e ­
86. J o r d a n i e n 96 610 107. L i b a n o n 10 400 

s t e h e n d e n d e u t s c h e n O s t g e b i e t e u n b e ­

87. U n g a r n 93 030 108. Z y p e r n 9 251 r ü c k s i c h t i g t ; s i e s i n d a u s d i e s e m G r u n d e 

88. P o r t u g a l 92 200 109. T r i n i d a d u n d T o b a g o 5 128 i n d e r a n g e f ü h r t e n G e s a m t f l ä c h e n i c h t 

89. Ö s t e r r e i c h 83 849 110. L u x e m b u r g 2 586 e n t h a l t e n . 

DIE MITGLIEDSTAATEN NACH B E V Ö L K E R U N G S Z A H L (in 1000) 

1. C h i n a ( F e s t l a n d ) 646 530 38. A u s t r a l i e n 10 275 36. I s r a e l 2 114 

C h i n a ( F o r m o s a ) 10 612 39. U n g a r n 9 999 87. S o m a l i a 1 990 

2. I n d i e n 432 567 40. C e y l o n 9 896 88. D a h o m e 1 934 

3. S o w j e t u n i o n 214 40O 1 41. N e p a l 9 407 89. H o n d u r a s 1 883 

4. V e r e i n i g t e S t a a t e n 180 670 42. T a n g a n j i k a 9 239 90. L a o s 1 805 

5. J a p a n 93 200 43. B e l g i e n 9 153 91. P a r a g u a y 1 768 

6. P a k i s t a n 92 727 44. P o r t u g a l 8 921 92. J o r d a n i e n 1 690 

7. I n d o n e s i e n 92 600 45. G r i e c h e n l a n d 8 327 93. L i b a n o n 1 646 

D e u t s c h l a n d 72 818= 46. W e i ß r u ß l a n d 8 226' 94. J a m a i k a 1 621 

( B u n d e s r e p u b l i k 53 373) 47. B u l g a r i e n 7 867 95. A l b a n i e n 1 607 

( S B Z 16 164) 48. V e n e z u e l a 7 524 96. N i c a r a g u a 1 477 

( W e s t - B e r l i n 2 204) 49. S c h w e d e n 7 480 97. T o g o 1 440 
( O s t - B e r l i n 1 077) 50. C h i l e 7 340 98. L i b e r i a 1 290 

8. B r a s i l i e n 70 799 51. I r a k 7 085 
99. Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 1 227 

9. G r o ß b r i t a n n i e n 52 539 52. Ö s t e r r e i c h 7 081 
100. L i b y e n 1 195 

10. I t a l i e n 49 361 53. M a l a i i s c h e r B u n d 6 909 
100. L i b y e n 1 195 

10. I t a l i e n 

K u b a 
101. C o s t a R i c a 1 171 

11. F r a n k r e i c h 45 542 54. K u b a 6 797 

55. G h a n a 
102. P a n a m a 1 055 

12. U k r a i n e 43 091 1 55. G h a n a 6 691 
102. P a n a m a 1 055 

13. N i g e r i a 35 091 56. U g a n d a 6 677 
103. M o n g o l i s c h e V o l k s r e p u b l i k 937 

14. M e x i k o 34 988 57. S a u d i - A r a b i e n 6 036 104. K o n g o ( B r a z z a v i l l e ) 900 

K o r e a 32 915 58. M a d a g a s k a r 5 393 
105. T r i n i d a d u n d T o b a g o 844 

( S ü d - K o r e a 24 665) S c h w e i z 5 351 
106. M a u r e t a n i e n 727 

( N o r d - K o r e a 8 250) 59. J e m e n 5 000 
107. Z y p e r n 563 

15. S p a n i e n 30 128 60. K a m b o d s c h a 4 952 108. G a b u n 440 

V i e t n a m 30 020 61. D ä n e m a r k 4 581 
109. L u x e m b u r g 314 

( N o r d - V i e t n a m 15 917) 62. S y r i e n 4 555 
110. I s l a n d 176 

( S ü d - V i e t n a m 14 100) 63. F i n n l a n d 4 449 

16. P o l e n 29 703 64. O b e r v o l t a 4 400 

17. P h i l i p p i n e n 27 792 65. E c u a d o r 4 317 A n m e r k u n g e n : 
18. T ü r k e i 27 561 66. T u n e s i e n 4 168 

19. T h a i l a n d 26 258 67. M a l i 4 100 

20. V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 25 929 68. K a m e r u n 4 097 1 D i e a n g e g e b e n e B e v ö l k e r u n g s z a h l g i l t 

21. B i r m a 20 662 69. G u a t e m a l a 3 765 f ü r d i e G e s a m t h e i t d e r S o z i a l i s t i s c h e n 

22. I r a n 20 182 70. N o r w e g e n 3 586 S o w j e t r e p u b l i k e n e i n s c h l i e ß l i c h d e r u n ­

23. A r g e n t i n i e n 20 006 71. H a i t i 3 505 t e r 12 u n d 46 g e s o n d e r t a u f g e f ü h r t e n 

24. Ä t h i o p i e n 20 000 72. B o l i v i e n 3 462 R e p u b l i k e n U k r a i n e u n d W e i ß r u ß l a n d . 

25. J u g o s l a w i e n 18 538 73. E l f e n b e i n k ü s t e 3 230 D a d i e s e s e l b s t ä n d i g e M i t g l i e d e r d e r 

26. R u m ä n i e n 18 403 74. G u i n e a 3 000 V e r e i n t e n N a t i o n e n s i n d , w e r d e n s i e 

27. K a n a d a 17 814 75. D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 2 994 z u s ä t z l i c h e i n z e l n g e n a n n t . 

28. S ü d a f r i k a 15 780 76. S e n e g a l 2 973 

29. K o n g o ( L é o p o l d v i l l e ) 14 150 77. N i g e r 2 870 2 D a s D e m o g r a p h i c Y e a r b o o k 1961 d e r 

30. K o l u m b i e n 14 132 78. I r l a n d 2 834 V e r e i n t e n N a t i o n e n , n a c h d e m s i c h d i e s e 

31. A f g h a n i s t a n 13 800 79. U r u g u a y 2 827 T a b e l l e d e r V e r g l e i c h s m ö g l i c h k e i t h a l ­

32. T s c h e c h o s l o w a k e i 13 654 80. T s c h a d 2 639 b e r e i n h e i t l i c h r i c h t e t , l ä ß t d i e u n t e r 

33. S u d a n 11 770 81. R w a n d a 2 638 p o l n i s c h e r u n d s o w j e t i s c h e r V e r w a l t u n g 

34. M a r o k k o 11 626 82. E l S a l v a d o r 2 501 s t e h e n d e n d e u t s c h e n O s t g e b i e t e u n b e ­

35. N i e d e r l a n d e 11 480 83. S i e r r a L e o n e 2 450 r ü c k s i c h t i g t ; s i e s i n d a u s d i e s e m 

36. A l g e r i e n 11 020 84. N e u s e e l a n d 2 372 G r u n d e i n d e r a n g e f ü h r t e n G e s a m t z a h l 

37. P e r u 10 857 85. B u r u n d i 2 220 n i c h t e n t h a l t e n . 
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DIE MITGLIEDSCHAFTEN IN U N - O R G A N E N FUR 1963 

Sicherheitsrat (11) 
B r a s i l i e n 

C h i n a 

F r a n k r e i c h 

G h a n a 

G r o ß b r i t a n n i e n 

M a r o k k o 

N o r w e g e n 

P h i l i p p i n e n 

S o w j e t u n i o n 

V e n e z u e l l a 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Wirtschafts- und Sozialrat (18) 
A r g e n t i n i e n 

Ä t h i o p i e n 

A u s t r a l i e n 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I t a l i e n 

J a p a n 

J o r d a n i e n 

J u g o s l a w i e n 

K o l u m b i e n 

Ö s t e r r e i c h 

S e n e g a l 

S o w j e t u n i o n 

T s c h e c h o s l o w a k e i 

U r u g u a y 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Treuhandrat (8) 
A u s t r a l i e n 

C h i n a 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

L i b e r i a 

N e u s e e l a n d 

S o w j e t u n i o n 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Kommission für Menschenrechte (21) 
A f g h a n i s t a n 

C h i l e 

C h i n a 

D ä n e m a r k 

E c u a d o r 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I t a l i e n 

K a n a d a 

L i b a n o n 

L i b e r i a 

N i e d e r l a n d e 

P a n a m a 

P h i l i p p i n e n 

P o l e n 

S o w j e t u n i o n 

T ü r k e i 

U k r a i n e 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Kommission für die Rechtsstellung 
der Frau (21) 

A r g e n t i n i e n 

A u s t r a l i e n 

C h i n a 

F i n n l a n d 

F r a n k r e i c h 

G h a n a 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d o n e s i e n 

J a p a n 

K o l u m b i e n 

M e x i k o 

N i e d e r l a n d e 

P e r u 

P h i l i p p i n e n 

P o l e n 

S i e r r a L e o n e 

S o w j e t u n i o n 

S p a n i e n 

T s c h e c h o s l o w a k e i 

V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Kommission für Sozialfragen (21) 
A l b a n i e n 

B r a s i l i e n 

C h i n a 

E c u a d o r 

F i n n l a n d 

F r a n k r e i c h 

G a b u n 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I r a k 

I s r a e l 

J u g o s l a w i e n 

K a n a d a 

M a l a i i s c h e r B u n d 

Ö s t e r r e i c h 

S o w j e t u n i o n 

S u d a n 

T u n e s i e n 

U r u g u a y 

V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

W e i ß r u ß l a n d 

Wirtschaftskommission für 
Europa (30) 

A l b a n i e n 

B e l g i e n 

B u l g a r i e n 

B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d 

D ä n e m a r k 

F i n n l a n d 

F r a n k r e i c h 

G r i e c h e n l a n d 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I r l a n d 

I s l a n d 

I t a l i e n 

J u g o s l a w i e n 

L u x e m b u r g 

N i e d e r l a n d e 

N o r w e g e n 

Ö s t e r r e i c h 

P o l e n 

P o r t u g a l 

R u m ä n i e n 

S c h w e d e n 

S o w j e t u n i o n 

S p a n i e n 

T s c h e c h o s l o w a k e i 

T ü r k e i 

U k r a i n e 

U n g a r n 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

W e i ß r u ß l a n d 

Z y p e r n 

Z y p e r n 

S c h w e i z ( b e r a t e n d e s M i t g l i e d ) 

Ausschuß für Technische Hilfe (30) 
A f g h a n i s t a n 

A r g e n t i n i e n 

Ä t h i o p i e n 

A u s t r a l i e n 

B r a s i l i e n 

B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d 

D ä n e m a r k 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r i e c h e n l a n d 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I n d o n e s i e n 

I s r a e l 

I t a l i e n 

J a p a n 

J o r d a n i e n 

J u g o s l a w i e n 

K o l u m b i e n 

N e u s e e l a n d 

N i e d e r l a n d e 

N i g e r i a 

Ö s t e r r e i c h 

P o l e n 

S e n e g a l 

S o w j e t u n i o n 

T s c h e c h o s l o w a k e i 

U r u g u a y 

V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Ausschuß für industrielle Entwick­
lung (30) 

A l g e r i e n 

A r g e n t i n i e n 

Ä t h i o p i e n 

A u s t r a l i e n 

B r a s i l i e n 

B u l g a r i e n 

B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I t a l i e n 

J a p a n 

J o r d a n i e n 

J u g o s l a w i e n 

K o l u m b i e n 

M a d a g a s k a r 

M e x i k o 

Ö s t e r r e i c h 

P a k i s t a n 

P h i l i p p i n e n 

S c h w e d e n 

S e n e g a l 

S o w j e t u n i o n 

T s c h e c h o s l o w a k e i 

T u n e s i e n 

U r u g u a y 

V e r e i n i g t e A r a b i s c h e R e p u b l i k 

V e r e i n i g t e S t a a t e n 

Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 
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Soeben erschienen: 

Persönlichkeitsrechtliche Fragen 
des internationalen Rechts 

H e r a u s g e g e b e n v o n 

P r o f . D r . I g n a z S e i d l - H o h e n v e l d e r n 

u n d L a n d g e r i c h t s d i r e k t o r D r . H e i n r i c h N a g e l 

103 S e i t e n , F o r m a t D I N A 5, k a r t o n i e r t , 

7,80 D M 
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K i p p . I I . D i e p e r s ö n l i c h e E h r e u n d i h r 
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V E R L A G A U G U S T L U T Z E Y E R 
B A D E N - B A D E N , P O S T F A C H 6 1 0 

EUROPA-ARCHIV 
Zeitschrift für internationale Politik 
Herausgegeben von Wilhelm Cornides 

Die nunmehr i n ihrem 18. Jahrgang erscheinende 
Zeitschrift e n t h ä l t neben Aufsä tzen und Be­
richten eine ausführ l iche Dokumentation, einen 
Li tera tur te i l sowie eine Chronologie des Welt ­
geschehens. 

Aus dem Inhal t der letzten Folgen: 
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Frederick 
Mar t i n Stern : 

K a r l Har tmann: 
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Boris Goldenberg: 

Donald S. Zagoria: 

Die britische parlamentari­
sche S o u v e r ä n i t ä t und der 
Vertrag von Rom 
Die Strategie der 
Abschreckung und Ausbau 
der Reserve- und 
Terri torialarmeen 
Neue Wege 
der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit i m 
Ostblock 
Kr ieg und Frieden 
Bemerkungen zu einem 
Buch von Raymond A r o n 
Die kubanische 
Revolution — ein neuer 
Revolutionstyp 
Der chinesisch-sowjetische 
Konf l ik t und der Westen 

Preis für das Jahresabonnement (24 Folgen): 
35,— D M zuzüglich Porto. Probehefte auf Wunsch 
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E n t w i c k l u n g s h i l f e - e i n m a l a n d e r s 
Zusammengestellt von DR. R O B E R T S I E G E R T — 176 Seiten, D I N A 5, broschiert, 17,80 D M 

Möglichkeiten und 
Grenzen des gesamten 
Themas Entwicklungs­
hilfe — einmal anders 

Wirksame Leistung über 
das Geld hinaus am 
Beispiel Asiens 

Entwicklungshilfe — 
sozial und kulturell 

Von der Hilfe zur 
Partnerschaft — ein 
gegenseitiges Verstehen 

Seelisch-geistige 
neue Wege 

Kosten und Erfolgs­
aussichten der Entwick­
lungshilfe — ein „po­
litisches" Geschäft am 
Beispiel der Türkei 

Grundsätzliche Probleme 
— europäische Initiative 
am Beispiel Afrikas 

H e f t 10 d e r S c h r i f t e n r e i h e z u m H a n d b u c h d e r E n t w i c k l u n g s h i l f e 

I N H A L T S Ü B E R S I C H T : 

von Dr. Robert Siegert 

von Botschafter a. D. 
Dr. Hans Podeyn, 
Bad Homburg v. d. H . 

von Prof. Dr. Ludwig 
Hamburger, Washington 

von P r ä l a t Prof. Dr. 
W. Wissing, Bremen 

von Dr. Bernhard Ohse, 
Stuttgart 

von Prof. Dr. Dr. 
Fritz Baade, K i e l 

von P räs iden t a. D. 
Herbert Prack, Wien 

Problematik des Agrar-
handels mit den Ent­
wicklungsländern 

Entwicklung vom Stand­
punkt des „Empfängers" 
am Beispiel der 
Genossenschaften 

Entwicklungshilfe in 
ihren menschlichen 
Zielen (die farbigen 
Völker) 

„Entwicklung" hinter 
dem Vorhang (Chinas 
Ernährungskrise) 

Vorschläge zur Koor­
dinierung Technischer 
Hilfe am Beispiel 
Südamerikas 

Die wirtschaftliche Seite 
im Rückblick 
(am 15. Juli 1962 in der 
„Neuen Zürcher Zeitung" 
erschienen) 

von Prof. Dr. Priebe 
und Dr. Michel, 
Frankfurt a. M . 

von Elyseo Taylor, 
Ghana 

von Dr. Oskar Splett, 
Bonn 

von Dr. Gilbert Etienne, 
Genf 

von Dr. Ralph v. Gers­
dorff, Barbados 
(Antillen) 

von Dr. Hans Zimmer­
mann, Bad Godesberg 
und Zürich 
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Was 
geht in den Hauptversammlungen vor sich? 

Der von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung herausgegebene 

$ l i d t b t t t d j Ые ЩкЩаП 
enthält in ausführlichen 

stenografischen Niederschriften 

die wichtigsten Fragen der Aktionäre und die interessanten 

Antworten der Vorstände und Aufsichtsräte Wer die umfang­

reichen Protokolle der 

8 3 

74 

2 2 3 

Hauptversammlungen, 

die der Blick durch die Wirtschaft seit Anfang des Jahres 

brachte, gelesen hat, weiß so Bescheid, als sei er bei der 

Versammlung dabeigewesen Mit diesen in ihrer Ausführlich­

keit wohl einmaligen Gesellschaftsberichten, hat der Blick durch 

die Wirtschaft seit Januar 1962 über 4000 zusätzliche Nachrichten 

aus der Wirtschaft des In­und Auslandes veröffentlicht, darunter 

Konjunkturberichte 

aus den wichtigsten Ländern der internationalen Wirtschaft und 

Branchenberichte. 

Auch Sie sollten diesen Wirtschaftsdienst täglich auswerten. 

Gern senden wir Ihnen für einige Tage Probeexemplare zu. 

Schreiben Sie bitte an die Vertriebsabteilung Blick durch die 

Wirtschaft, 6 Frankfurt am Main 1, Postfach 3463 

§\i& bind) Me Ptvtfd)*ft 
die aktuelle deutsche Wirtschaftszeitung 
herausgegeben von der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
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